
Der italienische Präsident des
EU-Parlaments fordert eine

Verdoppelung des EU-Budgets.
Diese Forderung verbindet er
mit dem Recht für die EU, selber
Steuern bei den Bürgern einzu-
treiben. Damit würde ein neues
Fass aufgemacht werden. Außer
ihren Mitgliedstaaten würde zu-
künftig auch die EU selber die
Bürger mit Steuern direkt
schröpfen können. 

Die große Umverteilung setzt
allerdings voraus, dass sich die
Nettozahler, die sich in der Regel
im Norden befinden, dem nicht
durch einen Exit entziehen.
Diese Voraussetzung gilt für die
EU und das Königreich Spanien
genauso, wie sie für Italien und
Belgien gilt und für Jugoslawien
gegolten hat, das daran geschei-
tert ist, dass der wohlhabendere
Norden seinen Exit ertrotzt hat.
Von daher ist es verständlich,
dass das EU-freund liche Esta-
blishment einem Exit Katalo-
niens aus dem Königreich
Spanien ähnlich negativ gegen-
übersteht wie jenem Großbri-
tanniens aus der EU. Dazu passt,
dass analog zu den ebenfalls ver-
femten russlandfreundlichen
Ostukrainern lieber von „Sepa-
ratismus“ oder „Separatisten“
gesprochen wird als von „Unab-
hängigkeitsbewegung“ oder
„Unabhängigkeitskämpfern“ . 

Wer immer noch Zweifel hin-
sichtlich der Haltung des Esta-
blishments in der Ka ta lonien-
frage haben sollte, der höre sich
im „Heute-Journal“ vom vergan-
genen Sonnabend Marietta
Slomkas Überleitung von einem
Beitrag über eine PiS-freundliche
Demonstration in Polen am Un-
abhängigkeitstag zu einer Mel-
dung über eine Un ab  hän gig-
 keitsdemo in Katalonien an:
„Nationalismus, Unabhängig-
keitsbestrebungen, ethnische
Abgrenzung – in den Gesamt-
komplex passt auch die erste
Meldung von Heinz Wolf.“

MANUEL RUOFF:

Nur ohne Exit

Die EU langt zu
Parlamentspräsident Tajani will doppelt so viel Geld und eigene Steuern

Die EU-Führung ignoriert die
schon jetzt bedrohlichen Flieh-
kräfte und setzt unbeirrt auf
„immer mehr Europa“.

EU-Parlamentspräsident Anto-
nio Tajani will den Haushalt der
Europäischen Union verdoppeln,
von jetzt 140 auf 280 Milliarden
Euro jährlich. Dafür greift er einen
Vorschlag von Frankreichs Präsi-
dent Emmanuel Macron auf, der
einen eigenen Finanzminister für
die Euro-Zone vorgeschlagen hat,
der auch direkt Steuern von den
Bürgern einziehen darf. Tajani will
einen solchen Minister nicht bloß
für die Länder der Euro-Zone,
sondern für die gesamte EU. 
Bislang ist das Erheben von

Steuern Sache der Mitgliedstaaten,
die aus ihren Einnahmen Beiträge
an die EU abführen. Der Vorteil
von Tajanis und Macrons Plan für
die EU-Potentaten liegt auf der

Hand: Nicht nur erhielte Brüssel
damit weit mehr Geld der Bürger.
Überdies müssen nationale Regie-
rungen derzeit ihren Bürger wei-
tere Beiträge für die EU erklären,
und das abgeführte Geld fehlt
dann in den nationalen Haushal-
ten, was bei den Wählern selten
gut ankommt.
Greift die EU

direkt zu, ist sie
von den National-
regierungen und
deren Parlamen-
ten weit unabhän-
giger. Die nationa-
len Regierungen müssten sich ih-
rerseits nicht mehr für die Bela-
stung ihrer Bürger zugunsten der
EU rechtfertigen und könnten die
Schuld auf Brüssel schieben. Wer
dort „regiert“, also die Verantwor-
tung trägt, ist für den einzelnen
EU-Bürger jedoch kaum zu über-
schauen. Die politische Verant-

wortung bliebe abstrakt. Aller-
dings würde damit die Belastung
der Bürger seitens der EU nicht
nur erheblich steigen, vermutlich
weitgehend ohne parallele Entla-
stung bei nationalen Steuern.
Auch würde weit mehr als bisher
innerhalb der EU „umverteilt“

werden von den
Nettozahlern zu
den Subventions-
empfängern.
Das dürfte allen

schaden, den Ge-
bern sowieso,
aber auch den

Nehmern und der EU insgesamt.
Die traurige Entwicklung in Süd-
europa hat gezeigt, dass immer
mehr Subventionen nicht zum Er-
blühen dieser Regionen, sondern
zu deren Erstarrung, zu Ver-
schwendung und Niedergang ge-
führt haben. Gegenleistungsloses
Geld ist gefährlich, weil es die Lei-

stungsbereitschaft einschläfern
kann sowie Fehlinvestitionen an-
kurbelt und Missbrauch fördert. 
Der EU insgesamt droht, dass sie

die Geduld der Gebernationen
überdehnt. Das Beispiel Katalo-
niens zeigt, dass eine solche Über-
dehnung zu Abkehr, Entfremdung
und langfristig sogar zum Bruch
führen kann. Die massive, spa-
nieninterne Umverteilung zulasten
der Katalanen bildet eine wesent-
liche Triebfeder für deren Unab-
hängigkeitsträume.
All diesen Erfahrungen zum

Trotz scheinen Tajani wie Macron
entschlossen, den Weg zu „immer
mehr Europa“ um jeden Preis fort-
zusetzen. Dabei könnte der natio-
nale Blickwinkel des Franzosen
Macron und des Italieners Tajani
eine Rolle spielen. Ihre Länder
stecken in schweren Haushaltsnö-
ten und suchen dringend nach
mehr Geld. Hans Heckel
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Auch die Interessen seiner italienischen Heimat im Blick? EU-Parlamentspräsident Antonio Tajani Bild: pa

SED-Opfer leiden bis heute
Jeder Dritte traumatisiert: »Schäden unbürokratischer anerkennen«

Tanzen und Geld verteilen
Mit bangem Gefühl blickt die Wirtschaft auf die Klimakonferenz   

Ehemalige politische Häft-
linge der DDR leiden viel-
fach bis heute unter den

seelischen Wunden aus ihrer Haft-
zeit. Teilweise verstärken sich die
Symptome Jahrzehnte nach der
Haft sogar wieder, so Stefan Tro-
bisch-Lütge, Leiter der Berliner
„Beratungsstelle Gegenwind für
politisch Traumatisierte der SED-
Diktatur“ anlässlich des Mauerfall-
Jubiläums am 9. November ge-
genüber der „Berliner Zeitung“.
Insgesamt hat das kommunisti-

sche Regime rund 300000 Men-
schen aus politischen Gründen
hinter Gitter gebracht, jeder dritte
davon gilt als traumatisiert. Laut
Trobisch-Lütge glauben viele Be-
troffene heute,  „dass es sich für sie

nicht gelohnt hat, nicht stromlini-
enförmig gewesen zu sein, weil sie
auch heute noch in einer wesent-
lich schlechteren Position sind als
jene, die nicht im entferntesten

daran gedacht haben, Widerstand
zu leisten. Sie haben den Eindruck,
einen Fehler gemacht zu haben.“
Viele litten an schweren Depres-

sionen oder Angstzuständen, an
Suchtproblemen  oder an psycho-
somatischen Symptomen, die auf
die Haft zurückzuführen seien.
Wie der Leiter der Beratungsstelle

hervorhebt, wird dieser Zusam-
menhang oft erst nach Jahren er-
kannt:  „Irgendwann im Laufe der
traditionellen Therapie stellt sich
dann heraus, dass sie in Hohen-
schönhausen, Rummelsburg oder
Cottbus im Gefängnis saßen. Sie
werden dann zu uns geschickt.“
Trobisch-Lütge fordert die Poli-

tik auf, dafür zu sorgen, dass durch
Stasi-Haft eingetretene Schäden
unbürokratischer als solche aner-
kannt werden. Alles andere ver-
stärke bei den Betroffenen nur das
Gefühl der Ungerechtigkeit. „Ge-
genwind“ ist laut der „Berliner Zei-
tung“ deutschlandweit die einzige
Beratungsstelle für diese Ziel-
gruppe und betreut wöchentlich
50 bis 60 Personen. H.H.

Zur 23. Weltklimakonferenz
treffen sich in diesen Tagen
25000 Teilnehmer in Bonn.

Nur eine Minderheit verhandelt
allerdings wirklich. Die anderen
sind bloß Beobachter. Wer den Ta-
gungsort, eine gigantische Zelt-
stadt in den Rheinauen, besichtigt,
fühlt sich eher an eine Tourismus-
Messe erinnert. Russland wirbt mit
Bären und Tigern, Fidschi mit
schönen Stränden. Das pazifische
Inselparadies hat die Präsident-
schaft übernommen. Deutschland
tritt als „technischer Gastgeber“
auf und zahlt. Das Spektakel kostet
117 Millionen Euro. 
Tatsächlich geht es noch um ganz

andere Summen: Der Kongress
tanzt (vornehmlich zu politisch

korrekten Ureinwohner-Rhyth-
men), er redet, er feiert und er ver-
teilt Geld, vor allem deutsches
Geld: Deutschland ist einer der
weltweit großen Klimaschutzfi-

nanziers. Allein für die Förderung
Erneuerbarer Energien zahlen die
Deutschen jedes Jahr einen Auf-
schlag auf die Stromrechnung von
25 Milliarden Euro. Für mehr als
drei Milliarden Euro werden jähr-
lich Klimaschutzprojekte rund um
den Globus finanziert. Bis 2020
soll die Summe auf vier Milliarden

ansteigen. Der deutschen Wirt-
schaft wird bereits bange zumute.
Dieter Kempf, Präsident des Bun-
desverbandes der Deutschen Indu-
strie, warnt vor Alleingängen in
der Energie- und Klimapolitik. Er
verlangt eine verstärke internatio-
nale Zusammenarbeit. Die ange-
strebte Reduzierung der Treib -
hausgas-Emissionen bis 2050
könnte in Deutschland Kosten von
unvorstellbaren 1500 Milliarden
Euro verursachen. Was ganz ne-
benbei auch noch bedacht werden
sollte: Es gibt nach wie vor triftige
Gründe, die gegen einen vom men-
schengemachten Klimawandel
sprechen.  Frank Horns

Mehr dazu auf Seite 3

Depressionen und
Angstzustände

Kosten von 
1500 Milliarden 
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Putin seine Wahl?, S. 12



In der Beurteilung der Oktoberre-
volution von 1917 zieht sich ein
Riss durch die russische Gesell-
schaft. Während 45 Prozent der Be-
völkerung die Revolution positiv
sehen, hielt Wladimir Putin sich
von den Feierlichkeiten fern. Er will
dem Umgang mit der Revolution ei-
nen versöhnenden Charakter ver-
leihen. 

Befreiung von der Knechtschaft
des zaristischen Regimes, ein bluti-
ger Umsturz oder eine Katastrophe
epochalen Ausmaßes? Wie soll
man die Ereignisse, die vor 100
Jahren Russland erschütterten,
heute beurteilen? Diese Frage be-
schäftigt nicht nur Historiker, Jour-
nalisten und Wissenschaftler im
Westen, sondern auch in Russland
selbst.

Den 100. Jahrestag feierten ledig-
lich die Kommunisten mit öffent-
lichen Umzügen, denn Präsident
Putin distanzierte sich, indem er
sagte, an der Verherrlichung eines
blutigen Volksaufstands, der zum
Sturz einer Regierung führte, habe
er kein Interesse. Schon früher hat-
te er Lenin als Zerstörer Russlands
bezeichnet. Während westliche
Medien ausführlich über den 100.
Jahrestag der Oktoberrevolution
berichteten, werteten sie Putins
Fernbleiben von allen Feierlichkei-
ten als Furcht vor einer neuen Re-
volution. Doch laut russischen Be-
obachtern ist mit einer Revolte so
bald nicht zu rechnen, denn die
Menschen seien heute eher daran
interessiert, Einkäufe zu tätigen
und sich ihr Leben mit Geld so be-
quem wie möglich zu gestalten.

Ganz so spurlos, wie man uns
glauben machen will, ging der Jah-
restag der Oktoberrevolution doch
nicht an der russischen Öffentlich-
keit vorbei. Die Russische Histori-
sche Gesellschaft, deren umstritte-
ner Leiter Kulturminister Wladimir
Medinskij ist, hatte den offiziellen
Auftrag, Veranstaltungen zum 100.
Jahrestags der Revolution vorzube-
reiten Es wurden wissenschaftliche
Konferenzen, Foren und Ausstel-
lungen durchgeführt, die weniger
öffentlichkeitswirksam waren als
großangelegte Festumzüge. Wenn
auch der Auftrag an den Kulturmi-
nister lautete, dem Umgang mit der

Revolution einen versöhnenden
Charakter zu verleihen, wurde
dennoch kontrovers diskutiert. Bei
einer Duma-Anhörung stritten Ab-
geordnete, Senatoren, Historiker,

Vertreter von Stiftungen und junge
Wissenschaftler über das histori-
sche Ereignis. Dabei zeigte sich,
dass die Revolution insgesamt sehr
umstritten ist. Kommunistenführer
Gennadij Sjuganow hob die positi-
ven Folgen der Revolution hervor,
wie die kostenlose Bildung für alle,
die Entwicklung des Industriesek-
tors und der Wissenschaft sowie
Jurij Gagarins Flug ins Weltall. Wla-
dimir Schirinowskij (Liberaldemo-
kratische Partei Russlands) konter-
te, die ganze Revolution sei nur Ge-
walt und Betrug gewesen. Er ging
sogar so weit, die Bolschewiken mit
heutigen IS-Kämpfern zu verglei-
chen. 

Neben Politikern blickten auch
Journalisten und Philosophen auf
das Jahrhundertereignis zurück
und zogen Schlüsse zur Gegenwart.
Der Philosoph Michail Ryklin sagte
offen, dass 1917 in der Folge zu

mehr Unfreiheit geführt habe
wegen Stalins Säuberungen. Der
Befreiungsprozess heute finde nur
in der Konzentration von Eigentum
in den Händen eines engen Kreises

in der Umgebung der Macht statt.
Dass im heutigen Russland die
Macht wieder in einer Hand liegt,
die Idee eines wiedererstarkten
Imperiums gepaart mit einem

Kriegskult entstanden sei. erklärt
der Philosoph mit dem Zerfall der
Sowjetunion, der die Menschen
überwältigt habe. Jahrelang hatten
sie hinter dem Eisernen Vorhang
gelebt und sahen erst jetzt, wel-
chen Vorsprung das kapitalisti-
sche System hatte. Von den Priva-
tisierungen profitierte nur eine
kleine Gruppe von Leuten, für die
meisten fiel alles zusammen. Dar-

aus lasse sich das Verlangen nach
einer starken Hand ableiten. 

Der Journalist Alexander Sche-
lenin stellt fest, dass Russland seit
1991 nichts erreicht habe, worauf

es stolz sein könne: Die großen Ak-
kerflächen der Sowjetunion seien
in Wüsten verwandelt worden, für
die wenigen Fabriken, die seit 1991
gebaut worden seien, zeichneten
ausländische Firmen verantwort-
lich. 

Linguisten prangern die Verro-
hung der Sprache an. Vor allem
russische Beamte bedienten sich
im Umgang mit Bürgern des Jar-
gons von Tschekisten, was zu ei-
nem Hassklima führe. Eine regel-
rechte Hasspropaganda förderten
ebenfalls die staatlichen Fernseh-
sender. 

So konträr wie Politiker und Wis-
senschaftler es tun, betrachtet auch
das Volk die Revolution. Laut Er-
gebnissen einer Umfrage des staat-
lichen WZIOM-Instituts sehen 
45 Prozent die Revolution positiv,
ebenso viele beurteilen sie negativ.
und 13 Prozent sehen in ihr eine

Katastrophe. Umstritten ist selbst
der Umgang mit Lenin. Während
Kommunisten die Erinnerung an
ihren Revolutionsführer hochhal-
ten, scheint Putin sich eher an Tra-

ditionen des Zaren-
reichs zu orientieren.
Vor Jahren schon
wurde der Revolu-
tionsfeiertag am 7. No-
vember zugunsten
des 4. November (Ein-
heit des Russischen
Volkes), abgeändert.

Anlässlich des Jah-
restags flammte auch
die Diskussion um
das Lenin-Mauso-
leum auf dem Roten
Platz wieder auf. Die
liberale Putin-Her-
ausfordererin Xenia
Sobtschak – sie ist die
Tochter des ehemali-
gen Putin-Vertrauten
Anatolij Sobtschak
und will bei der Präsi-
dentschaftswahl ge-
gen ihn antreten –
möchte Lenin sofort
beerdigen und erhält
überraschend Rük-
kendeckung von Pu-
tins Statthalter in
Tschetschenien, Ram-
san Kadyrow. 60 Pro-
zent der Russen sind

laut WZIOM ebenfalls für eine Be-
erdigung Lenins.

Ein Denkmal in Moskau für die
Opfer aller, die während der Revo-
lution und im anschließenden
Bürgerkrieg ums Leben gekom-
men sind, soll zur Aussöhnung
führen. Ein ähnliches Vorhaben in
Sewastopol auf der Krim stieß auf
wenig Gegenliebe. Der Bau eines
Mutter-Heimat-Denkmals, zu des-
sen Fuß ein Weißgardist und ein
Rotgardist vereinigt sind, musste
wegen zu heftiger Proteste auf Eis
gelegt werden. Der Ukrainekon-
flikt dürfte überdies dazu beigetra-
gen haben, dass Russlands offiziel-
le Erinnerung an die Revolution
verhalten ausfiel, begannen doch
mit der Revolution erste Unabhän-
gigkeitsbestrebungen der Ukraine.
Ohne die Ukraine ist Russland je-
doch kein Imperium.

Manuela Rosenthal-Kappi
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Macrons Idee
zurückgewiesen 

Berlin – Ralph Brinkhaus, Finanz-
experte der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion, hat sich gegen die
Einführung eines gemeinsamen
Haushalts der Euro-Zone ausge-
sprochen. Dafür sehe er derzeit
keine Notwendigkeit, ebenso we-
nig für die Einsetzung eines Fi-
nanzministers für das Gebiet der
Gemeinschaftswährung. Beides
hatte der französische Staatspräsi-
dent Emmanuel Macron vorge-
schlagen. Der Vorstoß aus Paris
hatte in Deutschland Befürchtun-
gen ausgelöst, Frankreich wolle
seine Finanzprobleme mit deut-
schen Steuergeldern lösen, um
notwendigen, aber schmerzhaften
und unpopulären Reformen aus
dem Wege gehen zu können.
Kanzlerin Angela Merkel (CDU)
hatte sich im Unterschied zu
Brinkhaus zunächst offen gezeigt
für Macrons Idee. H.H.

Umgang mit Revolution spaltet Russen
Kommunisten feierten offiziell 100. Jahrestag: Befürworter und Gegner halten sich die Waage 

Rückführung
statt Nachzug

Berlin – Die AfD-Bundestagsfrak-
tion hat beantragt, mit der Rück -
führung der syrischen Flüchtlinge
in ihre Heimat zu beginnen. Der
IS sei nahezu besiegt, nur in etwa
zehn Prozent des Landes werde
derzeit noch gekämpft. Ein Ende
des Kriegs sei daher absehbar,
womit der Fluchtgrund für die
Syrer entfalle, so die Fraktion in
ihrem Antrag. Die AfD fordert die
Bundesregierung auf, mit der syri-
schen Regierung in Verhandlun-
gen hinsichtlich der Rückführung
ihrer Landsleute einzutreten. Da-
bei müsse darauf gepocht werden,
dass die Rückkehrer in ihrer Hei-
mat nicht Opfer von Verfolgung
werden. Dazu solle sich die syri-
sche Seite vertraglich verpflichten
und Berlin das Recht einräumen,
die Einhaltung dieser Zusage je-
derzeit vor Ort zu überprüfen.
Zunächst sollten vor allem ar-
beitsfähige Männer zurückge-
bracht werden, deren eventuell in
Deutschland befindliche Familien
erst folgen sollten, wenn die Män-
ner die Lebensverhältnisse in der
Heimat konsolidiert hätten.
Schulpflichtigen Kindern solle
vor ihrer Heimkehr schon in
Deutschland von syrischen Leh-
rern syrischer Schulunterricht er-
teilt werden, um ihre Wiederein-
gliederung zu erleichtern. H.H.

Niederlande legen Veto ein
Den Haag hat beschlossen, eine Reihe von Dokumenten, die den Absturz von MH17 betreffen, nicht freizugeben

Als im Juli 2014 über der
Ukraine eine malaysische
Passagier-Boeing abge-

schossen wurde, erschienen die
Umstän de rätselhaft. Nur eines er-
schien den Leitme di en der Nato-
Länder sofort zweifelsfrei erwie-
sen: Es seien die Russen gewesen,
wahr scheinlich sei sogar Wladi-
mir Putin persönlich dafür verant-
wortlich. Nach drei Jahren, die mit
verschiedenartigen Un tersuchun-
gen des Vorfalls verflossen sind,
ist deshalb davon auszugehen,
dass, wenn dabei je der Hauch ei-
n es Beleges für die russische
Schuld aufgetaucht wäre, dieses
alle Blät ter und Nachrichtensen-
dungen, die am ersten Tag bereits
ihr Urteil gefällt hatten, mit Ge töse
erfüllt hätte. Doch nichts derglei -
chen geschah.

Stattdessen be-
schloss das
niederländische
Ministerium für
Sich erheit und
Justiz, eine Reihe von Dokumen-
ten, die den Absturz der Boe-
ing 777 betreffen, nicht freizuge-
geben. Dem Ministerium zufolge
„über wiegen das Recht der Regie-
rung auf Ver traulichkeit ihrer Tä-
tigkeit, die Einheit der Staatspoli-
tik und die Sensibilität der Frage

nach der Wichtigkeit der Freigabe
von Informationen“. Dieser Be-
schluss entspricht einer Vorlage
des Staatsrats der Niederlande, ei-
nem Ver fassungsorgan mit Bera-
tungsfunk tion. 

Möglich ist ein derartiges Ver -
fahren, weil das multinationale so-
genannte Gemein sa me Ermitt-
lungsteam (Joint Investigation
Team, JIT) unter der Maßgabe an-
getreten ist, dass jedes der teilneh-
menden Länder das Recht hat, ge-
gen die Veröffentlichung irgend-
wel cher Erkenntnisse aus der Auf -
klärung ein Veto einzulegen. Die-
ses Vetorecht ist umso bemerkens-
werter, als nicht nur die Nieder-
lande, Ma laysia, Aus tralien und
Belgien dem Gemein sa men Er-
mittlungsteam angehören, son-

dern auch die Ukraine, deren Be-
teiligung am Abschuss nicht von
vornherein ausgeschlossen wer-
den kann. 

Stieße man also bei der Unter-
suchung auf Hinweise, die für eine
Beteiligung der Ukraine sprechen
– was, wie gesagt, nicht auszu-

schließen ist –, so könnten diese
durch deren Veto unterdrückt
werden. Nun hat zwar nicht die
vom Westen unterstützte Ukraine,
sondern nur das westeuropäische
Holland vom Vetorecht Gebrauch
gemacht, doch
nährt es nichtsde-
stotrotz den Ver-
dacht, dass das in
den Niederlan-
den sitzende Ge-
meinsame Ermittlungsteam nicht
ergebnisoffen ermitteln solle, son-
dern von vornherein die Aufgabe
gehabt habe, Russ land die Schuld
zuzu schieben und dabei hin -
derliche Tatsachen und Indizien
unter den Teppich zu kehren.

Zusätzliche Nahrung erfährt
dieser Verdacht, durch die Art

und Weise wie
das Gremium mit
Material umgeht,
das ihm von
Russland als Bei-
trag zur Aufklä-

rung zugeleitet wird. So haben
russische Stellen vor über ein em
Jahr der niederländischen Gene-
ral staatsan waltschaft Radar-Daten
zuge stellt, die zu neuen Erkennt-
nissen führen könnten. Darauf er-
folgte zunächst keine Reaktion.
Schließlich, auf wieder holte Mah-

nung, erklärten die niederlän -
dischen Experten, sie könnten die
rus sischen Daten nicht entschlüs-
seln. Die russische Seite hat dar-
aufhin im August die bewussten
Daten im geforderten sogenann-

ten „Asterix-Format“ nachge-
reicht. 

Rus sische Medien haben gemut-
maßt, das Gemeinsame Ermitt-
lungsteam werde das Mater ial
trotzdem weiterhin unberück-sich-
tigt lassen. Im selben Sinne
schrieb der politische Analytiker
Ruslan Ostaschko, der Wes ten
werde wohl nur mit einem russi-
schen Schuldeingeständnis zufrie-
den sein. Al le anderen Fakten, Do-
kumente und Be wei se würden
nicht wahrgenom men. „Ich bin
mir dessen sicher“, so Ostasch ko
weiter, „wenn es irgendwelche Do-
ku mente gäbe, die Russlands
Schuld bewei sen könnten, wären
sie schon vor langer Zeit veröffent-
licht worden. Russlands Wunsch
zu beweisen, dass es im Recht ist,
ist richtig und nötig, man muss es
tun. Aber es wird schwerfallen zu

bewirken, dass der Westen Russ-
land zuhören wird.“

Bei dem russischen Material
handelt es sich um Radardaten,
wie sie jeder Flughafen und jeder
militäri sche Flieger horst herstellt

und doku men -
tiert, so auch die
zuständigen russi-
schen Stellen. Die
niederländische
S t a a t s a n  wa l t  -

schaft hatte von Russland wie von
der Ukraine die einschlägigen Da-
ten angefordert. Russ land stellte
sein Material den Niederlanden
zur Verfügung. 

Von Seiten der ukrainischen
Luft fahrtbehörden hingegen ver-
lautete, man verfüge „zufälliger-
weise“ über keine Rad ar-
aufzeichnungen aus der be -
treffenden Zeit und aus der frag-
lichen Region. Es sei damals keine
Radarstation aktiv gewesen. Dieser
angebliche Zufall ist umso erstaun-
licher, um nicht zu sagen unglaub-
würdiger, als zwei Tage zu vor eine
ukrainische Militärtrans -
portmaschine abgeschossen wor-
den war. Trotzdem lässt man es der
Ukraine durchgehen, was in einem
vergleichbaren Fall bei Russland
ungleich schwerer vorstellbar wä-
re. Florian Stumfall

Urteil gegen 
Islamverbände

Münster – Schlappe vor dem
nordrhein-westfälischen Oberver-
waltungsgericht für zwei Islamver-
bände: Der „Zentralrat der Muslime
in Deutschland“ und der „Islamrat
für die Bundesrepublik Deutsch-
land“ sind keine Religionsgemein-
schaften im Sinne des Grundgeset-
zes. Sie haben daher auch keinen
Anspruch darauf, Islamunterricht
an öffentlichen Schulen durchzu-
führen. Seit 2012 gibt es diesen
Unterricht als Modellversuch in
Nordrhein-Westfalen. 2019 endet
das Projekt. Zentralrat und Islamrat
wollten es unter ihrer Aufsicht fort-
führen. Die Richter entschieden da-
gegen. Ihre Urteilsbegründung:
„Aus den Satzungen der beiden
Dachverbände lässt sich nicht die
notwendige Sachautorität und 
-kompetenz für identitätsstiftende
religiöse Aufgaben ableiten. Zudem
muss die religiöse Autorität der
Dachverbände bis hinunter zu den
Moscheegemeinden Geltung ha-
ben.“ Beiden Verbänden wird im-
mer wieder vorgeworfen, dass sie
trotz großspurigen Auftretens nur
einen geringen Teil der Muslime in
Deutschland vertreten. FH

MELDUNGEN

AKTUELL

Wachsende Zweifel an der 
Unvoreingenommenheit Hollands und des JIT

Vetorecht der JIT-Mitglieder 
erschwert die Wahrheitsfindung

Moskau am 7. November: Lediglich Kommunisten feierten den 100. Jahrestag der Oktoberrevolution Bild: pa

Linguisten prangern
Tschekisten-Sprache
in Öffentlichkeit an
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Anträge nur noch
bis 31. Dezember
Hamm – Ehemalige Zwangsarbei-
ter beziehungsweise deren Hinter-
bliebene können beim Bundesver-
waltungsamt nur noch bis zum 
31. Dezember eine Entschädigung
beantragen. Dann endet die An-
tragsfrist. Ausgezahlt werden als
symbolische Anerkennungsleistung
2500 Euro an „zivile deutsche
Staatsangehörige oder Volkszuge-
hörige, die kriegs- beziehungsweise
kriegsfolgenbedingt von ausländi-
schen Mächten zwischen dem 1.
September 1939 und dem 1. April
1956 zur Zwangsarbeit herangezo-
gen wurden“. Leistungsberechtigt
sind auch Hinterbliebene von
Zwangsarbeitern, die nach dem 27.
November 2015 verstorben sind.
Weitere Informationen: Bundesver-
waltungsgericht, Außenstelle
Hamm, Telefon (0228) 993589800
oder im Internet: www.bva.
bund.de/zwangsarbeiter. FH

Nie war eine internationale Kon-
ferenz in Deutschland größer:
25000 Teilnehmer treffen sich
derzeit zur Weltklimakonferenz in
Bonn. Großartige Beschlüsse sind
nicht zu erwarten, Skepsis am Kli-
mawandel ebenso wenig. Schließ-
lich gilt es, Millionen von Euros
umzuverteilen. 

Einige Fakten vorweg: Allein in
der Zeit von Januar bis Ende Okto-
ber erschienen 400 wissenschaftli-
che Studien, deren Ergebnisse der
Theorie eines durch Menschen ver-
ursachten Klimawandels wider-
sprechen. Sie zeigen unter ande-
rem, dass die aktuellen Temperatu-
ren, die Höhe des Meeresspiegels
und aktuelle Extremwet-terereig-
nisse weder ungewöhnlich noch
beispiellos sind. In vielen Gegen-
den der Erde ist es derzeit kälter als
die längste Zeit während der letz-
ten 10000 Jahre. Wie stark Schnee
und Eis am Südpol zunehmen,
zeigt der Neubau der deutschen
Antarktis-Forschungsstation Neu-
meyer III. Sie ruht auf hydrauli-
schen Stelzen, die sie von Jahr zu
Jahr über die wachsende Eisschicht
heben können. Der Vorgänger Neu-
meyer II liegt heute etwa zwölf Me-
ter unter der Oberfläche.
Auf der anderen Seite der Erde

erlebte Grönland gerade den kälte-
sten Juli seit Menschengedenken.
Auf minus 33 Grad Celsius fiel das
Thermometer. Das ist beim staat-
lichen Dänischen Meteorologi-
schen Institut (DMI) nachzulesen.
Das DMI meldete am 31. August
auch den Rekordzuwachs von mehr
als fünf Gigatonnen (fünf Milliar-
den Tonnen) Schnee und Eis auf
Grönland. Ein Forscherteam aus Ja-
pan, Frankreich, Dänemark und
den USA, das mit Hilfe von Eis-
bohrkernen den Temperaturverlauf
der letzten 4000 Jahre im Zentrum
der Insel rekonstruierte, stellte zu-
dem fest, dass es viele Perioden
gab, die deutlich wärmer waren als
heute. Ihr Fazit: Bisher lässt sich für
das Zentrum Grönlands keine Er-
wärmung nachweisen, die es nicht
schon einmal gegeben hätte. 
Die Aufzählung ließe sich belie-

big verlängern. Sie zeigt, dass ein

durch die Menschheit verursachter
Klimawandel keineswegs so sicher
ist wie behauptet. Der Physiker
Hans-Joachim Lüdecke (74), emeri-
tierter Professor der Hochschule
für Technik und Wirtschaft des
Saarlandes, weiß auch warum:
Zwar gäbe es keine Wissenschaft,
die in den letzten Jahrzehnten über
mehr Mittel verfügte als die Klima-
forschung, herausgekommen sei
aber so gut wie nichts. Noch immer
seien die Ursachen von Klimaände-
rungen von wenigen Ausnahmen
abgesehen unbekannt. Dies liege
nicht an den Forschern, sondern an
der fast unendlichen Komplexität
des erforschten Gegenstands. Fakt
ist, Wissenschaftler, die das Weltkli-
ma in den nächsten Jahrzehnten
auf ein Grad genau beeinflussen
möchten, können nicht einmal das
regionale Wetter für die nächsten
vier Wochen voraussagen.
Aber wen interessiert das ei-

gentlich? Die Teilnehmer der 23.
UN-Klimakonferenz in Bonn eher
nicht. Viel zu beschäftigt sind sie
als Weltenretter. Welche Helden-
truppe möchte schon erfahren,
dass ihre noblen Taten fragwürdig
sind. Vor allem, wenn man unter
so viel Donnergetöse und Fanfa-
renklang zum Kampf antritt.
„Bonn ist im Ausnahmezustand“,
stellt der Deutschlandfunk über

das Megaereignis vom 6. bis 17.
November fest. „25000 Teilneh-
mer werden sich in den nächsten
zwei Wochen um das Weltklima
kümmern – Rekord für eine inter-
nationale Konferenz in Deutsch-
land“, weiß die „Bild“. In der Bon-
ner Rheinaue wurden mehrstöcki-
ge Zelt- und Container-Konstruk-
tionen aus dem Boden gestampft.
Am Rheinufer haben Hotelschiffe
festgemacht. Ziel ist es – bei vor-

nehmlich vegetarischer Tagungs-
küche – die Beschlüsse der Pariser
Vorgänger-Konferenz von 2015
umzusetzen. „Es müssen konkrete
Regelungen getroffen werden, da-
mit die Werkzeuge des Pariser Ab-
kommens wirken können“, heißt
es vom Deutschen Umweltministe-
rium, und weiter: „Wegweisende
Beschlüsse sind deshalb in diesem
Jahr nicht zu erwarten.“
Das Ganze scheint vor allem eine

Riesenshow zu sein. Folkloretrup-
pen treten auf. Preise und Aus-
zeichnungen werden vergeben.
Prominente wie Arnold Schwarze-

negger oder Leonardo DiCaprio
verbreiten Hollywoodglanz. Kosten
des Spektakels: 117 Millionen Euro. 
Die Theorie vom menschenge-

machten Klimawandel hat sich zu
einer Art monströsen Hurrikan ent-
wickelt, eine mentale Extremwet-
terlage. Forscher, die allzu lautstark
Zweifel anmelden, werden ver-
schlungen und mit dem Etikett
Spinner irgendwo im wissenschaft-
lichen Nichts ausgespuckt. Fortge-
weht wurden aus diversen Journali-
stenhirnen objektive Distanz und
kritische Herangehensweise. Vor
allem aber saugt diese Windhose
jede Menge Geld auf und lässt es
auf jene gewitzten Leute herabreg-
nen, die sich an der richtigen Stelle
platziert haben. Ganzen Nationen
kommt das weltumspannende Nar-
rativ von der Erdüberhitzung gera-
de recht. Kein Staatsversagen, das
sich nicht mit dem Klimawandel
hinwegreden lässt. Länder, die ih-
ren Küstenschutz vernachlässigen,
nichts gegen Bodenerosion unter-
nehmen oder zulassen, dass sich
ihre Bewohner in hochwasserbe-
drohten Regionen ansiedeln, haben
beste Chancen, am Ende als hilfs-
bedürftige Opfer dazustehen. Der
Klimawandel ist schuld. Die west-
lichen Industrienationen wurden
als Hauptverursacher ausgemacht.
Sie müssen zahlen.

Für Schwellenländer lohnt das
Ganze wiederum, weil sie Wett-
bewerbsvorteile erzielen. Wäh-
rend sich die etablierten Konkur-
renten mittels scharfer Umwelt-
auflagen ausbremsen, erobern
chinesische Konzerne neue
Märkte. Die Wirtschaft brummt.
Die Energie liefert der „Klimakil-
ler“ Kohle. Er deckt 75 Prozent
des chinesischen Bedarfs. Das
Land zeichnet für ein Drittel der
gesamten CO2-Emissionen ver-
antwortlich. Die Wirklichkeit ist
das eine, die Propaganda das an-
dere. Chinas Kommunistische
Partei versteht sich prächtig dar-
auf. Mehr oder weniger punk-
tuelle Umweltschutzmaßnahmen
helfen, um als umjubelter „Öko-
Pionier“ („WAZ“) dazustehen. 
Auch Frank Bainimarana (63)

beherrscht das Spiel. Der Mini-
sterpräsident der Fidschi-Inseln
leitet die Klimakonferenz (siehe
PAZ 45, Seite 24). Seine Nation im
Südpazifik gilt als besonders ge-
fährdet, sollte der Meeresspiegel
ansteigen. Darf man einem Artikel
der „Süddeutschen Zeitung“ glau-
ben, stehen schon jetzt Menschen
auf der Fidschi-Insel Ono „in ih-
ren Wohnzimmern zum Teil bis zu
den Knöcheln im Wasser, wenn sie
morgens aufstehen“. Ein ganzes
Dorf soll dort umgesiedelt werden.
Bainimarana wird also sicherlich
nicht ohne die Zusage millionen-
schwerer Hilfsprogramme nach
Hause reisen. 
Aus der Vogelperspektive lässt

sich das feuchte Drama allerdings
nur schwer nachvollziehen. Ein
Vergleich historischer Luftaufnah-
men aus den 50-er Jahren mit ak-
tuellen Bildern zeigte australischen
Geowissenschaftlern  kaum Verän-
derungen. Auch die Tourismus-
branche bleibt seltsam gelassen. Di-
rekt an der Wasserkante lockt aus-
gerechnet auf Ono eine noble Ho-
telanlage. „Lassen Sie sich von den
warmen Sonnenstrahlen am Strand
verwöhnen und werden Sie beim
Schnorcheln aktiv“, heißt es im
Werbeprospekt. Nur wenige Schrit-
te entfernt liegt das Dorf, dessen
Bewohner angeblich umgesiedelt
werden sollen. Frank Horns

Krankenhäuser
vernachlässigt

Wiesbaden – Unsere Kranken-
häuser brauchen mehr Geld,
stellte der „Sachverständigenrat
zur Begutachtung der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung“ in
seinem jüngsten Gutachten fest.
Die „fünf Wirtschaftsweisen“
mahnten: „Die Länder kommen
seit geraumer Zeit ihrer Ver-
pflichtung nicht in ausreichen-
dem Maß nach. Dies kann mittel-
fristig negative Auswirkungen
auf die Qualität der Patientenver-
sorgung und die Effizienz der
Leistungserbringung haben.“ Die
finanziellen Mittel dafür sollten
vorhanden sein. Der Sachver-
ständigenrat sagte für 2018 ein
Wirtschaftswachstum von 
2,2 Prozent voraus. Um den im
Gesundheitswesen besonders
gravierenden Fachkräftemangel
zu beheben, empfahlen die fünf
Wirtschaftsprofessoren ein Ein-
wanderungsgesetz mit Punktesy-
stem, wie es zum Beispiel in Ka-
nada praktiziert werde. FH

Jahrzehntelang hatten in
Deutschland jährlich um die
200000 Asylsucher Aufnah-
me begehrt, davon wurden im

Durschnitt neun Zehntel im Be-
hördenverfahren abgelehnt und
konnten danach ein Bleiberecht
am Verwaltungsgericht erstreiten.
Die Verfahren könnten trotz stän-
diger Versprechungen seitens der
Regierungen, sie zu beschleuni-
gen, einige Jahre in Anspruch
nehmen. 
Mit dem Anstieg der Asylsuch-

erzahlen 2015 und 2016 auf ein-
einhalb Millionen stieg zwar die
Anerkennungsquote im Behör-
denverfahren auf bis zu 60 Pro-
zent, aber dennoch kam es zu ei-
ner Verfünffachung der Verfahren
an Verwaltungsgerichten. Jetzt
klagen nämlich nicht mehr nur
die 40 Prozent Abgelehnten auf
Anerkennung ihres Asylbegeh-
rens, sondern auch ein Großteil
der 60 Prozent Anerkannten im
Asylverfahren beim Bundesamt
für Migration und Flüchtlinge auf
Zuerkennung eines günstigeren
Status. Unter der neuen Klagewel-
le befinden sich vor allem Syrer
und Iraker, denen nur subsidiärer
Schutz gewährt wurde. Hierbei
handelt es sich um Kriegsflücht-
linge, die nicht im Einzelfall den
Nachweis der persönlichen Ver-
folgung erbringen konnten. 

Nur wer jedoch die persönliche
Verfolgung nachweisen kann, er-
hält den vollen Flüchtlingsschutz
nach der Genfer Konvention, und
nur er profitiert vom privilegier-
ten Familiennachzug. Dies hat zu
einer Welle von Verwaltungsge-
richtsklagen gegen im Grunde po-
sitive Bescheide einer Behörde
geführt. Durch die Verfünffachung
der Anzahl der Verfahren können
die 40 Prozent, die gegen die Ab-
lehnung ihres Asylantrages kla-
gen, darauf hoffen, dass wegen

der Überlastung der Gerichte ihre
Verfahren sich viele Jahre hinaus-
ziehen dürften, eine Zeit, in der
ein Bleiberecht besteht. Das alles
geschieht auf Kosten der Steuer-
zahler, die im Übrigen auch für
die Gerichtskosten aufkommen
müssen, da nur ganz wenige Klä-
ger über ein eigenes Einkommen
verfügen, aus dem sie diese Ko-
sten bestreiten könnten.
Zum Stichtag 30. Juni waren in

diesem Jahr 322000 Asylklagen
vor den Verwaltungsgerichten an-
hängig, berichtete die „Neue Os-

nabrücker Zeitung“ unter Beru-
fung auf eine Antwort des
Bundesinnenministeriums auf ei-
ne Anfrage der Linksfraktion. Ein
Jahr zuvor hatte die Zahl noch bei
knapp 69000 gelegen. Zur Bewäl-
tigung dieses Verfahrensstaus hat
die Regierung zwar eine Aufstok-
kung des Personals der Gerichte
angekündigt, aber diese Aufstok-
kung wird bei Weitem nicht rei-
chen. Die Asylbewerberwelle vom
Herbst 2015 hat jetzt erst die Ver-
waltungsgerichte erfasst. 
Als Folge des Asylstaus an den

Verwaltungsgerichten werden
Richter von Zivilgerichten abge-
zogen, was auch dort zu einer
Verlängerung der Fristen führen
wird. Da jeder Kläger an Verwal-
tungsgerichten Anspruch auf ei-
nen Dolmetscher in seiner eige-
nen Sprache oder seinem eigenen
Dialekt hat, können auch Engpäs-
se im Bereich der Dolmetscher zu
einem Verfahrensstau führen. Da-
bei sind Verwaltungsgerichte
auch noch zuständig für Verwal-
tungsgerichtsklagen der 95 Pro-
zent Restbevölkerung, die nicht in
den bisherigen zwölf Amtsjahren
von Bundeskanzlerin Angela
Merkel als Asylsucher nach
Deutschland neu hinzugekom-
men sind, beispielweise Klagen
gegen Kürzungen beim Arbeitslo-
sengeld oder Hartz IV. Bodo Bost

Inzwischen klagen
auch viele anerkannte
Kriegsflüchtlinge

Asylklagen-Flut
Zahl der Verfahren an Verwaltungsgerichten hat sich verfünffacht

DEUTSCHLAND

Ob Fertiggerichte, Geträn-
ke, Joghurt, Brot, Süßig-
keiten – in sehr vielen

verarbeiteten Lebensmitteln 
steckt seit einigen Jahren der
Zuckeraustauschstoff Glukose-
Fruktose-Sirup. Unter dieser Be-
zeichnung firmiert der in Verruf
geratene Industriezucker Isoglu-
kose, der aus Maisstärke herge-
stellt wird. Die englische
Bezeichnung „High Fruc-
tose Corn Syrup“ enthält
den Hinweis darauf, dass
Maissirup einen im Ver-
hältnis zu Glukose (Trau-
benzucker) deutlich höhe-
ren Anteil an Fruktose
(Fruchtzucker) enthält als
Haushaltszucker, der aus
Zuckerrüben oder Zucker-
rohr gewonnen wird. 
Anders als Glukose wird

Fruktose in der Leber zu
Fett abgebaut. Er dämpft
nicht das Hungergefühl
und fördert somit übermä-
ßiges Essen und Übergewicht. In
den USA ist Maissirup längst als
ungesunder Dickmacher bekannt.
Da Isoglukose bis zu 40 Prozent
billiger ist als andere Süßungs-
mittel, war der Handel in der EU
bisher zum Schutz der Rüben-
bauern stark reglementiert. Der
Marktanteil betrug in Europa nur
fünf Prozent. 

Zum 1. Oktober 2017 entfielen
die protektionistischen Maßnah-
men für den Zuckermarkt im Zu-
ge der Reform der Gemeinsamen
Agrarpolitik vom 25. Juni 2013.
Nach Expertenmeinung wird dies
eine deutliche Steigerung der eu-
ropäischen Produktion von Iso-
glukose nach sich ziehen. Deren
Anteil am EU-Zuckermarkt könn-

te auf bis zu 20 Prozent ansteigen.
Zudem wird ein Preisverfall für
Zucker erwartet, was Hersteller
veranlassen dürfte, ihren Produk-
ten noch mehr Zucker zuzusetzen. 
Eine 2015 in „The Journal of Nu-

trition“ veröffentlichte Studie wies
nach, dass die zunehmende Fett-
leibigkeit in den USA seit Mitte
der 1970er Jahre mit einem Wech-

sel vom Kristallzucker zu Isoglu-
kose einherging. Von 1975 bis
1990 stieg der Verbrauch von
Maissirup um mehr als 1000 Pro-
zent an. Seit Jahren ist der Kon-
sum des berüchtigten Zuckers in
den USA jedoch aufgrund von
Aufklärungskampagnen stark
rück läufig. 
Hierzulande bleibt die Warnung

vor dem Inhaltsstoff Glu-
kose-Fruktose-Sirup vor
allem den Medien überlas-
sen. Das Bundesinstitut für
Risikobewertung verweist
in einer Stellungnahme le-
diglich auf eine Vielzahl
aktueller Studien, wonach
„die verstärkte Aufnahme
von Fruktose über indu-
striell gefertigte Lebens-
mittel nachteilig auf die
Gesundheit wirkt. Sie be-
günstigt das metabolische
Syndrom, also das gleich-
zeitige Auftreten von Über-
gewicht, Fettstoffwechsel-

störungen, Bluthochdruck und In-
sulinresistenz“. Erschwert wird
die Verbraucheraufklärung durch
eine verwirrende Vielzahl von
teilweise ähnlichen Bezeichnun-
gen für diverse Zuckerarten und
Zuckeraustauschstoffe auf den Le-
bensmittelverpackungen, was
selbst interessierte Kunden ins
Schleudern bringt. D. Jestrzemski

Gefährliche Alternative
EU-Liberalisierung öffnet Industriezucker Isoglukose Tür und Tor

Billig, aber nicht unbedingt gesund: Indu-
striezucker Bild: Imago

Ex-Gouverneur, Hollywoodstar, Klimapopstar, Konferenzteilnehmer: Arnold Schwarzenegger 

Der Klimawandel 
entschuldigt praktisch
jedes Staatsversagen

Die Riesenshow um heiße Luft
Der Erde droht die Überhitzung, heißt es – Die Teilnehmer der Klimakonferenz feiern aber vor allem sich selbst
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Sexverbrechen gehören bestraft.
Immer und überall. Aber, was ist
vom Vorwurf des Sexismus zu hal-
ten? Darf ein schlüpfriger Witz an
der falschen Stelle eine berufliche
Existenz vernichten? Und wie wirkt
sich das auf unser Zusammenleben
aus? 

Es ist nicht leicht, dem „Se-
xismus“ heutzutage auf der Spur
zu bleiben. Kaum hat sich das Ge-
töse um FDP-Brüderle und seinen
Tanzkarten- samt Dirndl-Spruch
von 2013 gelegt, rafft sich 2017 die
Empörung erneut auf und fordert
Opfer. Gefällt werden sie reihen-
weise, etwa wie die Kettensäge den
Fichtenwald, unabhängig davon,
ob es seit Langem gefeierte Film-
mogule, Politiker oder eher nach-
geordnete Chargen sind. Die durch
„Sexismus“, also Grabsch- und
Sexvorwürfe, vernichteten Film-
prominenten der letzten Wochen
heißen in den USA Harvey Wein-
stein, Kevin Spacey und Steven 
Seagal. In Großbritannien sind es
Verteidigungsminister Michael
Fallon und Kabinettschef Damian
Green; in Österreich der Grünen-
Politiker Peter Pilz und schon im
Mai 2017 der Wiener SPÖ-Be-
zirksrat Götz Schrage.

Was hat diesen Leute die Karrie-
re geknickt? Da ist zunächst die
Definition von „Sexismus“, die
sich inzwischen pilzartig auf alles
Mögliche ausweitet, was irgend-
wem und vor allem irgendwelcher
nicht passt. Das kann ein Blick
sein, ein schlüpfriger Witz, oder
die Hand auf dem falschen Knie,
wie es Briten-Minister Fallon pas-
siert ist.
Das Wort „Se-

xismus“ entstand
vor einem halben
Jahrhundert in
den USA, wo es
1968, im Jahr der
Studentenrevol-
ten, die Schriftstellerin Caro-line
Bird erstmals verwendete. „Se-
xismus“ war als neuerfundenes
Schlagwort extra so konstruiert,
dass es wie „Rassismus“ klang
und auch gebraucht wurde: Ne-
ben ethnischen Gruppen wurde
die große Kategorie der General-
opfer um alle Frauen erweitert. Im
deutschen Duden tauchte „Se-
xismus“ erstmals 1980 auf, knapp
definiert als „Vorstellung, nach der
ein Geschlecht dem anderen von
Natur aus überlegen sei, und die
Diskriminierung, Unterdrückung,
Zurücksetzung, Benachteiligung

von Menschen, besonders der
Frauen, aufgrund ihres Ge-
schlechts“. 
Wer „Sexismus“ für ein abseitiges

Schlagwort von modernen Bilder-
stürmern hält, die am liebsten jedes
Unterwäsche-Plakat mit einer Frau
herunterreißen wollen, der irrt. Ei-
ne erfolgreiche Idee hat die Eigen-
schaft, ununterbrochen Junge zu

kriegen. Und so
hat sich „Se-
xismus“ ins Uner-
messliche ausge-
dehnt. Befeuert
wird er in
D e u t s c h l a n d
durch das Allge-

meine Gleichbehandlungsgesetz
(AAG) vom 14. August 2006. Es war
gut gemeint, entwickelte aber eine
nie geahnte Feuerkraft, die vor al-
lem am Arbeitsplatz kaum noch
Raum für einen unverkrampften
Umgang der Geschlechter lässt: Da
es sehr viel Raum für subjektiv „ge-
fühlte“ Belästigung lässt, öffnet es
der Denunziation nicht nur Türen,
sondern ganze Scheunentore. Defi-
niert wird da in Paragraph 3 „Be-
griffsbestimmungen“: „Eine sexuel-
le Belästigung ist eine Benachteili-
gung, wenn ein unerwünschtes, se-
xuell bestimmtes Verhalten, wozu

auch unerwünschte sexuelle Hand-
lungen und Aufforderungen zu die-
sen, sexuell bestimmte körperliche
Berührungen, Bemerkungen se-
xuellen Inhalts sowie unerwünsch-
tes Zeigen und sichtbares Anbrin-
gen von pornographischen Darstel-
lungen gehören, insbesondere
wenn ein von Einschüchterungen,
Anfeindungen, Erniedrigungen,
Entwürdigungen oder Beleidigun-
gen gekennzeichnetes Umfeld ge-
schaffen wird.“
Seither grassiert „Sexismus“ in

ungeahnter Häufigkeit – und wird
immer da lautstark moniert, wo es
um eher harmlose Dinge wie Her-
renwitze oder flüchtige Blicke geht.
Erstaunlich wenig zeigt er sich da,
wo es im öffentlichen Raum inzwi-
schen massive Probleme bis zu Ge-
walt und Vergewaltigungen gibt:
Beim Sozialverhalten und Frauen-
bild vieler Einwanderer aus dem
afrikanischen und arabischen
Raum ist die übliche Empörungs-
riege aus dem Lager roter und grü-
ner Frauen erstaunlich leise. Und
noch etwas hat sie bis heute nicht
gestört, so viel Süffisanz muss sein:
Dass Substantiv „Sexismus“ ist
männlich! Dass sie diesen Skandal
bis heute übersehen konnten … 

Ulrike Dobberthien

Hollywood gilt als Traumfa-
brik. Dass sie tatsächlich
Träume produziert, zeigt

die aktuelle, im fernen Kalifornien
losgetretene Sexismus-Debatte,
die sich an den Schweinereien des
Filmproduzenten Harvey Wein-
stein entzündete. Nämlich die
Träume hochbezahlter Selbstdar-
steller, sie seien die guten, morali-
schen Weltenretter, die zu allem
und jedem „mutig den Mund öff-
nen“, bevorzugt, wenn es um Poli-
tik geht, besonders bevorzugt,
wenn es um Donald Trump geht.
Nun bricht die Selbstinszenie-

rung der Schauspieler zusam-
men: Jahrzehntelang, seit den
80er Jahren, wusste jeder genau,
was für ein Saustall Hollywood
war. Das Stück, das dort in Dau-
erschleife läuft, klingt nach einem
schlechten Pornostreifen und je-
der spielte mit. Uma Thurman,
Gwyneth Paltrow, Rosanna Ar-

quette und Angelina Jolie sind
nur einige, die in der Causa
Weinstein den Mund hielten,
während sie auf Galas tingelten,
um wahlweise afrikanische Kin-
der oder Regenwälder zu retten.
Was waren das für Zeiten, als

Hollywood noch Filme wie den

legendären Western „Spiel mir
das Lied vom Tod“ (Produktions-
firma Paramount) drehte – der
übrigens 1968 in die Kinos kam,
genau zu der Zeit, als das Wort
„Sexismus“ erfunden wurde. In
dem Streifen packt Schauspieler
Jason Robarts in seiner Rolle als
„Cheyenne“ der Darstellerin
Claudia Cardinale genussvoll an
den Hintern, um ihr später mitzu-

teilen, dass sie schwer schuften-
den Eisenbahnarbeitern ruhig ei-
nen Schluck Wasser bringen dür-
fe: „Kannst dir gar nicht vorstel-
len, wie glücklich allein der An-
blick einer Frau wie du die Män-
ner macht. Und wenn dir einer,
äh, den Hintern tätschelt, dann
nimm es ihm nicht übel. Sie ha-
ben es verdient.“ 
1968 war auch das Jahr, in dem

Frauen auf den Straßen ihre BHs
verbrannten, beim Woodstock-Fe-
stival im Schlamm badeten und
in dem in deutschen Kommunen
der Spruch aufkam „Wer zweimal
mit derselben pennt, gehört
schon zum Establishment.“ Das
ist deshalb relevant, weil es zeigt,
dass damals die gesamte Bigotte-
rie im Verhältnis der Geschlech-
ter noch nicht herrschte. Mit dem
Kampf gegen „Sexismus“ hat man
die Probleme vervielfacht statt
verringert. UD

Zeitzeugen

Sie kommen und gehen wie
Ebbe und Flut. Es sind die

großen Hysteriewellen, die in re-
gelmäßigen Abständen Gesell-
schaften erfassen, in Vergessen-
heit geraten, aufs Neue aufleben.
Dazu gehört die aktuelle „Se-
xismus“-Welle, die schon an eine
Massenhysterie erinnert. Dazu
gehörten in der frühen Neuzeit
die Angst vor Kometen, später
der feste Glaube an Vampire, der
im 18. Jahrhundert einem Wahn
glich. Aber auch – erinnert sich
noch wer? – das Waldsterben,
Rinderwahn, Nematoden in Fi-
schen, Atome in der Luft und Ge-
ne in Pflanzen. Sie alle werden
mit einer hysterischen Hingabe
behandelt, die Ressourcen bindet
und von wahren Problemen ab-
lenkt. Einbildungen, in denen im-
mer unterschwellig der Welt-
untergang mitschwingt, sind
schließlich viel spannender als
reale Missstände. Was dazu füh-
ren kann, dass aus einer Hysterie
ein ganz reales Problem entsteht.
Beispielsweise die Energiewende.

Sehr oft bilden sich solche
Hysteriewellen in den USA, ge-
langen mit einiger Verzögerung
nach Europa und fallen dann
vor allem in Deutschland auf
fruchtbaren Boden: So spotteten
die Franzosen hingebungsvoll
über die Deutschen und ihren
Tick mit „Le Waldsterben“. Bei
einer besonders verheerenden
Variante in den USA ging es um
sexuellen Missbrauch von Kin-
dern in der Familie. Tausende
Unschuldige standen plötzlich
im Verdacht, ein abscheuliches
Verbrechen begangen zu haben.
Väter trauten sich nicht mehr,
Urlaubsfotos von harmlosem
Strandleben entwickeln zu las-
sen, aus Angst, sie würden an-
gezeigt. Heere von Psychologen
stürzten sich auf Kinder, witter-
ten hinter der Liebe von Jungen
zu Feuerwehrautos mit ausfahr-
baren Leitern übelste Erlebnisse
mit Vaters Gemächt.  Nicht et-
wa, weil es stimmte, sondern
weil es felsenfest in der Vorstel-
lung von Hysterikern steckte.
Die Welle ging vorüber. Ge-

nau so, wie auch die aktuelle
Sexismus-Hysteriewelle vor-
übergehen wird. Im Internet
hat sie bereits einen Namen:
#Metoo. UD

Henryk M. Broder – Der deutsche
Journalist und bissige Zeitgeist-Be-
obachter schreibt: „Im Allgemeinen
Gleichbehandlungsgesetz von 2006
wird ‚sexuelle Belästigung‘ als ,un-
erwünschtes sexuell bestimmtes
Verhalten“ definiert, wozu ‚uner-
wünschte sexuelle Handlungen
und Aufforderungen gehören, ‚se-
xuell bestimmte körperliche Berüh-
rungen, Bemerkungen sexuellen
Inhalts sowie unerwünschtes Zei-
gen und sichtbares Anbringen por-
nografischer Darstellungen‘. Würde
man dies wörtlich nehmen, wäre
das Anbringen eines Pirelli-Kalen-
ders in einer Autoreparaturwerk-
statt, die auch von Frauen aufge-
sucht wird, ‚sexuelle Belästigung’.“

Alice Schwarzer – Die Urgroßmut-
ter der Frauenbewegung, sagt: „Na-
türlich ist ein Flirt etwas Anderes
als sexuelle Belästigung. Ein Flirt ist
gegenseitig und auf Augenhöhe.
Die sexuelle Belästigung ist einsei-
tig von oben nach unten. Doch soll-
te es tatsächlich diesen oder jenen
Mann geben, dem es schwer fällt zu
unterscheiden, habe ich einen ein-
fachen Tipp: Stellen Sie sich die Si-
tuation mal umgekehrt vor. Dass
zum Beispiel eine ältere Politikerin
mit einem jungen Journalisten über
Slipgrößen scherzt.“

Eugen Gomringer – Der bolivia-
nisch-schweizerische Schriftsteller
schrieb 1951 das Gedicht „avenidas
y flores“. Es steht seit 2011 an einer
Wand der Alice-Salomon-Hoch-
schule in Berlin, deren Preisträger
Gomringer ist. 2017 lief der AStA
dagegen Sturm, weil es „sexistisch“
sei. Gomringer fassungslos: „In dem
auf Spanisch verfassten Gedicht
geht es um einen Mann, der auf der
Straße Blumen und Frauen bewun-
dert. Ich habe beim Schreiben 1951
an eine Situation gedacht, die ich
erlebt habe. Ich bin heute spazieren
gegangen, und was sehe ich: eine
wunderbare Allee, sehr viele Blu-
men und sehr schöne Frauen.“ 

Birgit Kelle –  Die Autorin („Dann
mach doch die Bluse zu“) nervt,
„dass inzwischen jede Lappalie, je-
de blöde Anmache, jedes Hinter-
herpfeifen und jeder Blick auf das
falsche Körperteil zur falschen Zeit
zum Sexismus hochstilisiert wird.
Es nervt, weil diejenigen degradiert
werden, die tatsächlich Opfer sexis-
tischer Übergriffe werden und die
sich nun einreihen müssen in die
,Opfer’ von blöder Anmache. Sie
gehen gerade unter in einem Meer
von Banalitäten, die nichts weiter
sind als das alltägliche Balzverhal-
ten zwischen Mann und Frau.“

Wie ein schlechter Porno
Hollywood, der Sex, die Lügen und die Unbefangenheit von einst

Das falsche Knie
Warum das Miteinander von Mann und Frau immer mehr zum Minenfeld wird 
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Neues von der 
Abort-Koalition
Von VERA LENGSFELD

Berlin hat jede Menge Probleme:
Die Stadt verwahrlost in immer
schnellerem Tempo, die öffentlichen

Parks verkommen zu Gefahrenzonen, viele
Schultoiletten sind unbenutzbar, es mehren
sich die Gebiete, die man abends besser
nicht mehr betreten sollte, der Alexander-
platz ist auch tagsüber gefährlich, die
Berliner Staatsanwaltschaft nicht mehr
handlungsfähig, die Polizei und ihre
Akademie von arabischen Clans unter -
wandert. 
Mehr als genug zu tun für den Senat, soll-

te man meinen. Statt Ordnung zu  schaffen,
widmet der sich lieber Problemen, die keine
sind. Dazu gehören die öffentlichen Toiletten
der Stadt, sofern sie von dem Unternehmer
Wall betrieben werden. 
Wall hatte der Stadt vor Jahren ein

Konzept angeboten, das die chronisch
klamme Hauptstadt keinen Cent kostete. Er
stellte die Bedürfnisanstalten gratis der
Öffentlichkeit zur Verfügung. Im Gegenzug
durfte er Werbeflächen vermieten. 
Nächstes Jahr läuft der Vertrag mit Wall 
aus. tatt ihn zu verlängern, wurde Wall 
gekündigt. Ob das damit zusammenhängt,
dass Hans Wall zeitweilig Mitglied der Partei 
Alternative für Deutschland war? Dabei 
waren auf seinen Werbeflächen Linke-
Politiker wie Gesine Lötzsch und Petra Pau 
jahrein jahraus präsent. 
Nun ist die Linkspartei wieder in der

Stadtregierung und ausgerechnet da wird
Wall gekündigt. Hinter den Kulissen hört
man, der eigentliche Grund sei gewesen,
dass Wall an der Werbung weit mehr
verdient habe, als der Toilettenbetrieb
kostete. 
Um das zu vertuschen, wurde verlautbart,

Walls Konzept sei veraltet und müsste
einem moderneren weichen. Berlin wolle
den Neuanfang nutzen, um seine öffent-
lichen Toiletten „umweltfreundlicher“ zu
machen.
Der Weg dahin sollen Plumpsklos sein,

die in Berlin in Zukunft mehr zum Einsatz
kommen werden. Ein Pilotprojekt in Lich-
tenberg läuft angeblich vielversprechend.
Das behauptet zumindest die Senatsverwal-
tung für Umwelt und Klima in der Antwort
auf eine schriftliche Anfrage. 
Als Vorteile der Trockentoiletten werden

angeführt, dass sie Trinkwasser einsparen
und sich die darin gesammelten Fäkalien als
biologischer Dünger nutzen lassen. Um
Gestank zu vermeiden, werden in Trocken -
toiletten Hilfsstoffe wie Holzspäne zur
Kompostierung verwendet.
Dieser frohen Nachricht folgt noch die

Ankündigung, dass in den neuen Toiletten
W-Lan empfangbar sein soll. Ob das die
Sitzungen nicht zu sehr ausdehnt?

Mit Wohnungsneubau, Innenstadtver-
dichtung und einer Mietpreisbremse
wollte der Senat verhindern, dass die
Mieten in Berlin für Normalverdiener
unbezahlbar werden. Die Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft PwC sagt nun
allerdings für die kommenden Jahre
noch einmal einen massiven Anstieg
der Mieten in der deutschen Haupt-
stadt voraus.

Befragt hatte das auf Wirtschaftsprü-
fung und Beratung spezialisierte
Unternehmen PwC über 800 Immobi-
lienexperten. Diese kürten Berlin zum
beliebtesten Investitionsziel von Im-
mobilienfirmen in ganz Europa.  Die
Untersuchung sagt zudem voraus, dass
in der Spree-Metropole die Mieten so
stark wie in keiner anderen europäi-
schen Stadt steigen werden. 
Viele Berliner werden diese Ent -

wicklung mit gespaltenen Gefühlen
betrachten. Zwar sehen Investoren für
Berlin gute Chancen in der Zukunft,
momentan ist die Millionenmetropole
aber noch die Stadt der Geringverdie-
ner. Wie unlängst bekannt wurde,
müssen hier 132000 einkommens-
schwache Haushalte sogar mehr an
Miete zahlen, als von Jobcentern und
Sozialämtern übernommen wird. „Vie-
le Menschen müssen sich ihre Miete
buchstäblich vom Munde absparen.“,
klagt Sozialsenatorin Elke Breitenbach
(Linkspartei). 
Gegensteuern will der Senat nun, in-

dem er neue Richtwerte und Härtefall-

regelungen für Mietzuschüsse festlegt.
Insgesamt haben in Berl in  rund
273038 Haushalte mit etwa einer hal-
ben Million Menschen Anspruch auf
einen Mietzuschuss vom Amt. Kom-
men auch weiterhin zu wenig preis-
werte Wohnungen auf den Markt und
bleibt der Zuzug nach Berlin hoch,
dann ist zu befürchten, dass eine Erhö-
hung des Zuschusses nur kurz Entla-
stung schafft, dafür aber auf längere
Sicht das Mietniveau sogar noch zu-
sätzlich in die Höhe treibt. 
Gerade Geringverdienern droht zu-

dem noch weitere
Konkurrenz auf dem
Wohnungsmarkt. Bis-
lang fördert der Senat
Sozialwohnungen für
6,50 Euro je Quadrat-
meter. Um auch Be-
ziehern mittlerer Ein-
kommen zu helfen, will er künftig zu-
dem Sozialwohnungen mit Mieten von
acht Euro je Quadratmeter fördern. Da
aber die Gesamtzahl von geplanten So-
zialwohnungen offenbar nicht deutlich
steigen soll, ist mit einem Verdrän-
gungseffekt zu rechnen. 
Auch ohne die Erweiterung der Zahl

von Anspruchsberechtigten ist schon
jetzt der Bedarf riesig: Derzeit verfügt
etwa jeder zweite Haushalt in Berlin
über ein so niedriges Einkommen,
dass er eigentlich einen Anspruch auf
eine Sozialwohnung hat. 
Während die bisherige Senatspolitik

die Lage auf dem Berliner Wohnungs-

markt nicht entspannen konnte, haben
die Verantwortlichen nun möglicher-
weise eine entscheidende Kehrtwende
eingeleitet. Die Gemeinsame Landes-
planungskonferenz der Länder Berlin
und Brandenburg hat beschlossen,
dem historisch gewachsenen Sied-
lungsstern der Metropole weitere
Siedlungsachsen hinzuzufügen. 
Die Planer knüpfen damit an eine

Idee an, die sich seit mehr als 100 Jah-
ren bewährt hat: Entlang von Schie-
nenwegen ist Berlin strahlenförmig
mit Vorstädten wie Erkner, Königs Wu-

sterhausen und Ora-
nienburg ins Umland
h ine ingewachsen .
Dieser Siedlungsstern
sorgte einerseits da-
für, dass der Bevölke-
rungsdruck von der
Innenstadt genom-

men wurde, gleichzeitig aber die Mitte
der Stadt per Bahn gut erreichbar war.
Die dünner besiedelten Räume zwi-
schen den Siedlungsachsen blieben
Berlin als stadtnahe Naturräume er-
halten. 
Den bestehenden Achsen will die

Konferenz künftig im Nordwesten ei-
ne neue Siedlungsachse in Richtung
der Gemeinde Oberkrämer und im
Nordosten nach Werneuchen hinzu-
fügen. Der Beschluss könnte der ent-
scheidende Schritt sein, der endlich
zu einer Entspannung auf dem Berli-
ner Wohnungsmarkt führt. Entlang
der neuen Achsen kann nämlich

künftig Bauland schneller entwickelt
werden.
Der Beschluss steht für ein Umden-

ken in Berlin und Brandenburg. Berlin
hat in den vergangenen Jahren sehr
stark an der Nachverdichtung der
Innenstadtbezirke gearbeitet. Wegen
des starken Zuzugs sind trotz intensi-
ver Bautätigkeit Wohnungen Mangel-
ware geblieben. Auch Brandenburgs
SPD-geführte Landesregierungen
muss ten in den vergangenen 25 Jahren
dazulernen. Manfred Stolpe hat als er-
ster Ministerpräsident nach der Fried-
lichen Revolution zunächst auf die be-
vorzugte Förderung der Randgebiete
Brandenburgs gesetzt. Vor allem in den
letzten Jahren ist aber deutlich gewor-
den, dass der Wachstumsmotor Bran-
denburgs im Berliner Umland, im so-
genannten Speckgürtel liegt. 
Dieser prosperiert und wächst in-

zwischen immer tiefer in die Fläche
des Landes hinein. Verstärken wird
sich dieser Effekt noch mit einem wei-
teren Beschluss zum Landesentwick -
lungsplan. Neben neuen Siedlungsach-
sen, die aus Berlin hinausführen, ist
auch ein „Sprung in die zweite Reihe“
vorgesehen. Weiter abgelegene Städte
wie Eberswalde, Nauen oder Jüterbog
sollen verkehrsmäßig so gut angebun-
den werden, dass sie für diejenigen
interessant erscheinen, denen die Ber-
liner Mieten zu hoch sind, die aber
weiterhin als Pendler in der deutschen
Hauptstadt arbeiten wollen. 

Norman Hanert

Mit der Metropole
verbunden: 
Attraktive 
Wohnstandorte
für Berliner gibt es
in Brandenburg
genug

Bild: Imago

Die Digitalisierung ist als
Schlagwort nicht nur für
ein neues Bundesministe-

rium gut. Martin Kruszka und
Torsten Hütter verdienen mit ih-
rem Unternehmen IPGarten
schon jetzt Geld damit. Sie spre-
chen von „selbstorganisierter und
gesunder Ernährung“. 
Anders als Verlage bieten sie

keine digitalen Berater zum An-
bau von Pflanzen, sondern einen
echten Acker. Eine Art „Big Brot-
her“ für Pflanzen. Sie versorgen
Berliner mit Nahrungsmitteln aus
einer computergesteuerten, über
das Internet überwachten klein-
teiligen Landwirtschaft, und das
abseits von Wachstumsregionen
in Warnau, nahe Stendal. 
Computerspiel und eigener

Bioanbau treffen hier aufeinan-
der. Städter können vom heimi-
schen PC eine Parzelle von 16
Quadratmetern steuern, in Echt-
zeit auf Kameras zugreifen und
von der Saat bis zur Bewässerung
übers Internet ordern, was sie

möchten. Ein neunköpfiges Team
beackert die Parzellen vor Ort
nach den Wünschen der „Fern-
bauern“ in der Stadt. Mehr als
40 Kräuter- und Gemüsesorten
stehen zur Auswahl. Die Bestell-
anfragen zeigen eine große,
bundesweite Nachfrage. Statt Ar-

beitsplatzverlust durch neue
Technik entstehen neue Ver-
dienstmöglichkeiten, weil die „zu
99 Prozent transparent“ arbeiten-
de Beackerung von der konventio-
nellen Landwirtschaft Enttäusch-
te anspricht. 
Möglich ist das Geschäftsmo-

dell durch die Fortschritte in der
Sensortechnik. Insgesamt fast je-
der fünfte Landwirtschaftsbetrieb
nutzt digitale Vernetzung, so der

Deutsche Bauernverband. Je grö-
ßer der Betrieb, desto häufiger
kommen Sensordaten oder gar
miteinander kommunizierende
Maschinen zum Einsatz – rund
ein Drittel der Wertschöpfung in
der Landwirtschaft entfällt inzwi-
schen auf Elektronik. 
Für den 100 Kilometer von Ber-

lin entfernten Kleinbetrieb war
die Digitalisierung ein Überle-
bensmodell. Die Entfernung zur
Stadt erschwert es Kunden, sich
selbst zu kümmern. So kam es zur
Idee, ein PC-Spiel in die Realität
zu übertragen: Sensoren und Sen-
demasten erfassen und übertra-
gen Daten wie Bodenfeuchte und
Temperatur ins Internet. Statt sich
die Finger schmutzig zu machen,
lässt der Nutzer andere arbeiten,
hat aber volle Kontrolle. Wer kei-
ne Kraft oder Zeit hat, kann trotz-
dem anbauen. Es gibt einen inter-
nen Markt. Wer möchte, kann die
Erträge auch spenden. Allerdings
sind Lieferungen noch auf den
Berliner Raum beschränkt. SG

Digitales »Selber-Ernten«
Wie man am Rechner eine Parzelle aus der Ferne beackert

Planvoll ins Umland wachsen
Wohnungsmangel: Neue Entwicklungsachsen durch Brandenburg sollen Berlin entlasten

Maulkorb
Senatorin: Schulleiter sollen schweigen

In ihren neuesten „Praxisinfor-mationen für Berliner Schullei-
tungen“ beklagt sich Bildungsse-
natorin Sandra Scheeres (SPD)
darüber, dass verschiedene
Schulleiter die Öffentlichkeit ge-
sucht hätten, um katastrophale
Zustände an ihren Lehranstalten
anzuprangern. Scheeres will, dass
d ie  Rek toren
nicht eigenmäch-
tig mit Journali-
sten sprechen,
sondern stattdes-
sen mit den El-
tern und dem Kollegium eine
„motivierende Perspektive anbie-
ten“. 
Das sei „eine Frage des Stils“,

beharrt die Senatorin, die wegen
maroder Schulen und teilweise
sogar gefährlicher Baumängel fast
wöchentlich ihren Namen in den
Zeitungen lesen muss. Vor weni-
gen Wochen hatte der Leiter der
Carlo-Schmid-Oberschule in
Spandau öffentlich bekanntge-
macht, dass eine Zwischendecke

im Foyer der Schule eingebro-
chen sei. Kein Einzelfall. Da der
Senat keine durchgreifenden
Maßnahmen durchsetzt, um sol-
che Mängel zu beheben, wissen
die Rektoren keinen anderen
Weg, als die Missstände öffentlich
zu machen. 
GEW-Landeschef Tom Erdmann

findet das Verhal-
ten der Rektoren
l e g i t im :  „ D i e
Schulleiter wis-
sen s ich ange-
sichts der teils

dramatischen Situation an ihren
Schulen nicht anders zu helfen.
Der Senat hört ihnen ja nicht zu.“  
Der rot-rot-grüne Senat hat

zwar eine Schulbauoffensive an-
gekündigt, in deren Rahmen bis
2026 5,5 Milliarden Euro ausge-
geben werden sollen, aber es ist
fraglich, ob das überhaupt ausrei-
chend ist. Will Scheeres nur eine
lästige Debatte abwürgen? Erd-
mann grübelt: „Ich frage mich
ehrlich, was das soll.“ Hans Lody

Neues
Geschäftsmodell
schlägt ein

Mängel nur noch 
intern besprechen

Streit bei den
Genossen

In der Linkspartei tobt ein Streitum die Gedenkveranstaltung für
Rosa Luxemburg und Karl Lieb-
knecht im Januar. Das Bezirksamt
Berlin-Lichtenberg hat die Info-
Stände einiger Teilnehmer von der
Größe her reduziert oder gar nicht
genehmigt. Verkauf oder kostenlo-
ser Ausschank von Getränken so-
wie der Verkauf antiquarischer
Bücher wurde untersagt. Bezirks-
bürgermeister Michael Grunst,
selbst bei der Linkspartei, be-
schuldigt die Polizei: „Das Be-
zirksamt ist nicht Versammlungs-
behörde und hat bei der Geneh-
migung von Standplätzen nur
Spielraum, den die Polizei in die-
sem Fall lässt.“ Die jedoch kontert:
„Die Beratungsleistung der Polizei
zielt hierbei weder auf die Anzahl
noch die thematische Ausgestal-
tung der Stände ab.“ Schon fragen
sich Genossen, ob Grunst als Bür-
germeister „noch tragbar“ sei. Die
Linkspartei-Bundestagsabgeord-
nete Ulla Jelpke kündigte an, am
Stand der „Jungen Welt“ persön-
lich gratis Glühwein ausschenken
zu wollen.  H.L.

Geringverdiener
können sich die Miete
kaum noch leisten

PREUSSEN / BERL IN
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Kirgistan droht
Handelspartnern
Bischkek – Kurz vor dem Ende sei-
ner Präsidentschaft droht Kirgistans
Staatschef Almasbek Atambajew
damit, sein Land könne die Eurasi-
sche Wirtschaftsunion verlassen.
Grund ist, dass Kasachstan nach
Streitigkeiten mit Kirgistan seine
Grenzen für kirgisische Waren ge-
schlossen hat, und Bischkek nun
der Weg zu Märkten der anderen
Mitglieder der Eurasischen Wirt-
schaftsunion erschwert ist. Atamba-
jew kündigte an, man werde sich
auf Handelspartner in Usbekistan
und China konzentrieren sowie
neue Handelswege nutzen, etwa
durch den beschleunigten Ausbau
der Eisenbahnlinie Baku–Tiflis–
Kars (Türkei), unter Umgehung
Russlands und Kasachstans. MRK

Donald Trump hat in Asien ein
„Kern“-Problem: Es heißt Nordko-
rea. Sollte die Asienreise des US-
Präsidenten erfolglos bleiben,
könnten auch Nordkoreas Nach-
barstaaten nuklear aufrüsten.

Nach den überaus massiven
Drohungen des nordkoreanischen
Diktators Kim Jong-un gegen die
USA und deren ebenfalls recht
harten Antworten zu urteilen,
stünden beide Länder unmittelbar
vor einem Atomkrieg mit zweifel-
los sehr großen Folgen für den ge-
samten fernöstlichen Raum. Den-
noch haben immer wieder infor-
melle Gespräche zwischen ihnen
stattgefunden, oft über Diploma-
ten anderer Staaten. 
Deutschland, das zu den weni-

gen Ländern mit einer Botschaft
in der Demokratischen Volksrepu-
blik Korea zählt, versuchte erst
kürzlich unter Leitung eines er-
fahrenen Korea-Kenners eine Ver-
mittlung, die indes völlig scheiter-
te. 
Gewiss verhielt sich Kim Jong-

un in den letzten Wochen ruhig,
doch das als Friedenswillen zu
werten, wäre falsch. Ursache dürf-
te der mysteriöse Einsturz von
zwei Tunneln auf einer wichtigen
Versuchsanlage sein, dessen Ursa-
che gegenwärtig noch ungeklärt
ist, und wohl auch nicht Rück-
sichtnahme auf den Parteitag der
für Pjöngjang so wichtigen KP
Chinas, auf dem der Vorsitzende
Xi seine Macht weiter ausbauen
konnte. 
Das wichtigste Ziel des chinesi-

schen Staatspräsidenten ist die Er-
höhung des Lebensstandards, be-
finden sich doch rund 50 Millio-
nen Chinesen in Armut, mehrere
Millionen sind arbeitslos. Größter
Absatzmarkt für Chinas Waren
sind die USA, auf deren Wirt-
schaftsmacht die Volksrepublik
dabei angewiesen ist. Trump hat
bereits mehrfach mit Handels-
sanktionen gedroht, sofern Peking
nicht seinen Druck auf Nordkorea
verstärken würde.
Sorgen bereiten muss Xi aber

auch die Nuklearisierung seiner

Nachbarn. Japan dürfte jetzt wirk-
lich den Bau einer Atombombe
anstreben, wozu es lediglich 90
Tage benötigt: Es ist primär die
Angst vor nordkoreanischen Rake-
ten, welche bis heute fünf Mal das
Land überflogen. Japans Präsident
Shinzo Abe weiß um dessen Ab-
hängigkeit von den USA, doch in
seinem Nationalstolz und gleich-
zeitigen Minder-
wertigkeitskom-
plex gegenüber
dem Riesenland
möchte er diese
möglichst redu-
zieren. 
Südkorea, das

sich vom US-Präsidenten über-
gangen fühlt und dessen Verspre-
chen nicht völlig vertraut, will
ebenfalls eigene Atombomben. In
drei Jahren wäre Seoul dazu in der
Lage. Auch dort herrscht Sorge
vor einem erneuten nordkoreani-
schen Kriegsüberfall. Die Worte
Trumps in Süd-Korea waren daher

moderater, er sprach rätselhaft von
„Bewegungen“, drohte indes bei
einem solchen Fall mit massivsten
Gegenschlägen – anders formu-
liert: Die USA würden von sich
aus Nordkorea nicht angreifen.
Rund um die Demokratische
Volksrepublik Korea kreuzen
gegenwärtig drei US-Flugzeugträ-
ger. US-Truppen haben bereits ei-

nen Angriff auf das dortige Atom-
zentrum Pungga-ri geübt und an-
geblich erreichten ihre Raketen al-
le ihr Ziel. 
Der Nordteil Koreas besitzt heu-

te die viertgrößte Armee der Welt
mit teilweise allerdings veralteten
4300 Panzern und 1300 Flugzeu-
gen. Die unlängst gezündete Was-

serstoffbombe dürfte die zehnfa-
che Sprengkraft der einstigen Hi-
roshima-Bombe haben. Die Rake-
ten Pjöngjangs könnten schon
jetzt die Vereinigten Staaten errei-
chen,  die Lagerstätten seiner bio-
logischen und chemischen Waffen
scheinen unbekannt zu sein. 
Andererseits zeigt der Druck auf

das Land größere Erfolge: Der Ver-
leih von Arbeits-
sklaven ins Aus-
land mit seinen
jährlich zwei
Milliarden Dollar
Gewinn hat offen-
bar aufgehört.
Gegenwärtig geht

der internationale Bankenverkehr
mit Nordkorea zu Ende. 
Dass Kim Jong-uns Position nun-

mehr ohne Bestechungsgeschenke
an seine Umgebung völlig uner-
schüttert ist, darf bezweifelt wer-
den. Gewiss hat er kürzlich seine
Schwe ster ins Politbüro seiner
Staatspartei gehievt, aber lediglich

als „alternatives Mitglied“. Trump
dürfte sein Ziel, China zu einem
vollständigen Öl-Embargo zu be-
wegen, nicht erreicht haben. Ge-
wiss könnte der Norden Koreas mit
einer Kohleverflüssigung den Aus-
fall in gewissem Umfange zu erset-
zen versuchen, doch wäre bei ei-
nem dann zweifellos entstehenden
Wirtschaftschaos ein Regimewech-
sel in Pjöngjang durchaus möglich. 
Peking, das die atomare Aufrü-

stung seines Nachbarn scharf ab-
lehnt – Kim Jong-un wurde noch
nie nach Peking eingeladen –,
möchte indes einen solchen Sturz
vermeiden. Es will keine US-Trup-
pen an seiner Grenze, wobei Er-
innerungen an den Koreakrieg da-
bei dominierend sein dürften.
Doch Xi wird sich entscheiden
müssen, was ihm wichtiger er-
scheint: eine Atomwaffenmacht
Demokratische Volksrepublik Ko-
rea zu verhindern oder deren Kol-
laps zu vermeiden.

F.-W. Schlomann

Erdogan schielt
nach der Krim

Kiew – Bei einem Staatsbesuch in
der Ukraine hat der türkische Prä-
sident Recep Tayyip Erdogan von
sich aus seine Position bekräftigt,
dass die Krim Teil der Ukraine sei
und die Türkei deren Anschluss an
Russland nicht anerkenne. Russi-
sche Politiker bemühten sich, den
Affront herunterzuspielen. Tatsa-
che ist, dass Erdogan diese Sicht
auch nach seiner neuerlichen An-
näherung an Russland weiter ver-
fochten hatte. Gleichzeitig blok-
kierte die Türkei über Monate hin-
weg die Anlandung von auf der
Krim gemeldeten Schiffen. Wäh-
rend der vorhergehenden Konflikt-
phase wurde Vertretern der Krim-
Tataren in Ankara der Rote Teppich
ausgerollt, die Verbindung der
Krim mit dem „türkischen Mutter-
land“ beschworen und selbst Ter-
ror als legitimes Mit tel gegen die
russischen „Besatzer“ öffentlich
gutgeheißen. Womöglich wünscht
sich Erdogan eine „Heimkehr“ der
Krim unter das Dach der Türkei,
die sich von der zerrütteten Ukrai-
ne leichter erreichen ließe als vom
solideren Russland. T.W.W.

Vor einigen Wochen wäre in
einer tunesischen Küsten-
stadt der Bürgermeister

von aufgebrachten Demonstran-
ten, fast allesamt Angehörige von
Asylsuchern, beinahe gelyncht
worden. Grund des Aufruhrs war
das Sinken eines Flüchtlingsboo-
tes, das mit einem Küstenboot der
tunesischen Marine zusammenge-
stoßen war.  40 Menschen starben.
Es waren tunesische Asylsucher.
Nachdem die Warlords in Li-

byen sich gegen Barleistung zur
Zusammenarbeit mit der EU/Ita-
lien verpflichtet haben und dort
das Leck gestopft ist, kommen im-
mer mehr Asylsucher über Tune-
sien nach Sizilien. So kamen im
September mit 1400 Immigranten
aus Tunesien mehr Asylsucher aus
diesem Land in Italien an als im
gesamten Jahr 2017, dabei gehen
die Italiener noch von einer gro-
ßen Dunkelziffer aus. 
Auf Lampedusa und Sizilien

stranden fast jeden Tag illegale
Immigranten aus Tunesien. Darun-
ter könnten sich auch vermehrt
IS-Rückkehrer aus Syrien und
dem Irak befinden. Tunesien war
das arabische Land mit der höch-
sten Ausreisequote zum Islami-
schen Staat in Syrien und dem
Irak. 
Anders als bei der Libyenroute,

die meistens von Schwarzafrika-
nern genutzt wurde, sitzen in den

Asylsucherschiffen aus Tunesien
bislang zumeist arbeitslose aber fi-
nanzkräftige junge Männer aus
der Wiege des Arabischen Früh-
lings, wie der Unfall mit dem Ma-
rineschiff bewies. Einige von de-
nen, die von der italienischen Poli-
zei geschnappt wurden, waren in
teuren Schnellbooten, die den Weg
nach Italien in wenigen Stunden
schaffen, unterwegs.
Die meisten Immigranten, so

vermuten die italienischen Behör-
den, werden von legal fahrenden
tunesischen Fischkuttern vor die

italienische Küste gebracht, dort in
schmale Boote gesetzt und vor den
Stränden ausgesetzt. Dieser beson-
dere Service hat natürlich seinen
Preis. Viele vermuten, dass der fi-
nanzstarke, aber jetzt besiegte IS,
seine Finger mit ihm Spiele hat. 
Anders auch als die Schwarz-

afrikaner, die sich oft wenige Kilo-
meter bereits von der libyschen
Küste entfernt in Schlauchbooten
sitzend von europäischen einwan-
derungshelfern retten ließen,
schaffen es die tunesischen Schiffe
zumeist noch an die italienischen

Küsten, wo die Insassen dann un-
registriert verschwinden und zu-
meist in Deutschland wieder auf-
tauchen zum Asylantrag. Anders
als in Deutschland liefen sie in Ita-
lien Gefahr ohne Asylverfahren di-
rekt wieder abgeschoben zu wer-
den, weil dort Tunesien als siche-
res Herkunftsland gilt.
Unter diesen Verschwundenen

und Unregistrierten befinden sich,
so italienischen Behörden, nicht
nur tunesische IS-Rückkehrer,
sondern auch gewöhnliche Straftä-
ter und bereits einmal abgelehnte
Asylbewerber, die zuvor unter gro-
ßem bürokratischem Aufwand aus
anderen Ländern Europas abge-
schoben wurden. 
Auch in Spanien verdoppelte

sich die Zahl der Neuankömmlin-
ge in den vergangenen neun Mo-
naten im Vergleich zum Vorjahr
von 5400 auf über 12300. Hier bil-
den die spanischen Exklaven in
Afrika, Ceuta und Mellila, ein be-
sonderes Einfallstor, das von Ma-
rokko nur noch halbherzig be-
wacht wird.
Auf die neuen Schlepperrouten

haben sich die Einwanderungs-
Hilfs-NGO bereits eingestellt: Die
„Seefuchs“ der deutschen NGO
„Sea-Eye“ hat sich ebenfalls Rich-
tung Tunesien begeben und wartet
jetzt an der libysch-tunesischen
Seegrenze auf Kundschaft, die auf-
genommen werden will. B. Bost

Zunächst sprach er von einer
„politischen Intrige“ gegen-
über seiner Person, um ei-

nen Tag danach einzugestehen: An
diesen Vorwürfen könnte etwas
dran sein. Der Ex-Grüne Peter Pilz,
der erst Mitte Oktober bei den
österreichischen Parlamentswah-
len mit seiner neu gegründeten
Partei „Liste Pilz“ den Einzug ins
Parlament gefeiert hatte, trat nach
mehreren Vorwürfen der sexuellen
Belästigung letzten Dienstag von
seinem Mandat zurück.
Am selben Tag veröffentlichte die

Wiener Stadtzeitung „Falter“ Hin-
weise auf Übergriffe. Dabei bezog
sich die Zeitung auf Protokolle von
Frauen, die ihre Vorwürfe vor Ge-
richt zu bezeugen bereit wären. So
soll Pilz beim Forum Alpach 2013
eine junge Frau sexuell belästigt
haben. Außerdem beschuldigte ihn
eine ehemalige Grünen-Mitarbei-
terin, sie über 40 Mal sexuell belä-
stigt zu haben. 
In einer ersten Reaktion bestritt

Pilz allerdings diesen Vorwurf und
warf der Frau Karrieregeilheit vor,
hinter den Vorwürfen – ausgerech-
net kurz, nachdem die Grünen aus
dem Parlament geflogen waren –
stecke politisches Kalkül. Der als
Aufdecker von Skandalen erfolg-
reiche Politiker hatte erst im Juni
nach Differenzen die Grünen ver-
lassen und kurz darauf seine eige-
ne Partei gegründet. 

Dienstagabend entschuldigte
sich Pilz, für den die Unschulds-
vermutung gilt, schließlich via
Facebook bei den betroffenen
Frauen. „Viele erwarten zu Recht,
dass ich aus meinen privaten
Fehlern lerne. Aber ebenso viele
erwarten, dass ich zu meinen po-

litischen Versprechen stehe: die
beste Kontrolle im neuen Parla-
ment zu schaffen und mit einer
erfolgreichen Opposition den
Grundstein für eine neue Mehr-
heit gegen Schwarz-Blau zu le-
gen“, so Pilz in seiner Stellung-
nahme.

Die Liste Pilz ist neben der So-
zialdemokratischen Partei Öster-
reichs (SPÖ) und die Partei 
NEOS – Das Neue Österreich
und Liberales Forum – eine von
drei Parteien, die sich auf ihre
Rolle als Opposition im National-
rat, dem österreichischen Parla-
ment, vorbereiten. Derzeit laufen
die Regierungsverhandlungen
zwischen der Österreichischen
Volkspartei (ÖVP) und der Frei-
heitlichen Partei Österreichs
(FPÖ), die bei den Parlaments-
wahlen jeweils starke Gewinne
einfuhren.
Vorläufiger Nachfolger von Pilz

wird der ehemalige Leiter des
Bereiches Recht im Verein für
Konsumenteninformation (VKI)
und Politneuling Peter Kolba.
Voraussichtlich bis Ende Januar
2018 soll die Interimsphase dau-
ern. Bis dahin will sich die Liste
nach dem vorläufigen Rückzug
ihres Gründers Zeit nehmen, sich
neu aufzustellen. 
Pilz selbst verspricht, sich

nicht gänzlich und dauerhaft aus
der österreichischen Politik zu-
rückzuziehen. Seine Liste sei im
Nationalrat durch „acht hervorra-
gende Frauen und Männer“ ver-
treten. „Diese acht werde ich jetzt
von außen unterstützen, mit all
meiner Kraft, mit meinem Wis-
sen und meiner Erfahrung“, so
der 63-Jährige. Michael Link

Politneuling wird Nachfolger
Österreichs »Liste Pilz« muss sich nach Rücktritt neu sortieren

Schlepper auf neuen Routen
Statt über Libyen drängen Immigranten über Tunesien nach Europa

Die Zuwandererzahl
nach Spanien 

hat sich verdoppelt

Was ist China wichtiger? Nordkorea
als Atomwaffenmacht verhindern

oder den Kollaps des Landes vermeiden?

AUSLAND

„Liste Pilz“ nun ohne Peter Pilz

Großer Bahnhof für Donald Trump in Peking: Der begeisterte Empfang in China dürfte Nordkorea nicht gefallen haben Bild: Imago

Was tun mit Nordkorea?
Das kommunistische Land war auf der Asienreise Donald Trumps ein Dauerthema – Lösung nicht in Sicht
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Papiergeld 
in Gefahr

Frankfurt am Main – Mit einer
Aufsehen erregenden Studie lässt
die Deutsche Bank Sparern den
Schreck in die Glieder fahren. Da-
nach sehen Ökonomen des größ-
ten deutschen Geldinstituts das
gesamte Papiergeldsystem binnen
der kommenden zehn Jahre in ei-
ne existenzielle Krise schlittern,
wodurch die Altersvorsorge der
Deutschen massiv an Wert verlie-
ren dürfte. Hintergrund ist die Er-
wartung, dass infolge der locke-
ren Geldpolitik die Inflation zu-
rückkehren wird. In vergangenen
Inflationsschüben haben die No-
tenbanken mit steigenden Zinsen
gegengehalten. Diese stabilisierten
nicht nur den Geldwert wieder, sie
ersetzten den Sparern auch die
durch die Geldentwertung verlo-
rene Kaufkraft ganz oder teil-
weise. Mittlerweile aber ist die
Verschuldung, etwa vieler Staaten,
laut der Studie derart hoch, dass
eine spürbare Anhebung der Zin-
sen nicht mehr zu verkraften wä-
re. Stattdessen sei eher mit Nega-
tivzinsen, lockeren Kreditbedin-
gungen und Lohnschüben zu
rechnen. Das treibe die Inflation
immer höher, bis womöglich das
Vertrauen ins Papiergeld an sich
schwindet, was in den Zu-
sammenbruch von Währungen
münden kann. Bislang waren sol-
che Horrorszenarien eher an den
Rändern der Finanzwelt disku-
tiert worden. Nun hat die Debatte
das Zentrum erreicht.  H.H.

Kirchen, Hilfsorganisationen und
Parteien reden im Zusammen-
hang mit der Massenzuwande-
rung nach Deutschland regelmä-
ßig von der Notwendigkeit, die
Fluchtursachen zu bekämpfen.
Genannt wird in diesem Zusam -
menhang immer öfter der soge-
nannte Klimawandel als ein
Fluchtgrund, ein anderer wichti-
ger Faktor ist bislang aber immer
noch ein Tabu.

Erst vor Kurzem musste sich die
Bundesregierung harsche Kritik
von Welthungerhilfe und Terre
des Hommes anhören. Beide
Hilfs organisationen bemängelten,
Deutschland würde sich bei der
Entwicklungshilfe zu stark um
Schwellenländer kümmern, an-
statt sich auf besonders arme Län-
der zu konzentrieren. 
Tatsächlich fließen zur Umset-

zung von Umwelt- und Klima-
schutzzielen bisher erhebliche
Entwicklungshilfemittel von
Deutschland nach Indien, Süd-
afrika, Brasilien. Deshalb ist
schon seit einiger Zeit ein Nach-
justieren der deutschen Entwick -
lungshilfepolitik zu beobachten.
Bereits im Juni hat Kanzlerin

Merkel zu einem Afrika-Gipfel
nach Bonn geladen. Reformorien-
tierten Musterstaaten auf dem
afrikanischen Kontinent wurden
bei dem Treffen 300 Mil lionen
Euro zugesagt. Als Kriterien für
die Vergabe werden die Achtung
von Menschenrechten, Reformbe-
reitschaft, Rechtssicherheit und
Korruptionsbekämpfung genannt. 
Kritiker wie der Schriftsteller

Hans Christoph Buch sehen den
Plan skeptisch. Aus seiner Sicht
lässt sich in Afrika kaum ein
„nicht korruptes, verantwortungs-
voll regiertes Land“ finden. Der
Autor warnt: „Wir alimentieren
Regimes, vor denen gerade die
Leute weglaufen. Die fliehen, weil
sie keine Chance haben in Staa-
ten, die von einer Ethnie oder
Partei zu einem Selbstbedie-
nungsladen gemacht worden
sind.“
Tatsächlich gibt es mittlerweile

einige Kritiker, die warnen, dass

die bisherige Form von Entwick -
lungshilfe verkrustete Strukturen
aufrechterhält und Korruption
vielerorts erst noch befeuert. 
Besonders drastisch ist das Ur-

teil, das die afrikanische Ökono-
min Dambisa Moyo vor einigen
Jahren gefällt hat. Laut Moyo wur-
den im Rahmen von Entwick -
lungshilfe im Zeitraum der letzten
50 Jahre über eine Billion Dollar
an Hilfsleistungen nach Afrika

überwiesen. „Doch geht es den
Afrikanern durch die mehr als ei-
ne Billion Dollar, die in den letz-
ten Jahrzehnten gezahlt wurden,
tatsächlich besser?“, fragt Moyo.
Auf der Basis dieser Einschätzung
plädiert die Entwicklungshilfe-
Kritikerin für einen schrittweisen
Ausstieg aus dem bisherigen Sy-
stem von Entwicklungsgeldern. 
Inzwischen liegen auch Unter-

suchungen vor, wonach Entwick -
lungshilfe Migration mittelfristig
sogar zunehmen lässt. So erklärte
Thomas Bauer, der Vorsitzende

des Sachverständigenrats deut-
scher Stiftungen für Integration
und Migration (SVR) im März die-
ses Jahres: „Die Ärmsten der Ar-
men werden nicht wandern. Sie
können sich das nicht leisten und
haben nicht die nötigen Netzwer-
ke und Informationen für eine
solche Entscheidung.“ 
Aus Sicht des Wirtschaftswis-

senschaftlers ist damit zu rech-
nen, dass sich mit steigendem Bil-

dungsstand und besseren Ein-
kommen zunächst sogar mehr
Menschen auf den Weg machen
werden. Der Experte hält es trotz-
dem für richtig, armen Ländern
bei ihrer Entwicklung zu helfen.
Langfristig sei mit der Anglei-
chung der Verhältnisse und damit
zu rechnen, dass sich weniger
Menschen für eine Migration ent-
scheiden, so der Professor für
Wirtschaftswissenschaft. 
Dieses Phänomen wird in der

sozialwissenschaftlichen For-
schung als „migration hump“ be-

zeichnet und ist empirisch nach-
gewiesen. Im speziellen Fall von
Afrika sind allerdings Zweifel an-
gebracht, ob es auch dort zu ei-
nem Abebben der Migration
durch eine Verbesserung der Le-
bensverhältnisse kommt. 
Prognostiziert wird, dass sich

bis 2050 die Zahl der Afrikaner
von heute rund einer Milliarde
auf zwei Milliarden verdoppelt.
Entsprechend hoch muss das

Wirtschaftswachstum Afrikas aus-
fallen, um überhaupt den bereits
erreichten Stand beim Pro-Kopf-
Einkommen halten zu können.
Europa wird die Folgen dieser

Entwicklung nicht nur über wei-
ter steigenden Zuwanderungs-
druck an seinen Grenzen zu spü-
ren bekommen. Die Ölproduzen -
tenorganisation OPEC rechnet da-
mit, dass das Wachsen der Welt-
bevölkerung auf 9,8 Milliarden
Menschen bis 2040 den Energie-
verbrauch um ein Drittel steigen
lassen wird. 

Bemerkenswert ist, dass in der
öffentlichen Diskussion das The-
ma Eindämmung der Bevölke-
rungsexplosion etwa auf dem afri-
kanischen Kontinent bislang ein
weitgehendes Tabu ist. Vorge-
bracht werden stattdessen immer
öfter Appelle an die Bewohner
der Industriegesellschaften wie
zum Beispiel diese: „Wir müssen
unseren eigenen ökologischen
Fußabdruck verkleinern.“ 

Europäer und Nordamerikaner
sehen sich mittlerweile sogar mit
Forderungen konfrontiert, aus
Rücksicht auf Klimaschutz und
Ressourcenverbrauch gänzlich
auf eigene Kinder zu verzichten.
So rechneten Seth Wynes und
Kimberly Nicholas in der Publika-
tion „Environmental Research
Letters“ vor: „Eine US-amerikani-
sche Familie, die auf ein Kind ver-
zichtet, spart genauso viel Emis-
sionen ein wie 684 Teenager, die
für den Rest ihres Lebens strikt
recyceln.“ Norman Hanert

Reizthema Bevölkerungsexplosion
Geburtenanstieg in Afrika erhöht Zuwanderungsdruck nach Europa – Gegenmaßnahmen an falscher Stelle

Der Präsident der Europäi-
schen Zentralbank, Mario
Draghi, mahnt gemeinsa-

me Anstrengungen zum Abbau
von Problemkrediten in den Bi-
lanzen europäischer Banken an.
Auf einer Konferenz zur Banken-
regulierung in Frankfurt sagte er:
„Gegenwärtig ist das wichtigste
Thema hier, die faulen Kredite
anzugehen“. Draghi erklärte, bei
großen Geldinstituten seien die
Bestände an faulen Krediten zwar
zurückgegangen, das Problem sei
allerdings nicht behoben. Viele
Banken seien noch immer nicht
in der Lage, große Verluste zu ver-
kraften. 
Von der EZB wurde zum Ende

des ersten Quartals das Volumen
problematischer Kredite auf 865
Milliarden Euro beziffert. Nimmt
man kleinere Geldhäuser mit hin-
zu, die nur von den nationalen
Bankenaufsichten überwacht
werden, dann ist das Problem der
faulen Kredite vermutlich noch
brisanter für die Stabilität des
Bankensektors. Zudem sinkt mit
diesen Altlasten auch die Bereit-
schaft der Banken, neue Kredite
zu vergeben. Diese Zurückhaltung
bremst wiederum das Wirt-
schaftswachstum. 
Die EZB hat allerdings für ihr

Anleihenkaufprogramm unter an-
derem angeführt, sie wolle damit

die Wirtschaft ankurbeln. Auf der
Hand hätte es eigentlich gelegen,
das Problem der faulen Kredite
zügig anzugehen, um den Banken
wieder die Finanzierung der
Wirtschaft zu erleichtern. Im Zu-
ge der Anleihenkäufe ist stattdes-
sen die EZB ins Risiko gegangen. 
Seit dem Sommer letzten Jahres

kauft die EZB auch Firmenanlei-

hen auf. Sie ist inzwischen sogar
zum größten Nachfrager am
Markt für Unternehmensanleihen
mutiert. Das hat nicht nur die An-
leihenkurse verzerrt, sondern
auch Großbanken wie der franzö-
sischen BNP Paribas, die Anlei-
hen platziert haben, gute Einnah-
men beschert. Weniger rosig ist

die Lage allerdings für kleinere
Firmen und für Geldhäuser, die
nicht zur Liga der großen Invest-
mentbanken gehören. 
Der Zeitpunkt, zu dem der 

70-jährige Draghi den Berg fauler
Kredite zum Thema macht, wirft
noch aus einem anderen Grund
Fragen auf: Die achtjährige Amts-
zeits des Italieners läuft im Herbst
2019 ab. Da somit vergleichsweise
wenig Zeit für eine Lösung des
massiven Kreditproblems ver-
bleibt, entsteht der Eindruck,
Draghi wolle sich noch vor dem
Ende seiner Amtszeit als „früher
Warner“ in Position bringen.
Obendrein wird Draghi seinem
Nachfolger vermutlich eine stark
aufgeblähte EZB-Bilanz voller Ri-
siken hinterlassen. 
Bemerkenswert ist, dass sich

Draghi nun scharfer Kritik aus
seinem Heimatland Italien gegen-
über sieht. Dort wird befürchtet,
dass unlängst vorgestellte Richtli-
nien zum künftigen Umgang mit
neuen Problemdarlehen zu einer
Belastung für die italienischen
Banken werden. Besorgt ist man
in Italien zudem, dass die neuen
Regeln auch auf den Berg bereits
vorhandener Problemkredite an-
gewendet werden. In der Eurozo-
ne entfällt etwa ein Viertel aller
faulen Kredite auf italienische
Banken. N. H. 

Vorletzten Mittwoch hat die
EU-Kommission einen
Maßnahmenkatalog be-

schlossen, der dem Klimaschutz
dienen soll, aber das Ende des bis-
herigen Automobilindustrie be-
deuten würde. Denn, wenn die
Punkte so durchgesetzt werden
wie geplant, wäre das Ende des
herkömmlichen Verbrennungsmo-
tors so gut wie besiegelt. So soll
der Kohlendioxidausstoß vom Jahr
2021 bis 2030 um insgesamt
30 Prozent sinken. Basis ist ein
Ausstoß von 95 Gramm CO2 pro
Kilometer bei Personenkraftwagen
und 147 Gramm bei leichten Nutz-
fahrzeugen. 
Autoherstellern, die diese Ziel-

vorgaben verfehlen, drohen saftige
Strafen. Die EU sieht 95 Euro für
jedes zu viel ausgestoßene Gramm
CO2 vor. Und diese Richtlinie gilt
pro Auto. Bei Konzernen wie VW
könnten so schnell viele Millionen
Euro zusammenkommen. 
Mit dem sogenannten Pariser

Übereinkommen habe sich die
internationale Gemeinschaft ver-
pflichtet, zu einer modernen Wirt-
schaft mit niedrigem Kohlendio-
xidausstoß überzugehen, heißt es
in einer Mitteilung der Kommis-
sion. Die EU müsse die Chance er-
greifen und eine globale Füh-
rungsposition einnehmen, wäh-
rend Länder wie die USA und

China sehr rasch Fortschritte
machten. 
Für die deutschen Autoherstel-

ler sind dies beunruhigende Zei-
ten. „Ich bin unverändert besorgt“,
sagte EU-Haushaltskommissar
Günther Oettinger beim Auto-
Gipfel des „Handelsblatts“ am
25. Oktober. Der ehemalige ba-
den-württembergische Minister-
präsident soll während der Ver-
handlungen massivem Druck sei-
tens der Automobilindustrie aus-
gesetzt gewesen sein. Matthias

Wissmann, Präsident des Ver-
bands der Automobilindustrie
(VDA), hat angeblich sogar direkt
bei Kommissionspräsident Jean-
Claude Juncker interveniert, aller-
dings ohne durchschlagenden Er-
folg. 
Am Ende schaltete sich sogar der

noch amtierende Außenminister
Sigmar Gabriel in die Debatte ein.
In einem Brief an Juncker warb er
dafür, „jedem Sektor genügend
Freiraum zu lassen, um seinen Bei-
trag zum Klimaschutz umzusetzen“
und „gleichzeitig dafür Sorge zu

tragen, dass wir die Wettbewerbs-
und Innovationsfähigkeit der EU im
globalen Rahmen nicht gefährden“.
Das gelte, so Gabriel, insbesondere
für die deutsche Automobilindus-
trie. „Mir ist es deshalb ein großes
Anliegen, dass wir die Innovations-
kraft der Automobilindustrie nicht
durch zu eng gestrickte EU-Gesetz-
gebung ersticken“, schrieb der
SPD-Politiker laut einem „Spiegel“-
Bericht. 
Angela Merkel schweigt derzeit

zu diesem Thema. Dies könnte mit
den Koalitionsverhandlungen zu-
sammenhängen, denn den Grünen
sind die neuen Regeln noch nicht
weitreichend genug. „Der Vorschlag
der EU-Kommission ist eine Mo-
gelpackung. Ganz offensichtlich ha-
ben die Lobbyverbände der Auto-
mobilwirtschaft bei der Kommis-
sion mal wieder ganze Arbeit gelei-
stet“, hieß es in einer Pressemittei-
lung der Bundestagsfraktion.
Entgegen anderslautenden Ge-

rüchten soll es wenigstens keine
Quotenvorgabe für die Produktion
von E-Autos geben. Die Kommis-
sion will aber bis 2030 möglichst
30 Prozent der Neuwagen mit
Elektro- oder anderen alternati-
ven Antrieben auf die Straße brin-
gen. Dafür stellt sie 800 Millionen
Euro zum Ausbau von Ladestatio-
nen für Elektroautos in ganz Euro-
pa bereit. Peter Entinger

Gabriel versuchte zu
intervenieren, 
Merkel schweigt

»Unverändert besorgt«
EU-Kommission bedroht Automobilstandort Deutschland

Es ist was faul im Euro-Staat
EZB-Chef Mario Draghi als Warner – Die Bürde der faulen Kredite

Die Schulden-Uhr:

Gesamtverschuldung:
1.978.067.634.474 €
Vorwoche: 1.978.031.759.262 €

Verschuldung pro Kopf:
24.044 €
Vorwoche: 24.043 €

(Dienstag, 14. November 2017, 
Zahlen: www.steuerzahler.de)

WIRTSCHAFT

EZB-Chef Mario Draghi Bild: EZB

In den Entwick -
lungsstaaten ist
kein Ende der
Bevölkerungs -
explosion in
Sicht. Allein in
Afrika wird sich
bis 2050 die Be-
völkerung auf
zwei Milliarden
Menschen ver-
doppeln. Und
damit steigt
auch der 
Verbrauch an
Ressourcen und
Energie

Bild: Imago
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So wie die verschiedenen Erd-
platten durch die Kraft der
Tektonik ihre Lage zueinander

stetig verändern, wenn auch meist
ungeheuer langsam, weil es sich um
ein erdgeschichtliches Ereignis han -
delt, so ändern sich die Beziehungen
der Länder zueinander, aber sehr
viel schnel ler, denn hier geht es um
ein Ge schehen, das die Menschen
bewirken. Diese Regel gilt für alle
Kontinente und Staaten, doch bei-
spielhaft trifft sie auf die Türkei zu.
Genau wie Kleinasien an einer ge-
fährlichen Bruchstelle zwischen der eurasi-
schen und der anatolischen Platte liegt, so
lav iert die türkische Po litik zwischen Ost
und West. Neuer dings ist erhöhte Bewe-
gung in die Sache ge kom men.
Doch tektonische Aktivitäten können zu

gefährlichen, manch-
mal katastrophalen
Verwerfungen führen.
Das gilt für die Ge o -
logie wie für die Poli-
tik. Eine derar tige Ver-
werfung, diesmal im
politischen Sinne, hat
die Türkei ausgelöst, als sie kürzlich in
Russland das dort entwickelte und gebaute
Raketen-Abwehr-System S 400 „Triumf“
kaufte (siehe PAZ Nr. 40). Man kann ver-
stehen: Ein Na to-Land, das Waffen bei ei-
nem so defi nierten Gegner kauft – das geht
gar nicht. Außerdem geht der US-ameri -
kani schen Rüstungsindustrie auf solche
Wei se ein erheblicher Reibach flöten, und
derlei stört die US-Lebensphilosophie.
Der Vorgang mit den S-400 wäre für sich

allein genommen schon schlimm genug 
– ein Nato-Partner geht auf Distanz, das
sollte nicht vorkommen. Schlimmer aber
ist, dass es sich dabei nicht um einen Ein-
zelfall handelt. Dogu Perincek, der Vorsit-
zende der türkischen Vaterlands partei er-
klärte kürzlich, Ankaras Entfernung von
der Nato und seine An näherung an Russ-
land gewönnen an Ge schwindigkeit. Zu-
dem gehe sie nicht auf augenblicklichen
Nutzen zurück – wie etwa den Kauf eines

russischen Pro dukts, das dem US-amerika-
nischen Äqui valent deutlich überlegen ist –
, sondern auf strategische Überlegungen. 
„In absehbarer Zeit werden sich die Be -

ziehungen zwischen Russland und der Tür -
kei noch positiver entwickeln. Die Türkei

ist in der Phase dauer-
hafter und stabiler
konstruktiver Bezie-
hungen nicht nur zu
Russland, sondern
auch zum Iran und
Irak eingetreten, bald
auch zu Syri en. Dann

wird es bereits unmöglich sein, auf diese
Einigkeit zu verzichten.“ Dass Pericek et-
was derartiges ohne Wissen oder gar gegen
den Willen Recep Tayyip Erdogans zu einer
russischen Agentur sagt, darf man aus-
schließen. Schließlich kann er kein Inter -
esse daran haben, als überführter Terror ist
in irgendeinem finsteren Kerker zu ver-
schwinden.
Überhaupt scheint Pericek von Erdogan

mit der Rolle des diplomatischen Minen -
hunds betraut worden zu sein, denn was er
in Folge noch alles von sich gab, ist hoch-
explosiv. So warf er den USA deren Zu-
sammenarbeit mit den Kurden vor: „Jetzt
sehen wir, dass die USA direkt auf die Tür-
kei losgegangen sind. Deswegen ist Ankara
gezwungen, mit den Nachbar ländern zu-
sammenzuarbeiten, da es kei nen anderen
Weg hat.“ 
Damit nicht ge nug: „In Zukunft hat An -

kara in der Nato nichts zu suchen. Diese Al-

lianz stellt eine Bedrohung für Ankara dar.
Die Türkei pocht an die Tür der Shan ghaier
Organisation für Zusam menarbeit.“ Die
führenden Mit glieds staaten der Shanghaier
Organisation aber sind China und Russ-
land. Die Zeiten, da die Türkei als treuer
Nato-Partner vor dem damals sowjetischen
Kaukasus die Abhörstationen der USA und
dann auch 50 „Jupiter“-Raketen hat aufstel-
len lassen, sind lange vorbei.
Sogar beim heiklen Thema Syrien nä-

hern sich nicht nur die Türkei und Russ-
land, sondern auch der Iran einander an.
Bei den Verhandlungen im Rahmen der
sechsten Runde der Syrien-Gesprä che in
der kasachischen Hauptstadt Asta na im
September haben sich die drei Mächte dar-
auf geeinigt, eine sogenannte Deeskala-
tionszone in der nach wie vor instabilen
nordsyrischen Provinz Idlib einzurichten.
Dass auch der Iran, den die USA als Erz-
feind betrachten, mit von der Partie ist,
wird man in Washington nur mit großem
Missmut registrieren. Denn dahinter steht
die Tatsache, dass die USA in Syrien eben-
so wie der Islamische Staat an Boden ver-
loren haben, auch wenn sie sich im Norden
des Landes, in Rakka, festkrallen wollen.
Militärische Machenschaften sind das ei-

ne, wirtschaftliche Winkelzüge das an dere.
Die Türkei, so wurde bereits im De  zember
des vergangenen Jahres be kannt, plant, den
Handel mit China, Russland und dem Iran
künftig in „loka len Währungen“ abzuwik-
keln. Da mit fügt es sich in eine internatio-
nale und immer mehr um sich greifende

Strö mung, die darauf abzielt, auf den US-
Dollar als umfassende Weltwährung zu
verzichten und andere Valuten bei grenz -
überschreitenden Handelschaften zu
nutzen. 
Für die USA geht das an die Substanz,

denn nur wegen der Rolle ihrer Währung
als ausschließlicher Verrechnungseinheit
weltweit war bisher die exorbitante Ver -
schuldung der USA finanzierbar. Geht nun
auch ein Nato-Partner finanz tech nisch von
der Stange, dann hat das eine vor allem
auch psychologische Wirkung, die für die
Wall Street fatal sein muss. Denn was Fi -
nanzen und Währung an geht, so stellt die
Psychologie die halbe Miete dar.
Auch in Währungssachen, wie schon

beim Waffenkauf,
orientiert sich die Tür -
kei neuerdings weni-
ger an der Nato-Bünd-
nis-Treue als vielmehr
am eigenen Vorteil.
Durch den Putschver-
such im Jahre 2016 hat
die türkische Lira gegen über dem US-Dol-
lar erheblich an Wert verloren. Wenn daher
künftig der Ankauf von Öl oder Gas in Ru-
bel anstatt in Dollar abgewickelt würde und
Russland seinen Einkauf in der Türkei
dann auf Basis der Lira tätigte, so wäre das
für Ankara ein großer Vorteil. Dazu passt,
dass die Moskauer Börse vor einigen Tagen
bekanntgegeben hat, dass sie künftig Han-
del auch mit japanischen Yen sowie mit der
türkischen Lira treiben werde.

Der türkische Wirtschaftsmini-
ster Nihat Zeybekci versicherte der
Nachrichten agentur Anadolu: „Bin-
nen der kommen den fünf Jahre
wird sich die Welt in vie lem än-
dern. Deshalb muss man sich dar -
auf vorbereiten, künftig den Han-
del in nationalen Währungen zu
betreiben. Das wird allen Seiten
Nutzen bringen. Ein sol cher Schritt
würde den Interessen eines jeden
Landes, darunter Russlands, des Ir -
an, der Türkei, Chinas und Japans,
ent sprechen.“

Was aber die Psychologie angeht, so hat
die Entscheidung vom Mai dieses Jahres,
den Nato-Gipfel nicht in der Türkei ab zu -
halten, es Ankara noch leichter ge macht,
die innere Loslösung vom Bünd nis zu
vollziehen. Die Selbstgerechtig keit der
Nato-Granden, mit der sie die inneren Zu-
stände des anatolischen Mit glieds kom-
mentieren, stößt dort auf um so weniger
Verständnis, als dieselben Kritiker, noch
bevor sie sich am Morgen zum Frühstück
hinsetzen, bereits ein paar Mal das Völ-
kerrecht brechen. Jüngstes Beispiel: Neu-
erdings befindet sich So ma lia erneut un-
ter dem Raketen-Hagel der USA. Die Be-
gründung? Terrorismus, was denn sonst.
Rechtsgrundlage? Kei ne, was denn sonst. 

Jedenfalls bewirken
die politisch-tek to -
nischen Bewegungen
der Türkei einiges
Kopfzerbrechen so-
wohl in Washington
als auch in Brüssel,
dort sogar doppelt,

als EU-Hauptstadt sowie als Na to-Sitz.
Die Stimmen derer, die noch vor Kurzem
die Osmanen nicht schnell genug in der
EU als Mitglied haben sehen kön nen, sind
verklungen, die Türkei bewegt sich poli-
tisch dorthin, wo sie historisch ihre Wur-
zeln hat, nach Asien, wobei Russ land in
seiner eurasischen Doppelfunktion den
entscheidenden Anker dar stellt. Im Wes-
ten war niemand auf eine solche Entwick-
lung vorbereitet.

Die Kolumne: Zwei Publizisten reden Klartext.
Immer abwechselnd, immer ohne Scheuklappen
und immer exklusiv in der PAZ. Dem Zeitgeist
„Gegenwind“ gibt der konservative Streiter

Florian Stumfall. „Frei gedacht“ hat Deutschlands
berühmteste Querdenkerin Eva Herman.

Der Autor: Florian Stumfall ist ein christsoziales
Urgestein. Unter anderem war der 1943 geborene
promovierte Politikwissenschaftler ein Vierteljahr-
hundert lang Redakteur beim „Bayernkurier“. In
mehreren Büchern hat er das Zeitgeschehen aus
konservativer Weltsicht aufs Korn genommen.

Tusch, Fanfarenstoß, brausen-
der Applaus: Deutschlands

Enthüllungs-Journalisten haben
wieder einen einzigartigen Coup
gelandet. Journalisten von „Süd-
deutscher Zeitung“, WDR und
NDR werteten mit den Kollegen
anderer Länder die „Paradise-Pa-
pers“ aus. Die Dokumente stam-
men von Appleby, einer An-
waltskanzlei, die sich auf Wirt-
schaftsrecht und Investorenbe-
ratung spezialisiert hat. 
Appleby, mit Sitz auf der Isle

of Man, hilft seinen betuchten
Kunden kräftig, Steuern zu spa-
ren. Strafbar ist das Ganze nicht,
sympathisch sind einem die
Tricksereien, mit denen Super-

reiche noch ein Stück reicher
werden, trotzdem nicht. Gesetze
und Maßnahmen, um die Steu-
erschlupflöcher zu schließen,
wären wünschenswert. Daher ist
das Thema „Paradise Papers“
auch unbedingt einen Bericht
wert. Absurd aber ist der pom-
pöse Aufwand, mit denen uns
die Berichterstattung in endloser
Breite verkauft wird. Unter dem
Theaterdonner verbirgt sich zu-
dem das große Schweigen der
meisten Medien, zu den wirklich
brisanten Themen, die das Land
bewegen: Wie wär’s denn mal
mit den Antifa-Akten, den Inten-
sivtäter-Protokollen oder den
Asylbetrüger-Dokumenten?

Theaterdonner
Von Frank Horns

Naive Egoisten
Von Sverre Gutschmidt

Nationen sind künstlich, Re-
gionen natürlich – in dieser

Färbung beurteilen viele Linke
die von Teilen der Katalanen zu-
gespitzte Unabhängigkeit als
Aufbruch nach Europa. Jubel für
die Region, die sich aufrafft, den
Nationalstaat zu überwinden.
Gemeinschaften sind nach die-
ser Logik künstlich, es sei denn,
es sind die richtigen: Die Nation
ist grundfalsch, da sie über mehr
als ein paar Dörfer hinausgeht.
So dachte das Mittelalter. So
denkt der Stammesverband.
Wenn es um die Segnungen des
(deutschen) Sozialstaates geht,
ist die Region dem linken Lager
keine Richtschnur, da darf die
Nation Segnungen exportieren. 
So, wie die EU von einsichti-

gen Selbstbeschränkungen ihrer
Nationen profitiert, wollen Se-
paratisten europaweit von den
Segnungen bestehender Natio-
nalstaaten zwar profitieren, alles

Unerwünschte (wirtschaftlich
schwache Regionen) aber hinter
sich lassen. Ein unabhängiges
Katalonien in der EU ist in den
heutigen Abhängigkeitsverhält-
nissen so naiv wie ein von Bri-
tannien abgespaltenes, EU-kon-
formes Schottland. 
Carles Puigdemonts Bewe-

gung hat die Wucht, Europa
weiter zu spalten. Aus seinem
Brüsseler Exil macht er die EU
zur Geisel seiner Bewegung in
einer Zeit, in der sich die Ge-
meinschaft weder vom Brexit
noch anderen Zerwürfnissen
erholt hat. 
Die Separatisten wollen Brüs-

sel zwingen, Partei zu ergreifen
– gegen Spanien und für die
Protestierer der Region Barcelo-
na. Doch die EU wird keine Lö-
sung anbieten können, eben
weil sie anders als die Nation
keine gewachsene, sondern eine
konstruierte Gemeinschaft ist.

Getroffene Hunde bellen
Von Hermann Paul Winter

Die Mitglieder der Arbeits-
gemeinschaft der öffent-
lich-rechtlichen Redak-

teursausschüsse (AGRA) wehrten
sich kürzlich empört gegen Vor-
würfe aus den Printmedien, sie
würden sich politisch steuern
lassen. Bezeichnungen wie
„Staatsfunk“ würden sie diskre-
ditieren und ihre Arbeit verun-
glimpfen. Wie sollte eine politi-
sche Steuerung von Redaktionen
denn auch vonstattengehen?
Doch nicht etwa so wie im Ok -
tober 2012, als die Sprecherin
des CSU-Ministers Markus Söder
beim Bayerischen Rundfunk
intervenierte? 
Nein, die Sache verläuft subti-

ler. Vor allem bei Sendungen
rund um den Problemkreis Im-
migration gibt es bei den Öffent-
lich-Rechtlichen immer wieder
suspekte, realitätsferne Darstel-

lungen, die aufhorchen lassen.
Sie gemahnen an einen 2012 un-
ter Mitwirkung der Medien von
der Regierung Merkel veröffent-
lichten „Nationalen Aktionsplan
Integration“. 
In dem Plan

kritisiert die
Kanzlerin, dass
in den Medien
eine problem-
orientierte Be-
richterstattung
über Immigranten überwiege.
Negativbilder existierten vor al-
lem in der Darstellung von Mus-
limen in Deutschland. Um diesen
„Darstellungsdefiziten“ ent-
gegenzuwirken, seien Ansätze in
Medienanstalten für eine Sensi-
bilisierung und Qualifizierung
der Redakteure und Programm-
verantwortlichen in Form von
Programmkonferenzen und Fort-

bildungen vorbildhaft. Medien
prägten in ihrer Berichterstattung
und in den Unterhaltungsforma-
ten die Bilder über die Einwan-
derungsgesellschaft und ihre Be-

völkerungsgrup-
pen wesentlich
mit und spielten
bei der Integra-
tion eine bedeu-
tende Rolle. Sie
seien in ihrer
Ber ichters tat -

tung und Programmgestaltung
selbstverständlich (!) unabhän-
gig. Aufgrund dieser grundge-
setzlich verankerten Unabhän-
gigkeit komme „dem Dialogprin-
zip“ im Themenfeld Integration
eine besondere Bedeutung zu.
Pikant: Dieser Plan erschien

just zu dem Zeitpunkt, als eine
Studie des Bundesinnenministe-
riums nachwies, dass 22 Prozent

der jungen deutschen Moslems
und 48 Prozent der nichtdeut-
schen Moslems im Lande jegli-
che Integration ablehnen. Der
„Nationale Aktionsplan Integra-
tion“ ist denn auch nichts ande-
res als eine Lenkung von Pres-
seinhalten seitens der Bundesre-
gierung, die man getrost als Auf-
forderung zur Propaganda be-
zeichnen kann. Und unschwer ist
zu erkennen, dass ARD und ZDF
die erbetenen Maßnahmen über-
eifrig umsetzen.
Dass ARD und ZDF durch di-

rekte Eingriffe der Politik gesteu-
ert werden, kann wohl nicht kon-
statiert werden. Der vorauseilen-
de Gehorsam der Redaktionen
gegenüber den Plänen der Bun -
desregierung jedoch ist Tatsache.
Er dürfte der Grund dafür sein,
dass jetzt getroffene Hunde bel-
len.

Er traf die 
öffentlich-
rechtlichen 
Sendeanstalten
ins Mark, als er
im Zusammen-
hang mit ihnen
von „gebühren-
finanzierter 
digitaler Staats-
Presse“ sprach:
Der Präsident
des Bundes-
verbandes 
Deutscher 
Zeitungs -
verleger, 
Mathias Döpfner

Bild: pa

Berechtigte Kritik 
an den Öffentlich-

Rechtlichen

Gegenwind

Die Türkei bewegt sich
vom Westen nach Asien

Von FLORIAN STUMFALL

FORUM
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Autostadt als
Kriegsschauplatz 

Gegen Ende ihrer Karriere
blüht die 65-jährige US-

Regisseurin Kathryn Bigelow so
richtig auf. 2008 gewann ihr Film
„Tödliches Kommando – The Hurt
Locker“ über Kampfmittelbeseiti-
ger der US-Armee im Irak sechs
Oscars. Ihr vier Jahre später ent-
standener Film „Zero Dark City“
über die Entdeckung und Tötung
Osama bin Ladens im pakistani-
schen Abbottabad er wies sich
ebenfalls als Actionhit. Ein ähn-
licher Erfolg dürfte ihr Drama
„Detroit“ werden, das am 23. No -
vember in die Kinos kommt.
In dem Film verlegt Bigelow

den Kriegsschauplatz in die eige-
ne Heimat. Thema sind die bür-
gerkriegsähnlichen Rassenunru-
hen in der Autostadt Detroit im
Sommer 1967, als 43 Menschen
ums Leben kamen. Bigelow reißt
die Gewaltexzesse auf den Stra-
ßen nur kurz mit dokumentari-
scher Kamera an, ehe bei ihr alles
in einer polizeilichen Folterver-
hörhölle in einem Motel kulmi-
niert, in deren Verlauf drei
Schwarze ums Leben kommen.
Wurden die Polizisten, die damals
wegen Heckenschützen die Ner-
ven verloren haben und die in den
waffenstarrenden USA wegen
einer Spielzeugpistole durchdreh-
ten, in einem späteren Prozess
freigesprochen, so klagt Bigelow
hier Polizeigewalt und das fehlge-
leitete US-Justizsystem an. Dies
aber auf äußerst spannende und
differenzierte Weise, ist es doch
auch ein Lehrstück, wie sich eth-
nische Konflikte ungezügelt gegen
Rettungskräfte wie Polizei und
Feuerwehr Bahn brechen. tws

Vorsicht, Verwechselungsgefahr:
Die „Söhne Hamburgs“ haben
nichts mit dem Sänger Xavier
Naidoo zu tun, dessen Musik-
gruppe unter dem Namen „Söhne
Mannheims“ bundesweit bekannt
ist. Die Hamburger „Söhne“ sind
mehr auf Witz als auf Kontrover-
sen aus. Kurz vor Weihnachten
bespaßen sie den Norden.

Als eine Boyband von Männern
im besten Alter lösen die Nord-
deutschen beim Publikum aller-
dings einen ähnlichen Kreisch-
faktor aus wie ihre Mannheimer
Kollegen. Als „Die Söhne Ham-
burgs“ bespielen Sänger Stefan
Gwildis, Pianist Joja Wendt und
Allrounder Rolf Claussen gemein-
sam und mit vereinten Talenten
den Norden. Zur Freude des
Publikums – vor allem aber zur
eigenen.
„Stimme, Instrument, Improvi-

sation – klar, dass das zusammen
passt wie Hamburg und Hafen. Es
wird das gemacht, worauf wir
Lust haben. Ob das jetzt ein Rock -
stück ist, ein Boogie, Soul oder
Salsa. Alles ist erlaubt“, sagt der
älteste „Sohn“, Gwildis, und er -
gänzt: „Bei den virtuosen Ge -
schichten darf man schon die
Ohren anlegen. Es gibt da nicht
die übliche Stringenz wie in den
Solo-Programmen. Und wir ha -
ben einen Heidenspaß dabei, mal
richtig auf den Putz zu hauen.“
Prominenter Geburtshelfer des

Trios war Komiker Otto Waalkes.
Bei einer Geburtstagsfeier ließ
Deutschlands bekanntester Ost-
friese den entscheidenden Satz
fallen: „Da kommen ja die Söhne
Hamburgs“ – mit einem leichten
Anflug von Neid in der Stimme,
dass er, als gebürtiger Emder, sich
dieser Gruppe nicht würde an -
schließen können. 
Offensichtlich hatte es dieses

Anstoßes bedurft: Claussen, Gwil-
dis und Wendt kennen sich seit
vielen Jahren. „Mein alter Schul -

kumpel Rolf Claussen und ich
haben früher viel Straßenmusik
gemacht und sind einem Bur-
schen begegnetet, der sein Klavier
durch Hamburg schob. Das war
Joja Wendt. Damals haben wir
schon gesagt: Wir müssen unbe-
dingt mal was zusammen machen.
In Hamburg dauert so etwas eben

manchmal ein bisschen länger“,
erzählt Gwildis.
So kam zusammen, was zusam -

mengehört: Als „Söhne Ham-
burgs“ verknüpfen Claussen,
Gwildis und Wendt die in ihren
jeweiligen Karrieren ge sammelten
Erfahrungen und Kunstgriffe mit
der anarchischen Spiel- und
Improvisationsfreude aus ihren
bunten Anfangsjahren als Stra-

ßenmusiker auf der Mönckeberg-
straße, beim alljährlichen Alster-
vergnügen oder in der Talent-
schmiede des Schmidt-Theaters.
Und was daraus erwächst, ist ein
an jedem Abend neuer, virtuoser
Reigen aus Liedern, Szenen, arti-
stischen Einlagen, Slapstick und
einem gerüttelt Maß trockenen

Humors. „Der Spaß ist so groß,
dass es uns oft schwerfällt, am
Ende des Abends überhaupt die
Bretter zu verlassen“, sagt der 59-
jährige Gwildis.
Auf der Bühne bearbeiten die

drei Protagonisten mit Lust ihre
eigenen Lebensumstände und Be -
findlichkeiten, genauso wie jene
ihrer Babyboomer-Generation all-
gemein, besingen die Musiker-

Steuererklärung und sich selbst 
– die „Männer in den besten Jah-
ren“. Und natürlich geht es um
Hamburg, um das neue Wahrzei-
chen über dem Wasser („Elbphil-
harmonie“) und das zum Sinnbild
für den Verkehrsinfarkt geworde-
ne alte, den Elbtunnel, gleich dar-
unter („Licht am Ende des Tun-

nels“). Besonders geht es aber um
die Menschen dieser Stadt, wie
die Fischverkäuferin, der sie wun-
derbar zweideutige Eindeutigkei-
ten wie „Du hast schon so viele
ausgenommen“ widmen. 
Der inhaltlichen Par forcejagd

steht der musikalische in nichts
nach: Boogie, Soul, Jazz, Klassik
und altes Hamburger Liedgut –
jeder singt, jeder spielt, manch-

mal auch allesamt alles gleichzei-
tig und zusammen. Das Instru-
mentarium reicht von Gi tarre und
Bass über skurrile Straßeninstru-
mente Marke Eigenfabrikat bis
hin zu einem sechs Meter langen
Konzertflügel – begeh- und vor
allem betanzbar und mit eigener
Showtreppe versehen.
„Wir haben auch einen Extra-

block mit Weihnachtsliedern im
Programm, denn wir haben fest-
gestellt, dass viele Weihnachtslie-
der deutschen Ursprungs sind.
Deshalb haben wir den Ur -
sprungstext ausgegraben“, sagt
Gwildis. Bei den „Söhnen“ wird
der weihnachtliche Pop-Ohr-
wurm „Last Christmas“ einfach in
„Lars kriegt nix“ umgedichtet. 
Und was sagen die Familien

dazu, dass die drei Herren so kurz
vor dem Fest noch so umtriebig
sind und auf Tournee gehen? „Wir
spielen zirka zehn Termine – da
hat man immer noch genug Zeit,
in den Supermarkt zu gehen, um
Dominosteine und Spekulatius zu
kaufen. Und zu viel Zeit vorher
mit der Familie zu verbringen, ist
auch nicht gut. Dann hat man sich
unterm Weihnachtsbaum ja nichts
mehr zu sagen.“ Andreas Guballa

Lars kriegt nix
Weihnachtsklassiker auf den Kopf gestellt – Den »Söhnen Hamburgs« ist nichts heilig

Musikalisches Trio mit Humor: „Die Söhne Hamburgs“ Gwildis, Claussen, Wendt (v. l.) Bild: DEAG

Die Mini-Berlinalen
Kinostress pur – Filmfestival auf Filmfestival in der Hauptstadt

Pech am Kilimandscharo
Abgestürztes Drama – ARD-Film scheitert an Afrikas höchstem Berg

Kaum werden die Tage kür-
zer und hat der Herbst
Berlin fest im Griff, prä-

sentiert sich die Hauptstadt als
filmreife Gastgeberin für aufse-
henerregende Filmfeste. Das Ber-
liner Kurzfilmfestival und die
Französische Filmwoche werden
auch in diesem Jahr wieder zehn-
tausende Cineasten und Filmlieb-
haber in die Kinos locken.
Beim 33. Berliner Kurzfilmfesti-

val flimmern vom 20. bis 26. No -
vember mehr als
500 Filme aus
rund 70 Ländern
über die Kino-
leinwände. Damit
ist „Interfilm“,
wie die Veranstal-
tung auch ge -
nannt wird, nach
der Berlinale das
zweitgrößte Film-
fest in der Haupt-
stadt. In diesem
Jahr spielen vor
allem Kurzfilm-
schaffende aus
den USA und den Ländern Ex-
Jugoslawiens die Hauptrollen.
Auch waren Filmschaffende in
Sápmi, einer fast unbekannten
Region Nordeuropas, unterwegs.
So zeigen Filmemacher aus den

USA, wie eng im Land der unbe-
grenzten Möglichkeiten Auf- und
Abstieg, Fortschritt und Finanz-
krise, Rassismus und Menschlich-
keit verknüpft sind. Zu sehen sind
Menschen wie Rosa in „The good
crazy“, die in Los Angeles abseits

vom Glanz Hollywoods nach
Orientierung sucht, oder eine
schwarze Mutter, die bei ihren
neuen Nachbarn auf Zugehörig-
keit hofft.
Mehr als 20 Jahre ist der Krieg

in den Ländern Ex-Jugoslawiens
vorbei. Doch die Wunden sind
längst nicht verheilt. Die Kurzfil-
me spiegeln den schwierigen Weg
zwischen Kriegserlebnissen und
Realität wider, zeigen Konflikte,
aber auch Verbundenheit auf und

Menschen, die ihre Identität wie-
der finden möchten.
Erstmals blickt das Kurzfilmfe-

stival in Regionen Europas, deren
Probleme nicht die Schlagzeilen
bestimmen. Eine solche Region ist
Sápmi, die sich vom Norden Nor-
wegens bis nach Russland er -
streckt. Das Volk der Sami ist
reich an Traditionen, Musik und
Sprachen. Doch seine Geschichte
ist bis heute geprägt vom Kampf
gegen Unterdrückung und um

Anerkennung. Acht Filme sind
ein Spiegelbild dessen.
Gezeigt werden die rund 500

Filme in so bekannten Spielstät-
ten wie dem Kino Babylon in
Mitte, den Hackeschen Höfen, der
Volksbühne und dem Zeiss-Groß-
planetarium. Darüber hinaus wer-
den in sechs Wettbewerben Preise
im Wert von insgesamt 32000
Euro vergeben.
Kaum ist das Kurzfilmfestival

vorbei, beginnt das nächste Film-
fest. Dann wird
Berlin frankophil.
Am 29. Novem-
ber findet zum 17.
Mal die Französi-
sche Filmwoche
statt. Ob Rebellin
oder Kämpferin,
ob ge heimnisvoll
oder leidend – in
den Filmen wer-
den bis zum 
6. De zember vor
allem starke Frau-
en vor der Kame-
ra stehen. 

Geplant sind 13 Premieren. So
hat die Komödie „Das Leben ist
ein Fest“ Deutschlandpremiere in
An wesenheit von Olivier Nakache
und Eric Toledano, den beiden
Regisseuren des Kinohits „Ziem-
lich beste Freunde“. Mit diesem
Streifen wird die Filmwoche am
29. No vember eröffnet, der Ab -
schlussfilm „Lieber leben“ läuft
am 5. De zember im Beisein der
Regisseure Grand Corps Malade
und Mehdi Idir. Barbara Eising

Es gibt Drehbuch-Rezepte,
die scheinen eine gute
Quote zu garantieren. Etwa

so: Man nehme eine exotische Ku -
lisse, eine Gruppe von Menschen
mit Problemen und schicke sie
auf den dornenreichen Weg zum
gemeinsamen Ziel. Pech nur,
wenn die Versatzstücke so kli-
scheehaft und unglaubwürdig
montiert sind, dass der Zuschauer
überdeutlich die Absicht merkt.
So gesehen gerät „Kilimand-

scharo – Reise ins
Leben“ (17. No -
vember, Das
Erste, 20.15 Uhr)
fast zum Ärger-
nis. Da ist der Ex-
Leistungssportler
Tom (Kostja Ull-
mann), der nach
einem Unfall im
Rollstuhl sitzt und
nun beweisen
will, dass er auch
als Behinderter
jedes Ziel errei-
chen kann. Ein
ehrenwerter Vorsatz, aber muss es
der 5895 Meter hohe Vulkankegel
in Tansania sein, in dessen Gipfel-
zone selbst trainierten Marathon-
läufern die Luft wegbleibt? 
Dann wäre da noch die Ärztin

Anna (Anna Maria Mühe), die
sich von der Pilgertour eine Ent-
scheidungshilfe für ihre anste-
hende Operation erhofft. Bleiben
noch Vater und Tochter (Simon
Schwarz, Caroline Hartig), deren
Beziehung schwer gestört ist, seit

der Papa im Freundeskreis der
Tochter wilderte. Nicht einmal
der Bergführer darf unbeküm-
mert voranschreiten – der kämpft
mit einem unbewältigten Trauma.
Und so stolpert die bunte Trup-

pe von Konflikt zu Konflikt, trifft
unterwegs Affen und höhenkran-
ke Bergwanderer, die von den ein-
heimischen Trägern zum Basisla-
ger zurückgeschleppt werden.
Um die notwendige Prise Drama
unterzurühren, hängt ausgerech-

net die Jüngste unvermittelt an
einer Klippe. Und für die Dosis
Komik soll wohl eine Szene sor-
gen, in der Tom seine indignierte
Mitwanderin Anna um Hilfe beim
Wasserlassen bittet. 
„Gemeinsam sind wir stark!“

Dieses Motto wird Szene für
Szene durchbuchstabiert, und
damit auch der Letzte versteht,
welch ungeheuren Edelmut der
Pilgerweg zum Gipfel hervor-
bringt, wird das Leitmotiv noch

musikalisch verstärkt. „Ich werde
immer versuchen, mein Bestes zu
geben, für unsere Freundschaft,
für unser Leben“, singt der deut-
sche Liedermacher Enno Bunger
im Hintergrund. Selbst der ein-
heimische Träger, der mit einer
geschulten deutschen Synchron-
stimme spricht, hat seinen Part in
diesem Gutmenschen-Kanon. Als
Dank für eine Reparatur werden
die Kosten für ein Ingenieurs-Stu-
dium übernommen. Soweit, so

dick aufgetragen.
Tatsächlich ist

die Besteigung
des Kilimand-
scharo ein Sehn-
suchtsziel für
Tausende. Selbst
Menschen über
50 werden von
Reiseveranstal-
tern animiert,
dort hinaufzuge-
hen. Und es gibt
auch ein reales
Vorbild für den
versehrten Tom:

2016 rollte und kroch der bein -
amputierte Brite Aaron Phipps
mit seinem Rollstuhl hinauf. 
Soweit die Realität. Aber daran

mochte sich dieser durchsichtig
auf Emotionen zielende Rühr-
schinken dann doch nicht halten.
Gedreht wurde rund um Kapstadt
in Südafrika. Den schneebedeck -
ten Gipfel des Kilimandscharo in
Tansania sahen die Schauspieler
– wie andere Touristen auch –
nur aus der Ferne. Anne Martin

Safari mit Rollstuhl: Tom (l.) durchrollt den UrwaldFilmkunst: Szene aus dem dänischen Kurzfilm „Nachthexen“
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Termine: 8. Dezember, 20 Uhr,
Barclaycard Arena Hamburg.
10. Dezember, 20 Uhr, Stadt-
theater Heide. 11. Dezember,
20 Uhr, Kieler Schloss. 12. De -
zember, 20 Uhr, Deutsches
Haus Flensburg. 13. Dezem-
ber, 20 Uhr, MHC Messe
Husum&Congress. 15. Dezem-
ber, 20 Uhr, Congress-Union
Celle. 16. Dezember, 20 Uhr,
Kugelbakehalle Cuxhaven. 
18. Dezember, 20 Uhr, Stadt-
halle Wilhelmshaven. 19. De -
zember, 20 Uhr, MuK Lübeck.
Karten im Internet unter
www.eventim.de sowie im ört-
lichen Vorverkauf



Erst langfristig ein Erfolg
Vor 100 Jahren begann die Schlacht von Cambrai – Die erste große Panzeroffensive der Geschichte
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Das Menetekel von Stalingrad
Stalin und Hitler schlugen an der Wolga ihre Schlacht ohne jedes Erbarmen

Bei Stalingrad schlugen zwei Ge-
waltmenschen ihre Prestige-
schlacht. Josef Stalin und Adolf
Hitler kämpften ohne Erbarmen
mit den Opfern. Die Toten sind bis
heute nicht exakt gezählt, 75 Jahre,
nachdem die 6. Armee bei Stalin-
grad am 22. November eingekes-
selt wurde. Viele sehen in der
Schlacht die Wende im Zweiten
Weltkrieg.

700000 Menschen star-
ben bei dem Kampf um
Stalingrad. Die Zahl ist ver-
mutet, nicht belegt. Einige
Militärhistoriker gehen so-
gar von einer Million getö-
teter Rotgardisten und un-
gezählten zivilen Opfern
aus. 195000 deutsche Sol-
daten wurden einkesselt.
60000 verhungerten oder
fielen. 110000 Mann gerie-
ten in sowjetische Gefan-
genschaft. Von denen über-
lebten 5000.
Stalingrad wurde zum

Menetekel. Doch weder
Stalin noch Hitler deuteten
die Zeichen. Für Stalin be-
deutete die Verteidigung
der Stadt, die seinen Na-
men trug, mehr als eine
strategische Absicherung.
Für Adolf Hitler wird die
Eroberung mit umgekehr-
ten Vorzeichen ebenso be-
deutsam gewesen sein. 
Dabei standen am An-

fang durchaus strategische
Planungen. Über Stalin-
grad sollte der Vorstoß auf
die kriegswichtigen Ölfel-
der im Kaukasus erfolgen.
Die Stadt an der Wolga hat-
te eine Schlüsselstellung.
Der von beiden Seiten ver-
bissen geführte Kampf um
die Stadt ist jedoch ohne deren
symbolische Bedeutung kaum
vorstellbar. Stalin hatte während
des russischen Bürgerkriegs die
Stadt befehligt und durch Massen-
erschießungen der KPdSU zum
Sieg verholfen. Die Partei dankte

es, als sie Zarizyn 1925 den Na-
men „Stalingrad“ gab. 
Eine Fehleinschätzung Hitlers

leitete das verlustreiche Ende bei
Stalingrad ein. Er war davon aus-
gegangen, dass die Reserven des
Feindes „weitgehend verbraucht“
seien. Das lasse eine weite Strek-
kung der Front zu. Dabei sollte der
Hauptangriff über die 6. Armee
unter General Friedrich Paulus,
unterstützt durch die 4. Panzerar-

mee mitsamt einigen rumänischen
Verbänden, erfolgen. Die 6. Armee
zählte 200000 bis 250000 Mann.
Als sie am 23. August 1942 Sta-

lingrad erreichte, war Hitler über-
zeugt: „Die Russen sind am Ende
ihrer Kraft.“

600 Maschinen der deutschen
Luftwaffe sollten die Eroberung
der Stadt vorbereiten. Die Opfer
in der mit Flüchtlingen vollge-
stopften Stadt waren fürchterlich.
Stalin hatte verboten, die Stadt zu
evakuieren. Eine Millionen Bom-
ben der deutschen Luftflotte 4
vernichteten die Stadt zum großen
Teil, 40000 Zivilisten kamen ums
Leben. Der Befehl Stalins wurde
dennoch nicht aufgehoben. Der

Diktator war überzeugt, die Anwe-
senheit der Zivilisten stärke den
Verteidigungswillen. 
Die sowjetische Stalingrader

Front befehligte Generaloberst
Andreij Jerjomenko, unterstützt
durch den politischen Kommissar

Nikita Chruschtschow. Stalins Be-
fehl Nr. 227 lautete: „Keinen
Schritt zurück!“ Die Verteidiger
igelten sich ein.
Sie machten je-
des Haus, jede
Kreuzung zum
Widerstandsnest.
Je weiter die
Deutschen in der Stadt vordran-
gen, desto heftiger wurde die
Gegenwehr. Im November feierte

Hitler im Münchener Löwenbräu-
keller einen Sieg: Das nahezu voll-
kommen zerstörte Stalingrad war
bis auf einen kleinen Rest einge-
nommen. 
Es war ein Sieg, der keiner war.

Am 19. November lösten die So-

wjets die Operation Uranus aus.
Sie griffen die rumänische 3. Ar-
mee an. Deren Widerstand war

schwach. Gegen sowjetische Pan-
zer standen von Pferden gezogene
Geschütze. Die 22. deutsche und

die 1. rumänische Panzer-
division erhielten den Be-
fehl, die wankende rumä-
nische 3. Armee zu unter-
stützen. Deren Kampfkraft
war kläglich. Die Panzer-
korps hatten in Scheunen
und Ställen auf ihren Ein-
satz gewartet. Als der Be-
fehl kam, waren nur
30 Panzer einsatzbereit.
Mäuse hatten sich über die
Kabel der Panzer herge-
macht. 
Die Zange der Roten Ar-

mee schloss sich am
22. November. Die 6. Ar-
mee war eingeschlossen.
Hitler wollte die Soldaten
aus der Luft versorgen,
Hermann Göring hatte ihm
versichert, es sei möglich,
täglich 500 Tonnen in den
Kessel zu bringen. Tatsäch-
lich wurde mit 290 Tonnen
die Höchstmenge erreicht,
an manchen Tagen gab es
gar keine Flüge. Im Durch-
schnitt warfen die Versor-
gungsflugzeuge zwischen
November 1942 und Fe-
bruar 1943 nur 94 Tonnen
ab. Bereits zwei Tage nach
Schließung des Kessels wa-
ren die Rationen halbiert,
die Brotzuteilung auf
300 Gramm reduziert wor-

den. Später wurden daraus 100,
noch später 60. Der Hungertod
forderte die meisten Opfer im Kes-
sel von Stalingrad. 
Verwundete sollten ausgeflogen

werden. Verzweifelte Männer ver-
suchten, mit diesen Maschinen

aus dem Kessel zu entkommen.
Manche klammerten sich an die
Fahrgestelle. Die Piloten schuckel-

ten und schaukel-
ten, bis die an-
hängenden Passa-
giere die Kraft
verließ und sie
abstürzten. Die

Begleitmusik dazu lieferte die so-
wjetische Propaganda. Einer der
wesentlichen Akteure dabei war
Walter Ulbricht, der spätere Vor-
sitzende des Staatrates der DDR
und Generalsekretär des Zentral-
komitees der SED. Über riesige
Lautsprecher nudelte man den
Schlager ab: „In der Heimat, in der
Heimat, da gibt’s ein Wiedersehn.“
Ein Entlastungsangriff scheiter-

te, der 6. Armee mangelte es an
Treibstoff für einen Ausbruchsver-
such. Das Ende war absehbar.
Dennoch lehnte Hitler noch am
21. Dezember einen Ausbruch ab,
so wie Stalin einst die Verteidi-
gung bis zum letzten Mann gefor-
dert hatte. Per Funkspruch beför-
derte Hitler General Friedrich
Paulus zum Generalfeldmarschall
in der Überzeugung, ein Träger
dieses Titels gehe nicht in Gefan-
genschaft. Der Führer irrte. Einen
Tag später, am 31. Januar 1943,
drang die Rote Armee in das Zen-
trum der Stadt vor. Die Deutschen
zerstörten, was noch zu zerstören
war und kapitulierten. Der Groß-
deutsche Rundfunk meldete am
3. Februar, die 6. Armee habe „un-
ter der vorbildlichen Führung von
Paulus bis zum letzten Atemzug“
gekämpft. Dabei seien alle Solda-
ten gefallen.
Tatsächlich ließ sich General-

feldmarschall Paulus gefangen
nehmen. Er hatte seinen Offizieren
verboten, sich durch Selbstmord
der Verantwortung zu entziehen.
Sie hätten das Schicksal der Solda-
ten in der Gefangenschaft zu tei-
len. Paulus blieb bis 1953 in so-
wjetischer Kriegsgefangenschaft.
Bis zu seinem Tod 1957 lebte er in
der DDR. 1961 wurde aus Stalin-
grad Wolgograd. Klaus J. Groth

GESCHICHTE & PREUSSEN

Vor 75 Jahren wurde die deutsche 
6. Armee bei Stalingrad eingekesselt

Vor 100 Jahren startete die
British Expeditionary Force
(BEF) in Frankreich die er-

ste große Panzeroffensive der Ge-
schichte. Sie hoffte, damit den
Übergang vom Stellungskrieg zum
Bewegungskrieg zu erzwingen.
Allerdings endete das Unterneh-
men, das als Auftakt zur endgülti-
gen Niederringung des deutschen
Kaiserreiches gedacht war, ohne
den erhofften Erfolg. Andererseits
erprobte die Entente in der
Schlacht von Cambrai innovative
taktische Konzepte, die sich später-
hin sehr bewähren sollten. Die Fol-
gen waren also eher lang- denn
kurzfristig.
Am 15. September 1916 hatten

die Briten erstmals versucht, die
erstarrte Frontlinie in Frankreich
mit ihren neu entwickelten Tanks
aufzubrechen (siehe PAZ
Nr. 36/2016). Das war jedoch auf
der ganzen Linie
gescheitert, wo -
raus einer der Be-
fehlshaber den la-
k o n i s c h e n
Schluss zog: „Er-
stens sind Panzer
in schlechtem Ge-
lände nicht zu gebrauchen. Zwei-
tens ist das Gelände im Gefecht
immer schlecht. Drittens sind die
Panzer auf dem Schlachtfeld nutz-
los.“ 
Andere Militärs setzten hingegen

weiter auf die Tanks. Diese sollten
künftig aber massierter und in

deutlich größerer Zahl – an der
Somme hatte man ja lediglich 49
Kampfwagen aufgeboten – zum
Einsatz kommen. Die diesbezügli-
che Premiere erfolgte im Bereich
des Eisenbahnknotenpunkts Cam-
brai, der eine Schlüsselrolle bei der
Versorgung der Truppen in der
deutschen Siegfriedstellung zwi-
schen Arras und Soissons spielte.
Außerdem war die Gegend um
Cambrai im Gegensatz zum sump-
figen Flandern und der Somme-
Region deutlich besser für Panzer-
einsätze geeignet.
Der vom britischen Oberkom-

mandierenden, Feldmarschall
Douglas Haig, abgesegnete Plan zur
„Operation GY“, von der sich die
Entente den kriegsentscheidenden
Befreiungsschlag versprach, sah ei-
nen konzentrierten Angriff im Be-
reich der nur fünf Kilometer brei-
ten Front zwischen dem Canal du

Nord und dem Canal de Saint-
Quentin beziehungsweise Havrin-
court und Honnecourt vor. Hierfür
bot die BEF letztlich 15 Divisionen
der 3. Armee unter Generalleut-
nant Julian Byng auf, denen auf
deutscher Seite zunächst nur sie-
ben, im Kampf um Ypern erheblich

geschwächte Divisionen gegen-
überlagen. 
Ebenfalls stand das Royal Tank

Corps unter Brigadegeneral Hugh
Elles bereit – und zwar mit immer-
hin 378 Kampf- und 98 Transport-
panzern. Die Aufgabe dieses Ver-
bandes bestand darin, den Haupt-
stoß des III. Korps der Briten in
Richtung auf Marcoing, Crèvecoeur
und Bonavis zu unterstützen und
eine Schneise für die nachfolgende
Kavallerie zu schlagen, der die
handstreichartige Eroberung von
Cambrai oblag. Weiterhin sah die
Planung von Byng das möglichst
enge Zusammenwirken der Panzer
mit Infanterie und Luftwaffe vor,
womit neue, zukunftsweisende
Maßstäbe in der Kriegführung ge-
setzt wurden, die später auch die
deutsche Blitzkriegsstrategie im
Zweiten Weltkrieg beeinflussten. 
Die militärhistorisch also höchst

b e d e u t s a m e
Schlacht begann
am 20. November
1917 um 6.20 Uhr
mit einem unge-
wöhnlich kurzen
Trommelfeuer der
Artillerie, um den

Gegner zu verwirren und das Ge-
lände nicht durch zu viele Krater
unpassierbar zu machen. Aller-
dings war die deutsche Seite vorge-
warnt und rechnete mit dem Ein-
satz der Panzer, die dann um
7.15 Uhr losrollten. Trotzdem konn-
ten die Angreifer die Frontlinie

durchbrechen und neun Kilometer
in Richtung Cambrai vorstoßen,
wobei sie freilich mehr als 60 Tanks
einbüßten.
Maßgeblich verantwortlich hier-

für zeichnete  Generalmajor Geor-
ge Montague Harper, der Komman-
deur der 51. Highland Division, die
den Ort Flesquiè-
res erobern sollte.
Dieser Befehlsha-
ber alter Schule
misstraute der
Panzerwaffe und
fürchtete, die
Kampfwagen wür-
den unnötig feindliches Artillerie-
feuer auf seine Männer ziehen.
Deshalb befahl er ihnen, 100 Meter
hinter den Tanks vorzurücken, statt
in deren Deckung zu bleiben und
diese zugleich gegen Attacken deut-
scher Infanteristen abzusichern.
Dadurch gaben sowohl die Panzer
als auch die Highlander leichte Zie-
le ab und der Vorstoß der 51. Divi-
sion stagnierte. Das wiederum ent-
blößte die Flanken dreier benach-
barter Divisionen, worunter letzt-
lich die gesamte Operation litt.
In der Folgezeit warf das deut-

sche Oberkommando erste Verstär-
kungen an die Front. Das taten die
Briten zwar auch, allerdings nicht
im erforderlichen Ausmaß. Schwer
wog vor allem, dass sie keine weite-
ren Tanks in Reserve hatten, um die
inzwischen schon rund 250 verlo-
rengegangenen Kampfwagen zu er-
setzen. Deswegen wurden die Pan-

zer am 27. November zurückgezo-
gen. Am nächsten Tag erhielt die
Infanterie den Befehl, sich vor
Cambrai einzugraben. Damit war
die Offensive trotz einiger Gelände-
gewinne gescheitert.
Doch es sollte noch schlimmer

für die Briten kommen: Am

30. November begann zudem ein
deutscher Gegenangriff mit 13 Di-
visionen der 2. Armee unter dem
General der Kavallerie Georg von
der Marwitz. Dabei gelangten
erstmals in größerem Umfang
Stoßtrupps zum Einsatz. An die-
sen Gefechten nahm auch der
spätere Schriftsteller Ernst Jünger
teil, der darüber in seinem Buch
„In Stahlgewittern“ berichtete. Die
deutsche Artillerie verschoss pa-
rallel hierzu ein Gemisch aus ver-
schiedenen Giftgasarten. Zweck
dieses sogenannten „Buntschie-
ßens“ war es, die feindlichen Sol-
daten mittels maskenbrechender
Reizstoffe zum Herunterreißen
des Atemschutzes zu veranlassen.
Trotzdem stockte die Gegenoffen-
sive bald im Bereich der alten
Frontlinie aus der Zeit bis zum
20. November. Es entstand eine
Pattsituation, die am 6. Dezember

1917 zum Abbruch der Kämpfe
führte.
Bis dahin hatten beide Seiten je-

weils um die 45000 Mann verloren
– einschließlich derer, die in Gefan-
genschaft gerieten, vermisst blie-
ben, verwundet wurden oder
schlicht erkrankten. Die Zahl der

gefallenen deut-
schen Soldaten lag
laut dem offiziel-
len Heeres-Sani-
tätsbericht bei
1619; über die
diesbezüglichen
britischen Verlu-

ste existieren keine zuverlässigen
Angaben. 
Die schlussendlich gelungene

Abwehr der ersten großen Pan-
zeroffensive der Geschichte be-
stärkte die deutsche Heeresführung
in ihrer grundsätzlichen Gering-
schätzung der neuen Waffe. Des-
wegen unterblieben sowohl der for-
cierte Bau von Kampfwagen als
auch die Entwicklung von wirksa-
meren Abwehrwaffen gegen sie. 
Das sollte sich im Laufe des Fol-

gejahres bitter rächen, als die
Gegenseite das Zusammenwirken
ihrer Tanks mit Infanterie und
Luftwaffe optimierte und so zu-
nehmend größeren Nutzen aus
der Feuerkraft und Schnelligkeit
der Panzer zog. Das Ergebnis wa-
ren folgenschwere deutsche
Niederlagen wie die in der
Schlacht bei Amiens im August
1918. Wolfgang Kaufmann

Die Entente erprobte bei ihrer Panzeroffensive
innovative taktische Konzepte, 

die sich späterhin sehr bewähren sollten

Die kurzfristige Erfolglosigkeit der Entente 
bestärkte die deutsche Heeresführung 
in ihrer Unterschätzung der Panzerwaffe

Statistisch überlebte nur jeder 22.: Deutsche Kriegsgefangene der Sowjetunion 1943 in Stalingrad Bild: pa
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Der Freiheits- und Volksheld von Tirol
Andreas Hofer bezahlte seinen Widerstand gegen Napoleon und dessen bayerischen Verbündeten mit dem Leben

Offizieller Erzeuger des
Prinzen Louis Ferdinand
von Preußen war der

jüngste Sohn des Soldatenkönigs,
August Ferdinand von Preußen.
Die Zeugung des kräftigen Kna-
ben trauten jedoch viele Zeitge-
nossen dem kränklichen, meist
mürrischen Prinzen nicht zu. Statt
seiner wurden hinter vorgehalte-
ner Hand neben dem Herzog Karl
Wilhelm Ferdinand von Braun-
schweig-Wolfenbüttel Friedrich
Wilhelm Carl Graf von Schmettau
als möglicher Vater genannt, der
Hofmeister von Louis Ferdinands
Mutter, Luise von Brandenburg-
Schwedt. Der Graf soll ein ausge-
sprochen gut aussehender Mann
gewesen sein – und das könnte ja
zu Louis Ferdinand, den Theodor
Fontane als „preußischen Apoll“
apostrophierte, passen. 
Allerdings zeigte sich bei Louis

Ferdinand schon in jungen Jahren
ein Talent, das auf Hohenzollern-
gene hinweist: Er war sehr musi-
kalisch. Das verband ihn mit
gleich diversen Hohenzollern.
Friedrich der Große war ein guter
Flötist, der eine ganze Reihe von
Konzerten für sein Instrument
geschrieben hat (siehe PAZ

Nr. 46/2016). Dessen Schwestern
Anna Amalie und Wilhelmine wa-
ren ebenfalls begabte Kom po ni -
stin nen (siehe PAZ Nr. 23). Und
der „dicke Lüderjan“, Friedrichs
des Großen Neffe Fried rich Wil-
helm II., war ein begabter Cellist.
1790 verlor Louis Ferdinands

seinen ein Jahr älteren, geliebten
Bruder Heinrich. Möglicherweise
auf der Suche nach Trost und Ab-
lenkung begann der musikalisch
begabte Klavierspieler nun zu
komponieren. Die Ausbildung da-
zu hatte er wohl durch seine Tan-
te Anna Amalie, die Äbtissin im
Stift Quedlinburg war, sich aber
meist in Berlin aufhielt. An deren
kleinem Hof wirkte der Bach-
schüler Johann Philipp Kirnber-
ger, der wohl auch Louis Ferdi-
nand unterrichtet hat. Jedenfalls
weist dessen Opus 7, eine Fuge für
Klavier und bezifferten Bass, auf
den Einfluss von Kirnberger hin.
Entgegen dem Bild vom alten
Wein in neuen Schläuchen be-
nutzte Louis Ferdinand eine klas-
sische, zu dieser Zeit schon fast
als altmodisch geltende Form und
füllte sie mit neuem Inhalt und ei-
ner nahezu revolutionär erschei-
nenden Ästhetik.

Zufrieden war der Prinz aber
nicht mit seinen Kompositionen.
Obwohl er in Berliner Künstler-
kreisen – er verkehrte unter an-
derem im Salon der Rahel Varn-
hagen von Ense, der als Treff-
punkt der Intel-
lektuellen galt –
einen wachsen-
den Ruf als Pia-
nist und Kompo-
nist genoss,
schrieb er 1795
an einen Freund:
„obwohl ich die
Kompositionsleh-
re um und um
studiert habe,
konnte ich noch
nichts zuwege
bringen, was gut
genug gewesen
wäre“
Ein Jahr später

traf er auf Ludwig
van Beethoven,
der über ihn meinte, er „spiele
gar nicht königlich oder prinz-
lich, sondern wie ein tüchtiger
Clavierspieler“, und auch eine
Menge vom Komponisten Louis
Ferdinand hielt. Der geniale Mu-
siker lobte nicht nur, sondern in-

spirierte auch den Preußenprin-
zen. Im Rondo op. 9, dem ersten
Werk, das Louis Ferdinand zur
Veröffentlichung bestimmte, ver-
wendete der Prinz ein Motiv von
Beethoven, ebenso zitierte er

Beethoven in sei-
nem Trio op. 10.
1804 trafen die

beiden in Wien
noch einmal zu-
sammen. Drei
Monate später
widmete Beetho-
ven dem Prinzen
sein drittes Kla-
vierkonzert. Lou-
is Ferdinand war
davon sicher sehr
angetan. Er liebte
Beethovens Mu-
sik, und als er zu
Besuch bei Beet-
hovens Mentor
Fürst Franz-Jo-
seph Maximilian

von Lobkowitz war, ließ er sich
Beethovens 3. Sinfonie gleich
mehrfach vorspielen. Vielleicht
war es das, was Beethoven ein
paar Wochen nach Louis Ferdi-
nands Tod über die Partitur
schreiben ließ: „Komponiert, um

das Andenken eines großen Man-
nes zu feiern.“
Louis Ferdinand hatte in seinen

letzten Wochen intensiv mit Beet-
hovens Werk gelebt. Seinen Ab-
rechnungsbüchern ist zu entneh-
men, dass er 1806 die Noten der
Sonaten für Klavier und Violine
op. 30 und 47 sowie die der Kla-
viersonate op. 63 gekauft hatte.
Diese Sonate war es dann wohl
auch, die er wenige Tage vor sei-
nem Tod in seinem letzten Quar-
tier in der Rudolstädter Heidecks-
burg Freunden vorspielte.
Der vierte Koalitionskrieg, der

schließlich mit dem Frieden von
Tilsit zu einem Tiefpunkt der preu-
ßischen Geschichte führte, begann
bereits mit einem schlechten
Omen, dem Tod des Lieblings von
Königshaus und Gesellschaft. Be-
reits vier Tage vor der Doppelnie-
derlage von Jena und Auerstedt fiel
der Kommandeur der preußischen
Vorhut im Gefecht bei Saalfeld.
Der am 18. November 1772 in
Schloss Friedrichsfelde bei Berlin
geborene Prinz von Preußen wur-
de nicht einmal 34 Jahre alt.
Louis Ferdinands Nachruhm

überstieg noch seine Beliebtheit zu
Lebzeiten. Theodor Fontane ver-

ewigte ihn noch Jahre später in sei-
nem Gedicht „Prinz Louis Ferdi-
nand“, das mit den Worten be-
ginnt: „Sechs Fuß hoch aufge-
schossen, / Ein Kriegsgott anzu-
schaun, / Der Liebling der Genos-
sen, / Der Abgott schöner Fraun, /
Blauäugig, blond, verwegen, / Und
in der jungen Hand, / Den alten
Preußendegen – / Prinz Louis Fer-
dinand.“ 
Obwohl er nur zehn Werke ge-

schrieben hat, genoss Louis Ferdi-
nand auch musikalisch einiges an
Nachruhm. In Wien wurde der
„Romantiker der klassischen Peri-
ode“, der „romantischste aller Für-
stensöhne“, wie ihn Robert Schu-
mann nannte, gedruckt und in Be-
arbeitungen für Klavier vierhändig
bei Hausmusikabenden gespielt.
Auch Franz Liszt machte sich um
den Nachruhm des Preußen ver-
dient. So ließ er zwischen 1842
und 1848 dessen Quartett op. 6
„mit größtem Erfolg“ aufführen,
und 1843 komponierte er die „Elé-
gie sur des motifs du Prince Louis
Ferdinand“. Bis heute wird Louis
Ferdinand immer noch gespielt,
und einige seiner Werke liegen in
neueren Einspielungen auf CD vor.

Sibylle Luise Binder

Die Tiroler verehren ihn. Andreas
Hofer gilt ihnen als Volksheld ge-
meinhin. Selbst in der Südtirol
benachbarten Provincia Autono-
ma di Trento (Autonomen Provinz
Trient) genießt Hofer gewisser-
maßen als „Urvater der Autono-
mie des Trentino“ Verehrung.
Sein Name ist vor allem mit dem
Volksaufstand gegen die napoleo-
nisch-bajuwarischen Usurpato-
ren verbunden. 

In die Wiege war ihm dies nicht
gelegt worden. Andreas Nikolaus
Hofer, vulgo Hofer Andrä, wurde
am 22. November 1767 als jüng-
stes von sechs Kindern am Sand-
hof im Passeiertal geboren. Die
Mutter starb 1770, woraufhin der
Vater neuerlich heiratete. Als auch
er 1774 starb, erbte Andreas, der
einzige Sohn, Hof und Wirtshaus.
Von seinem 20. Lebensjahr an war
Andreas nun „der Sandwirt“, bei
dem Wanderhändler ebenso ein-
kehrten wie Fuhrleute, die von

Norden nach Süden und umge-
kehrt unterwegs waren und in sei-
nem Stall Zugochsen und Rösser
unterstellten. Der Weg von Ster-
zing über den Jaufenpass durch
das Passeiertal nach Meran galt
damals als wichtige Teilstrecke
auf der für den transalpinen Han-
del bedeutenden Brennerroute. 
Mehr noch denn als Bauer und

Wirt betätigte sich Hofer als
Händler. Meist bezog er Vieh aus
dem ungarischen Reichsteil. Auf
dem Rückweg durchs Inntal nahm
er aus der Saline Hall Salz mit.
Sodann handelte er mit Pferden,
Ochsen, Kleinvieh, Wein und
Branntwein. Diese Geschäfte be-
trieb er vor allem mit den „Wal-
schen“, wie Italiener bisweilen
heute noch genannt werden, den
Bewohnern des trientinischen
Teils des Habsburgerkronlands Ti-
rol. Dabei kam ihm zugute, dass er
sich nach dem Volksschulbesuch
– Kaiser Josef II. hatte 1774 in al-
len Erblanden die Schulpflicht
eingeführt – in ebenjenem be-

nachbarten Welschtirol als Knecht
und Dienstbote verdingt und sich
das dort gängige italienische
Idiom angeeignet hatte.
Öfter unterwegs denn daheim,

war Hofer über die Lage im von
Napoleon bedrängten Habsbur-
gerreich sowie über die Stimmung
in seiner von dessen bayerischem
Verbündeten unmittelbar bedroh-
ten Heimat bestens im Bilde. Erst-
mals kämpfte er als Korporal in
einer Meraner Schützenkompanie
1796 gegen französische Truppen,
die von Oberitalien aus gen Tirol
vorrückten. Danach stellte seine
heimatliche Talschaft eine eigene
Kompanie auf, in welcher der
Sandwirt als „Oberleutnant vom
Schießstand Passeier“ fungierte.
1797 führte er als Hauptmann ei-
ne Landsturmkompanie nach Me-
ran, rückte gegen das oberhalb
von Bozen gelegene Jenesien vor
und nahm an Gefechten teil, wel-
che die Franzosen zum Auswei-
chen nach Brixen zwangen.

Nach dem Frieden von Press-
burg, der 1805 den dritten Koali-
tionskrieg beendete, gehörte Ti-
rol zu Bayern. Die wirtschaftli-
che Lage spitzte sich zu, was be-
sonders Händler und Wirte zu
spüren bekamen. Zusammen
mit seinen bedeutendsten Mit-
streitern – Josef Speckbacher,
seine „rechte Hand“, sowie Peter
Mair, „Wirt an der Mahr“ –
schmiedete Hofer Aufstandsplä-
ne und weihte vertraute Ge-
schäftspartner im ganzen Land
ein. Im Passeiertal, im Vinsch-
gau, im Etschtal sowie am Nons-
berg und am Sulzberg verschaff-
ten sie sich Bundesgenossen. 
Vor dem Hintergrund des fünf-

ten Koalitionskrieges im Jahre
1809 setzte ein einfacher Haufen
Bauern Anfang April 1809 auf
Hofers Appell hin zwei bayeri-
sche Kompanien in Sterzing fest.
Auch in Welschtirol fanden sei-
ne Aufrufe Anklang: Aufständi-
sche, unter ihnen Passeirer
Schützen, eroberten Trient, wor-

aufhin die Franzosen bis zur
südlichen Landesgrenze zurück -
weichen muss ten.
Nach Scharmützeln Deutsch-

und Welschtiroler Schützen An-
fang Mai 1809
gegen französi-
sche Einheiten
im Etschtal kam
es zur Monats-
mitte zu ersten
Gefechten am
Bergisel. Un-
mittelbar davor
hatte Hofer ein
Aufgebot von
5000 gut be-
w a f f n e t e n
Schützen gen
Norden geführt.
Dessen erstes
Aufe inander-
treffen mit baye-
rischen Verbän-
den endete mit
einem Sieg der
Tiroler. Ein wei-
teres Gefecht
am 29. Mai
brachte keine
Entscheidung;
gleichwohl zo-
gen die Bayern
ins Unterinntal
ab.
Mitte Juli

1809 wurde Ho-
fer, Komman-
dant der Wehr-
verbände des
südlichen Tirol,
zum Oberkom-
mandanten des
ganzen Landes
ernannt. Am
13. August kam
es zur dritten
B e r g i s e l -
Schlacht, die
wegen Erschöp-
fung und Muni-
tionsmangel auf
beiden Seiten
ohne Entschei-
dung endete.
Dennoch feier-
ten die Tiroler
ihren „Sieg“.
Zwei Tage danach übernahm der
Sandwirt im Namen des Kaisers
die Regierung in Tirol und zog als
„Landesregent“ in die Innsbruk-
ker Hofburg ein. Seine Landsleute

akzeptierten ihn als einen der Ih-
ren und ordneten sich ihm unter.
Doch Wien ließ ihn im Stich, wie

Hofer und seine Getreuen es emp-
fanden. Unmittelbar nach dem am

14. Oktober 1809 geschlossenen
Frieden von Schönbrunn, der den
fünften Koalitionskrieg beendete,
verließ „Landesregent Hofer“ die
Hofburg und war entschlossen,

sich zu unterwerfen. Doch er ließ
sich umstimmen und rief seine Ti-
roler neuerlich zu den Waffen. Das
letzte Gefecht am Bergisel endete
am 1. November mit der völligen

Niederlage. Hofer musste sich dar-
aufhin verborgen halten, da auf
seinen Kopf ein beträchtliches Lö-
segeld ausgesetzt war. Verraten
von einem Landsmann wurde er

am 28. Januar 1810 verhaftet und
nach Mantua überstellt. Dort wur-
de er am 20. Februar 1810 füsiliert. 
Die Fama besagt, Hofer habe

nach zwölf Schüssen des aus
sechs Soldaten
b es t e h enden
Exekutionskom-
mandos noch
a u s g e r u f e n
„Ach, wie
schießt ihr
schlecht!“, wo -
raufhin ihn des-
sen befehligen-
der Offizier
mittels Kopf-
schusses vom
Leben in den
Tod befördert
habe. Julius Mo-
sen nahm die
Sentenz in die
abschließende
sechste Strophe
seines 1831 ver-
fassten Gedichts
„Zu Mantua in
Banden“ auf,
das Leopold
Knebelsberger
1844 vertonte
und seit 1948
als „Andreas-
Hofer-Lied“ die
gesetzlich fixier-
te Tiroler Lan-
deshymne ist. 
1823 bargen

fünf österreichi-
sche Kaiserjä-
geroffiziere un-
ter Führung des
Freiburgers Ge-
org Hauger im
damals österrei-
chischen Man-
tua insgeheim
Andreas Hofers
Gebeine und
verbrachten sie
nach Innsbruck,
wo sie seitdem
in der Hofkirche
ruhen. Markan-
te Denkmäler in
allen Teilen des
alten Tirol zeu-

gen von seinem Ruhm. Und Lan-
desfeiern, die im Abstand von je-
weils 25 Jahren in Erinnerung an
1809 begangen werden, tragen
Volksfestcharakter. Reinhard Olt

GESCHICHTE & PREUSSEN

Der »preußische Apoll« war ziemlich musikalisch
Prinz Louis Ferdinand von Preußen war nicht nur Beau, Frauenheld, Schuldenmacher und Feldherr, sondern auch Komponist und Pianist

Prinz Louis Ferdinand Bild: CF

Das »Andreas-Hofer-Lied« (»Zu Mantua in
Banden«) ist seit 1948 die offizielle Hymne 
des österreichischen Bundeslandes Tirol

Vor 250 Jahren am Sandhof bei St. Leonhard in Passeier geboren: Andreas Hofer Bild: pa
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Nein, Politiker müssen
nicht ständig mit dem
Grundgesetz unter dem

Arm herumlaufen. Da hat Her-
mann Höcherl, ein ehemaliger
CSU-Bundesminister, schon
Recht. Aber etwas verstehen soll-
ten gerade die Bundestagsabge-
ordneten von unserer Verfassung
schon. Fehlt es an einem solchen
notwendigen Grundverständnis,
sind ganz erhebliche Verwerfun-
gen zu befürchten. 
Und tatsächlich sind viele

Zweifel angebracht. Dafür gibt es
eine Reihe von Beispielen, etwa
die „Ehe für alle“: Man mag zu ei-
ner intimen Verbindung von
Gleichgeschlechtlichen stehen
wie man will; ein Abgeordneter
darf keinen Beschluss mittragen,
der gegen unserer Verfassung ver-
stößt. Und eine „Ehe für alle“ ist
mit Artikel 6 des Grundgesetzes
kaum vereinbar, weil er die Ehe
eindeutig auf Frau und Mann, al-
so auf Verschiedengeschlechtli-
che bezieht. Aber dies war dem
Bundestag nicht einmal eine
gründliche Diskussion Wert. Ein
weiterer und vorläufiger letzter
Fall des fehlenden Verständnisses
des Grundgesetzes ist die Weige-
rung der Wahl von Albrecht Gla-
ser (AfD) zum Bundestags-Vize-
präsidenten durch die Abgeord-
neten der meisten Parteien, weil

er – so die Begründung – den Is-
lamgläubigen die im Artikel 4
(Absatz 1 und 2) des Grundgeset-
ze garantierte Glaubensfreiheit
abgesprochen und damit gegen
das Grundgesetz verstoßen habe.
In Wahrheit ist diese Meinung
durchaus diskutabel und keines-
wegs ein Verstoß gegen das
Grundgesetz. 
Artikel 4 muss nämlich stets im

Zusammen mit Artikel 140 des
Grundgesetzes gelesen werden.
Diese Bestimmung verweist
wiederum auf Artikel 137 Absatz
1 der Weimarer Reichsverfas-
sung. Er lautet: „Es besteht keine
Staatskirche.“ Die Bestimmung
ist geltendes Verfassungsrecht.
Das bedeutet nichts anderes, als
dass der freiheitliche Staat des
Grundgesetzes kein Religions-
staat sein oder sich mit anderen
ganzheitlichen Weltdeutungen,
etwa „Arbeiter- und Bauern-
staat“, identifizieren darf; denn
nur auf diese Weise lassen sich –
so das Bundesverfassungsgericht
in Band 41, Seite 50 – der inne-
rer Friede und die Einheit des
Staates herstellen und dauerhaft
bewahren. 
Der Islam ist zwar nicht in je-

dem Land, in dem er vorherrscht,
eine solche „Staatsreligion“ oder
„Staatskirche“. Aber er neigt da-
zu, beschränkt sich nicht auf

Glaubensfragen, sondern gibt
auch staatliche und gesellschaftli-
che Strukturen bis in letzte Ein-
zelheiten strikt vor. Dabei muss
nicht unbedingt der sogenannte
Islamische Staat mit seinen un-
fassbaren Grausamkeiten heran-
gezogen werden, obwohl er das
abschreckendste Beispiel
schlechthin ist. Es genügen auch

schon die „normalen“ islami-
schen Staaten wie etwa Saudi-
Arabien oder der Iran, neuerdings
nun auch die Türkei. Menschen-
würde ist dort ein Fremdwort und
auch gleiche Freiheit gibt es nicht,
vor allem nicht für Frauen.
Andere Religionen werden

entschieden verfolgt, „Abweich-
ler“ auch gefoltert und getötet.
Weil die Zahl der Islamisten, ins-
besondere der Salafisten, in
Deutschland rasant zunimmt
und ihre Propaganda ebenso
brutal wie geschickt ist, befürch-
tet der Präsident des Bundesam-
tes für Verfassungsschutz, dass
auch bei uns ein islamischer
Staat errichtet werden soll

(„FAZ“ vom 23. April 2015). Die-
ser Entwicklung müssten wir ei-
gentlich mit allen rechtsstaat-
lichen Mitteln sofort und massiv
entgegenwirken. Angesichts des
mangelnden Urteilsvermögens
vieler unserer Politiker und der
gezielten Desinformationspolitik
vieler Medien geschieht aber ge-
rade das Gegenteil. Man sorgt
sich eher um eine Beschränkung
der Aktivitäten des Islams und
bekämpft jeden, der auf die aku-
te Gefahr und die unbedingt not-
wendige Einschränkung dieser
mit einer Demokratie unverein-
baren Religion hinweist. So
drängt sich eine Frage auf, die
man eigentlich gar nicht stellen
mag: Sind in den etablierten Par-
teien maßgebliche Kräfte am
Werk, die den Deutschen die
Freiheit nehmen und ihre Kultur
zerstören wollen?

Walter Schmitt-Glaeser 

Der Autor ist emeritierter Rechts-
professor mit dem Arbeits-
schwerpunkt Öffentliches Recht.
Von 1987 bis zu dessen Auflö-
sung 2000 war er Mitglied des
Bayerischen Senats. Drei Jahre
leitete er die neben dem Landtag
ehemalige zweite Kammer der
Volksvertretung als Präsident.
Walter Schmitt-Glaeser (84) ist
CSU-Miglied.

Allmächtiger Wladimir Wladimiro-
witsch Putin: Zarengleich und un-
angefochten herrscht er über sein
Russisches Reich. Selbst den Präsi-
denten der Vereinigten Staaten von
Amerika kann er mittels dunkler
Machenschaften bestimmen. So zu-
mindest lautet des Narrativ des
linksliberalen Establishments in
den USA und hierzulande. Wie
auch sonst wäre es zu erklären, das
der polternde Außenseiter Donald
Trump tatsächlich bei den US-Wah-
len am 8. November 2016 über die
demokratische Kandidatin Hillary
Clinton triumphieren konnte.

Gerüchte, nach denen russische
Hacker massiv den US-amerikani-
schen Wahlkampf beeinflussen, ka-
men bereits im Sommer 2016 auf.
Die Gegner Trumps nahmen sie
dankbar auf. Doch was hat Sub-
stanz an diesen Vorwürfen? 
Das mögliche Motiv leuchtet auf

den ersten Blick ein. Hillary Clin-
ton hatte sich während ihrer Amts-
zeit als Außenministerin einem
klar interventionistischen Kurs ver-
schrieben. Insbesondere im Li-
byen- und im Syrienkonflikt war
sie die lauteste Stimme für ein mili-
tärisches Eingreifen der Amerika-
ner. Während sie die Stellung der
USA als Weltpolizist ausbauen
wollte, befürwortet die russische
Regierung das Konzept einer multi-
polaren Ordnung. Einmischungen
in die inneren Angelegenheiten an-
derer Staaten sind dabei grundsätz-
lich ausgeschlossen.
Donald Trump vertrat im Wahl-

kampf eine Auffassung, die eher in
der Tradition des amerikanischen
Realismus stand und die das bishe-
rige internationale Engagement der
Vereinigten Staaten langfristig zu-
rückfahren wollte. Zudem äußerte
er sich auch zur Person Putins
mehrfach sehr wohlwollend. Inso-
weit durfte der russischen Staats-
führung seinerzeit durchaus eine
größere Affinität zu dem republika-
nischen Kandidaten unterstellt
werden. Doch die angeblichen Ma-
nipulationen allein mit einem na-
heliegenden politischen Motiv zu
begründen, wäre zu dürftig. Auch
deutsche Regierungspolitiker

unterstützen gerne öffentlich die
von ihnen favorisierten Wahlbe-
werber aus anderen Ländern. So
wurde dem konservativen Kandi-
daten für das französische Präsi-
dentenamt, Francois Fillon, noch
im Januar dieses Jahres vor dem
Bundeskanzleramt der rote Teppich
ausgerollt, obwohl dieser zu jenem
Zeitpunkt überhaupt kein öffentli-
ches Amt in Frankreich bekleidete. 
Im Gegensatz dazu hatte die rus-

sische Regierung sich während des
US-Wahlkampfes strenge Zurück-
haltung verordnet und keinerlei of-
fizielle Sympathiebekundungen für
einen der Bewerber verlautbaren
lassen. Anknüpfungspunkt für erste
Manipulationsvorwürfe war dann
ein im April 2016 begonnener Hak-
kerangriff auf das Hauptquartier
der Demokratischen Partei. Im Zu-
ge dieser Cyberat-
tacke wurden
zahlreiche Daten
gestohlen. Viele
der so erbeuteten
In fo rmat i onen
wurden im An-
schluss an die
Enthüllungsplattform WikiLeaks
weitergeleitet und dort veröffent-
licht. Aus der so bekannt geworde-
nen Korrespondenz von hohen
Funktionären der US-Demokraten
gingen verschiedene Unregelmä-
ßigkeiten hervor. Unter anderem
war zu ersehen, dass die Vorwahl-
kampagne des demokratischen
Kandidaten Bernie Sanders durch
die eigene Parteiführung zugunsten
von Hillary Clinton massiv sabo-
tiert wurde. Aufgrund der Enthül-
lungen musste die Vorsitzende der
Demokraten, Debbie Wasserman
Schultz, schließlich von ihrem Amt
zurücktreten. 
Die Verantwortung für den Da-

tenklau hatte ein Hacker mit dem
Pseudonym „Guccifer 2.0“ über-
nommen. Schnell wurde jedoch
die Mutmaßung laut, dass hinter
Guccifer eine Gruppe mit dem Na-
men Fancy Bear stehen würde.
Dieses Hackerkollektiv hatte zu-
letzt durch die Aufdeckung von
Doping-Fällen im Profisport für
Aufmerksamkeit gesorgt und ihr
wird auch ein Angriff auf Rechner

des Bundestages im Jahr 2015 zu-
geschrieben. Sprecher amerikani-
scher Firmen für Netzwerksicher-
heit äußerten schon im Juni 2016
den Verdacht, dass Fancy Bear
durch den russischen Geheim-
dienst GRU gelenkt werde. Be-
sonders lautstark tat sich hierbei
Kevin Mandia, der Vorstandschef
des Sicherheitskonzerns FireEye,
hervor. Mandia hatte seine Karrie-
re in einer Cybereinheit der US-
Luftwaffe begonnen und war dann
für das Pentagon tätig. Nach seiner
militärischen Laufbahn hatte er für
verschiedene Rüstungsfirmen ge-
arbeitet, bevor er schließlich die
Leitung von FireEye übernahm. 
Aufgrund seiner Nähe zum mili-

tärisch-industriellen Komplex ist er
heute ein gern gesehener Gast in
verschiedenen Untersuchungsaus-

schüssen, die sich
mit der Aufklä-
rung einer mög-
lichen russischen
Manipulation des
Präsidentschafts-
wahlkampfes be-
fassen. Allerdings

kann Mandia nicht als unvoreinge-
nommener Sachverständiger gel-
ten. Zum einen hat er in seiner
Funktion als Unternehmenslenker
ein erhebliches wirtschaftliches
Interesse daran, eine möglichst gro-
ße Gefahr durch Netzattacken, ins-
besondere von ausländischen Ge-
heimdiensten, zu beschwören, zum
anderen war er im Vorwahlkampf
der Republikaner ein wichtiger fi-
nanzieller Unterstützer von John
Kasich, der als einer der schärfsten
innerparteilichen Kritiker von Do-
nald Trump gilt.
Nach Ansicht unabhängiger Ex-

perten gibt es nur wenig belastbare
Indizien dafür, dass russische Ge-
heimdienste in die Affäre verstrickt
sind. Zwar wurden die Angriffe von
russischen Servern ausgeführt und
auch wurden Programmiercodes in
russischer Sprache verwendet, je-
doch greifen Hacker in westlichen
Staaten für ihre Angriffe ebenso
gerne auf Rechner zurück, deren
Standort sich in der Russischen Fö-
deration befindet. Der Grund hier-
für ist, dass sie so ihre Anonymität

besser wahren können. Zudem ist
der GRU ein reiner Militärgeheim-
dienst. Würde es sich hier um eine
vom russischen Präsidenten ange-
ordnete Maßnahme handeln, so
dürfte dies eher in die Zuständig-
keit des Auslandsnachrichtendienst
FIS fallen. 
Neben den Hackerangriffen auf

die Demokratische Partei werden
von den Apologeten einer unlau-
teren russischen Einflussnahme
auch Cyberattacken auf verschie-
dene Wahlbehörden in den Ver-
einigten Staaten angeführt. Laut
der Bundespolizei FBI wurde
2016 mehrfach versucht, illegal
auf die Wählerregister von
Bundesstaaten und Kommunen
zuzugreifen. Die Annahme, dass
russische Geheimdienste hierfür
verantwortlich sein könnten, ist
jedoch absurd. Wollte man eine
Abstimmung glaubhaft manipu-
lieren, so müsste man sich auf sol-
che Bundesstaaten konzentrieren,
die ihre Parteipräferenz in der
Vergangenheit häufiger gewech-
selt haben und die bei Präsident-
schaftswahlen daher in der Regel
den entscheidenden Ausschlag
geben. Dies war jedoch nicht der
Fall. Stattdessen erfolgten die ille-
galen Zugriffe auf Datenbanken
mehrheitlich in solchen Staaten,
die traditionell überwiegend für
die Demokraten oder für die Re-
publikaner votieren. 
In den USA existiert zudem kein

eigentliches Meldewesen. Staats-
bürger werden nur über das Wäh-
ler- oder das Führerscheinver-
zeichnis registriert. Der elektroni-
sche Einbruch in eine solche Da-
tenbank könnte seinen Grund theo-
retisch also auch in der Suche nach
einem alten Schulfreund finden. Es
ist daher nicht anzunehmen, dass
die Hacker überwiegend von politi-
schen Motiven geleitet wurden,
sondern sich vor allem für be-
stimmte personenbezogene Daten
interessierten. Die den russischen
Geheimdiensten zugeschriebene
Manipulation der Präsidentschafts-
wahl durch Angriffe aus dem Netz
dürfte mehr herbeigesehntes Trug-
bild, denn harte Realität sein. 

Dirk Pelster

Wie viel Putin steckt wirklich in Trump?
Nein, diesen Typen können nur die Machenschaften eines russischen Zaren ins Weiße Haus befördert haben, oder etwa doch nicht?   

Zehn Flüsse in Afrika und
Asien spülen 90 Prozent des

weltweiten Plastikmülls in die
Meere. Die größte Menge trägt
der chinesische Jangtsekiang mit
sich. Es folgen Indus und Gelber
Fluss. Das ergaben Studien deut-
scher Wissenschaftler unter an-
derem vom Helmholtz-Zentrum
für Umweltforschung in Leipzig.
Alle Anti-Plastik-Kampagnen in
Europa (rechts Plastik-Müll in Pa-
ris) dürften an der Meeresver-
schmutzung durch Kunststoff da-
her wenig ändern. FH

Der Moment der Woche

Die »Ehe für alle«
ist mit Artikel 6
kaum vereinbar

Ein Jahr im Amt: Donald Trump. Eine besonders Russland-
freundliche Politik betreibt er bislang nicht Bild: Imago
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Verständnislose Politiker
Gilt unser Grundgesetz eigentlich noch? Ein Staatsrechtler wundert sich
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Nahezu täglich wissen die
Medien über russische

Mauscheleien aus den US-
Wahlkampf zu berichten.
Drann ist meist wenig. Letztes
Beispiel: Russische Auftragge-
ber haben im sozialen Netz-
werk Facebook zwischen Juni
2015 und Mai 2017 Anzeigen
im Wert von 100000 US-Dollar
(84000 Euro) geschaltet. Die
Anzeigen hätten keine Wahl-
empfehlungen enthalten, seien
aber geeignet gewesen, die so-
ziale Spaltung in Amerika vor-
anzutreiben, gab Facebook ei-
nigermaßen wolkig bekannt.
Nur: Welche Wirkung mag sol-

che Schmalspur-Werbung ha-
ben, wenn Trump und Clinton
im Wahlkampf insgesamt 6,9
Milliarden Dollar ausgaben?
Kaum bekannt in Deutschland
wurde eine peinliche Panne
des Fernsehsenders CNN. Mut-
maßliche Wirtschaftsbezie-
hungen eines Trump-Vertrau-
ten sollten aufgedeckt werden.
Drei Journalisten, bastelten
den Beitrag aus anonymen
Quellen zusammen. Ein un-
haltbares Machwerk, wie sich
zeigte. Die Journalisten, darun-
ter ein Pulitzerpreis-Träger,
mussten gehen. CNN entschul-
digte sich im Weißen Haus. FH

CNN entschuldigte sich 

Es stimmt, Angriffe
wurden von Servern
in Russland geführt 
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Allenstein – Straße Nr. 7: Elbing [El-
blag] – Jazowa, Baustelle; Osterode
[Ostróda] – Hohenstein [Olsztynek],
Baustelle. Straße Nr. 15: Rheinsgut
[Rynskie], Baustelle. Straße Nr. 16:
Thierau [Tyrowo] – Osterode, Bau-
stelle; Gross Kosarken [Kozarek
Wielki] – Słomowo, Baustelle. Straße
Nr. 16c: Allenstein – Fittigsdorf [Wój-
towo], Baustelle. Straße Nr. 51: Bar-
tenstein [Bartoszyce], Baustelle; Al-
lenstein – Pagelshof [Ameryka], Bau-
stelle. Straße Nr. 53: Schönwalde
[Szczesne] – Klaukendorf [Klewki],
Baustelle; Friedrichshof [Rozogi],
Baustelle. Straße Nr. 57: Bischofstein
[Bisztynek], Baustelle. E.G.

Die polnische General-Um-
welt-Direktion hat ihr
Einverständnis zum Ab-

schießen von 20 Wisenten im
Borker Forst und von 20 Wisen-
ten in der Knyszyner Heide bei
Bialystok erteilt. 
Das Erlegen der Wisente hatten

die Oberförstereien Borken und
Krynki beantragt. Es gehe um die
Beseitigung von Tieren, die alt,
krank, verwundet oder schwach
sind, und solchen, die aggressiv
sind und Acker- und Waldschä-
den verursachen, sagte Jaroslaw
Krawczyk, der Pressesprecher
der Regionalen Forstdirektion in
Bialystok. 
Jedes Jahr wird eine solche

Verringerung des Bestandes
durchgeführt. Im vergangenen
Jahr hatte die General-Umwelt-
Direktion ihr Einverständnis zur
Tötung von 20 Wisenten erteilt.
Im Borker Forst wurden 14 kran-
ke und schwache Tiere und in
der Knyszyner Heide 18 Wisente
eliminiert. Ein gesunder Bestand
der Tiere erfordere solche Maß-
nahmen, ergänzt der Pressespre-
cher. Gemäß der Erlaubnis wer-

den die Tiere bis Ende März des
kommenden Jahres abgeschos-
sen. 
Die Förster sprechen nicht

gern von der Tötung der größten
in Europa vorkommenden Tiere.
Sie ziehen den Begriff „Verringe-
rung“ vor. 
Private Schäden, welche die

Könige der Wälder verursacht
haben, werden vom Staat ersetzt.

Vor zwei Jahren wurde bei der
Regionalen Umwelt-Direktion je-
doch nur ein Antrag auf Entschä-
digung für Schäden der Wisente
im Borker Forst eingereicht. Der
geschädigte Landwirt erhielt um-
gerechnet rund 2500 Euro Ent-
schädigung. Unter dem wirt-
schaftlichen Aspekt ist der Ab-
schuss eines Wisents nicht gera-
de billig, denn er kostet den Staat

umgerechnet knapp 3000 Euro,
dazu kommt noch das Entgelt für
die Trophäe, zusammen sind es
etwa 8500 Euro. 
Bisher habe sich noch kein Jä-

ger gemeldet, sagte der Presse-
sprecher der Regionalen Forstdi-
rektion. Das Geld, das durch den
Abschuss eines Tieres erzielt
wird, werde 100-prozentig für
die Pflege der Wisente verwen-
det. Für diese Mittel werde Futter
eingekauft, Gras eingesät und Ve-
terinär-Pflege bezahlt. 
Auf dem Territorium der Repu-

blik Polen leben mehr als 1700
Wisente, 600 allein in Bialowie-
za. Nach wissenschaftlicher Mei-
nung sollten im Borker Forst
nicht mehr als 100 Tiere leben.
Zurzeit befinden sich dort aber
130 Wisente. Der Wisent steht
unter strengem Schutz. 
„Zurzeit führen wir keinen Ab-

schuss durch“, ergänzt Kazi-
mierz Sarzynski, der Oberförster
von Borken. „Wir planen eine
Verringerung des Bestandes,
sechs Tiere werden in eine ande-
re Region umgesiedelt und eins
nach Russland“. PAZ

Zum sechsten Mal hat die Lands-
mannschaft Ostpreußen eine
Tanzwerkstatt für junge Tänzer
der Deutschen Minderheit im
südlichen Ostpreußen veranstal-
tet. Die Teilnehmer trafen sich zu
einem intensiven Wochenendse-
minar in Heilsberg.

Organisiert wurde die Verantal-
tung, die vom 3. bis 5. November,
wie die letzten Male im Hotel
Górecki in Heilsberg stattfand,
von Edyta Gładkowska, der Re-
präsentantin der Landsmann-
schaft Ostpreußen in Allenstein.
Schwerpunkt waren in diesem
Jahr deutsche und schlesische
Volkstänze. 
Zur sechsten Volkstanzwerk-

statt waren insgesamt 55 Kinder
und Jugendliche sowie ihre Be-
treuer gekommen. „Wir freuen
uns sehr über das konstant rege
Interesse. Aber mit dieser Zahl
stoßen wir langsam an unsere
Grenzen“, erklärt Gładkowska,
„bei noch mehr Teilnehmern
müssten wir diese in drei Grup-
pen teilen und bräuchten noch
mehr Raum. Eine Teilung in zwei
überschaubare Gruppen hinge-
gen, die sich aus pädagogischen
Gründen anbietet, ist im Hotel
Górecki kein Problem, denn es
hat zwei große Säle für das tänze-
rische Training. Außerdem gehört
der Besitzer ebenfalls zur Deut-
schen Minderheit, hat Verständ-
nis für solche Veranstaltungen
und bietet auch sonst gute Rah-
menbedingungen.“
Die Leitung der Werkstatt

übernahmen in diesem Jahr
Łukasz Szatkowski und Patryk
Ledwig. Sie sind Mitglieder der
Tanz- und Gesangsgruppe „Dia-
log“ aus Dylocken bei Oppeln, die
sowohl mit ihrer Erwachsenen-
als auch der Kinderformation vor

vier Jahren in Osterode auf dem
Ostpreußischen Sommerfest auf-
getreten ist. „Wir präsentieren vor
allem deutsche, schlesische und
österreichische Tänze, darunter
den Böhmerwaldlandler, Grazia-
na oder Buchholzer. Das wollen
wir hier in Heilsberg weiterge-
ben“, beschreibt Szatkowski, der
die Gruppe „Dialog“ seit sieben
Jahren leitet, das Programm.
Begonnen wurde mit deutschen

Tänzen wie der Kreuzpolka, da
deren Schritte für die Tänzer ein-
facher sind und so ein leichter
Einstieg möglich ist. Denn die
Teilnehmer der Werkstatt haben
unterschiedliche Tanzerfahrung.
„Einige haben Talent, aber noch
selten systematisch trainiert, an-
dere hingegen treten schon jahre-

lang in ihren Ensembles auf – und
das sieht man sofort“, erklärt Led-
wig. Keinerlei Unterschiede sind
dagegen bei Disziplin, Ehrgeiz

und der Freude am Tanzen festzu-
stellen. Auch in der Mittagspause
drehen sich einige der Teilnehmer
auf dem Parkett, andere kommen
zu früh zur nächsten Trainings-
einheit. Dabei ist der Zeitplan der
Werkstatt sowieso schon sehr
straff organisiert, um die Zeit in-
tensiv zu nutzen. Direkt nach dem
Frühstück geht es los, und die
Musik verstummt erst um 22 Uhr.

„Und selbst dann muss man man-
che Tänzer noch extra ins Bett
schicken“, betont Danuta
Niewegłowska, die Leiterin der
Tanzgruppe „Saga“ der Gesell-
schaft der Deutschen Minderheit
in Bartenstein, ihre Erfahrungen.
„Saga“ stellte wie im Vorjahr ei-

nen großen Teil der Teilnehmer,
dazu kam die Gruppe „Mała War-
mia“ („Kleines Ermland“) der
Schule in Groß Lemkendorf und
eine Gruppe der Grundschule in
Frankenau. „An beiden Schulen
wird Deutsch als Minderheiten-
sprache, das heißt mit erweiterter
Stundenzahl, unterrichtet. Bei der
Tanzwerkstatt können die Kinder
einen Einblick in deutsche Kultur
gewinnen“, erläutert Gładkowska.
Außerdem kamen weitere Jugend-

liche aus den Gesellschaften der
Deutschen Minderheit unter an-
derem in Landsberg, Ortelsburg
und Heilsberg.
Die intensive Begegnung mit

ungewohnten Tanzformen ver-
langte den Teilnehmern einiges
ab. Die Erfahrung möchte den-
noch keiner von ihnen missen,
weder die erstmals antretenden
Tänzer noch die „alten Hasen“,
die schon zum sechsten Mal da-
bei waren. Bis auf die in Eigenre-
gie zu organisierende Anfahrt
nach Heilsberg war die Werkstatt
übrigens für sie kostenfrei. Ihr
Dank geht an die Landsmann-
schaft Ostpreußen, die die not-
wendigen finanziellen Mittel zur
Verfügung stellte. 

Uwe Hahnkamp

Traditionelle Tänze bereiten Freude
In Heilsberg lud die LO zur 6. Tanzwerkstatt für junge Mitglieder der Deutschen Minderheit ein

Beim Einstudieren alter Volkstänze: Konzentriert und mit Engagement setzen die Teilnehmer das Erlernte um Bild: E.G.

Störungen des
Verkehrs

Spaß bei Kreuzpolka,
Graziana und Co.
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Gegen Kürzung
von Pensionen

Allenstein – Vom 1. Oktober an wer-
den die Leistungen für Pensionäre,
die früher Beamte des Sicherheits-
dienstes waren, vermindert. Die Be-
troffenen suchen Hilfe beim Bürger-
rechtsbeauftragten und bei den Ab-
geordneten der Opposition. Zu ei-
ner Pressekonferenz in dieser Sache
lud der ermländisch-masurische
Abgeordnete der „Nowoczesna“
(Moderne) Partei, Miroslaw Pam-
puch, ein. Nach Meinung des Parla-
mentariers betrifft das Gesetz nicht
nur den Sicherheitsdienst, sondern
alle Uniform-Träger. Der ermlän-
disch-masurische Abgeordnete von
Recht und Gerechtigkeit (PiS), Woj-
ciech Kossakowski, meinte, dass
Personen, die sich geschädigt füh-
len, sich an den Minister für Inneres
und Verwaltung wenden können.
Pampuch antwortete, dass die „No-
woczesna“ einen eigenen Gesetzes-
entwurf für die Pensionen der Uni-
form-Träge einbringen werde. PAZ

BMW plant Neubau
Deutsche Investition in Nordostpreußen

Nun ist es offiziell: Das neue
russische BMW-Fertigungs-

werk wird im Königsberger Gebiet
errichtet. BMW lässt im russischen
Teil Ostpreußens bereits seit 1999
mehrere Pkw-Modelle beim dorti-
gen Fahrzeughersteller Awtotor
montieren. Mit diesem wurde 2013
ein Paket an Verträgen abgeschlos-
sen und eine gemeinsame Firma
gegründet. Die da-
rin enthaltenen
Pläne für eine voll-
ständige Fertigung
vor Ort und den
Aufbau eines so-
genannten Autoclusters in einer
neu zu konzipierenden Sonder-
wirtschaftszone schleppten sich
aber hin und schienen vielen sogar
ganz erstorben zu sein. 
Auch als der junge Gouverneur

Anton Alichanow kurz nach sei-
nem Amtsantritt selbst in Mün-
chen vorstellig wurde, konnte sich
die bayrische Autoschmiede offi-
ziell zu keiner Entscheidung
durchringen, ließen aber kurz dar-
auf durchsickern, dass man an ei-
nen neuen ostpreußischen Stand-
ort denke. Anfang Oktober hat

BMW-Vorstandsmitglied Hendrik
von Kuenheim die Errichtung ei-
ner Fertigungsstätte „in Russland“
angekündigt. Schon da deutete sich
an, dass die Wahl auf Königsberg
fallen dürfte – Kuenheims Vater
Eberhard, der langjährige Vor-
standsvorsitzende der BMW AG,
war noch im ostpreußischen Judit-
ten geboren worden. 

Wie Alichanow
bei der Verkün-
dung der guten
Neuigkeit der
Nachrichtenagen-
tur „Tass“ mitteilte,

ist die Vertragsunterzeichnung zwi-
schen BMW, Awtotor, dem nationa-
len russischen Industrieministe-
rium und der Königsberger Gebiets-
regierung für Ende Februar bis An-
fang März 2018 vorgesehen. Der
Baubeginn für das neue Werk soll
dann noch im gleichen Jahr erfol-
gen. Die geplanten Investitionen be-
tragen laut Kuenheim „mehrere 100
Millionen Euro“, womit es sich bei
dem Vorhaben um das bisher mit
Abstand größte bundesdeutsche In-
dustrieprojekt im Königsberger Ge-
biet handelt. Thomas W. Wyrwoll

Wisente zum Abschuss freigegeben
Borker Heide: Bestand soll um alte und kranke Tiere verringert werden 

Richten Schäden im Wald an: Frei lebende Wisente Bild: Colourbox

Vorstandsvorsitzender
mit Juditter Wurzeln
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eine Familiensaga auf dreieinhalb
Schreibmaschinenseiten – kann
es die überhaupt geben? Es gibt
sie hier und heute, denn sie wur-
de nicht über, sondern für die Ost-
preußische Familie geschrieben.
Frau Gudrun Schlüter aus Mün-
ster hat es getan und uns das Ma-
nuskript übersandt mit dem Foto,
das drei Generationen ihrer Fami-
lie zeigt und zum Auslöser für ih-
re Aufzeichnungen wurde, wie sie
erklärt: „Vielleicht möchten Sie in
der Ostpreußischen Familie ein-
mal eine solche Familie in drei
Generationen zu Wort kommen
lassen – mit ihren Lebenswegen,
ihrem Schicksal, zumal diese Fa-
milie prussische
Vorfahren hat.“ Da-
zu brauchte ich we-
der eine lange
Überlegung noch
eine Aufforderung,
denn solch eine in
den engsten Raum
gestellte und damit
auf das Wesentli-
che konzentrierte
Familiensaga wie
die der Familie
Bartholomeyszik
haben wir wohl
noch nie in unserer
Kolumne gebracht.
Was mir aber noch
wichtiger er-
scheint, ist die Fest-
stellung, dass es
sich hier um eine
alte, fest in Ost-
preußen verwur-
zelte Sippe han-
delt, deren Ge-
schichte ein Spie-
gelbild unserer
Heimat und ihrer
Menschen ist, und
so manche Leserin,
mancher Leser,
wird hier Paralle-
len zu der eigenen
entdecken. Sie er-
fasst das vergange-
ne Jahrhundert und aus den
knapp gehaltenen Aufzeichnun-
gen wird erkennbar, was die Ge-
nerationen, die es erfahren, erdul-
den, erleiden mussten, an Fleiß,
Kraft und Überlebenswillen auf-
bringen mussten. Die Aufzeich-
nungen der Gudrun Schlüter ge-
borene Bartholomeyszik beginnen
an einem masurischen Ort, der
durch Siegfried Lenz Eingang in
die deutsche Literatur gefunden
hat: So zärtlich war Suleyken.

„Ja, so zärtlich, dass meine Groß-
eltern dort am 19. Juni 1902 – in
der Urkunde noch in Sütterlin –
heirateten. Die Urkunde liegt nur
in einer Ausfertigung vom 6. No-
vember 1919 vor und trägt das Sie-
gel „K. Pr. Standesamt Wessolowen,
Kr. Oletzko“, darin der gekrönte
Adler, in den Fängen Zepter und
Reichsapfel, Hoheitszeichen des
Königsreichs Preußen. Das Origi-
nal ist im Ersten Weltkrieg unterge-
gangen. Erster Weltkrieg: Das be-
deutete für meine Großmutter Ger-
trud Julianna geborene Bednarc-
zyk um die Jahreswende 1914/15
schwanger und mit zwei Kindern
im Alter von elf und acht Jahren
Flucht aus Masuren nach Berlin.
Dort kam am 18. April 1915 das
dritte Kind zur Welt. Der Älteste,
mein Vater, wurde auf ein alt-
sprachliches Gymnasium, das Kö-
nigsstädtische Gymnasium, ge-

schickt. Am 14. September 1917 er-
blickte das vierte Kind das Licht
der Welt – in Golumbien, Masuren.
Die Rückkehr war also bald mög-
lich gewesen. Dafür wurde Hin-
denburg in Ostpreußen verehrt.
Als Beispiel diene die Veranstal-
tung eines Ehrenkommers in der
Stadthalle Königsberg am 21. Au-

gust 1924, „zu dem Generalfeld-
marschall von Hindenburg bereits
zugesagt“ hatte, wie es in einer Ein-
ladung von Studenten an Studen-
ten heißt, die von meinem Vater
unterzeichnet ist. Doch ich greife
voraus.
Das hier gezeigte Familienfoto

stammt aus einer wieder geordne-
ten Zeit. Nach dem Aussehen der
beiden Jüngsten zu urteilen ent-
standen um 1921. Hintere Reihe
Mitte: die Großeltern. Großvater
mit Pfeife, ohne die er nicht zu
denken war. Im Jahr 1892 hatte er
mit 15 Jahren innerhalb von 14 Ta-
gen beide Eltern verloren. Hof und
Gastwirtschaft gingen auf den äl-
testen Bruder über, Großvater ver-
blieb in dem jungen Haushalt. Wie
er es schaffte, den erforderlichen
Schulabschluss für die Präparande
zu schaffen – niemand weiß das. Er
muss in mindestens vier Dörfern –

Goldebau, Hell-
mahnen, Golub-
bien, Carlswalde –
Lehrer gewesen
sein. Nach schwerer
Flucht im Zweiten
Weltkrieg starb er
1948 in Oldenburg,
weil er es nicht fer-
tigbrachte, eine
Fischsuppe wegzu-
schütten. Sie war
verdorben.
Neben ihm Groß-

mutter. Ihre Urur-
großmutter war Re-
gina von Langheim,
geboren auf Adl.
Borken, in unserer
genealogischen Li-
nie letzte Trägerin
des prussischen
Namens von Lang-
heim – so die letzte
e i n g ed eu t s ch te
Schreibweise dieser
weitverzweigten,
schon um 1200
nachweisbaren ade-
ligen Prussenfami-
lie. Auch Johannes
von Langheim ge-
hört zu ihr, der
30 Jahre lang Prae-
ceptor – Erzieher
und Berater – von

Herzog Albrecht Friedrich war. Ne-
ben Großmutter steht ihr zweites
Kind, die einzige Tochter, meine
Tante Hedwig. Sie heiratete einen
Schriftsteller, Leiter des Ressorts
Kultur am Sender Breslau, einen
Zwei-Meter-Menschen. Er schaffte
es, von der Ostfront zu Fuß nach
Berlin zu gelangen. Dort verhun-

gerte er. Großvater, Tante Hedwig
und ihre zwei kleinen Kinder flo-
hen von Breslau aus und gerieten
in Dresden in den feindlichen
Großangriff. Vom Bahnhof aus ge-
langten sie in einen überfüllten
Luftschutzbunker. Dort stieg die
Hitze derart an, dass sie sich ins
Freie stürzten, wo sie sich sicher
wähnten. Sie hörten einen Ver-
wundeten rufen: ,Ihr müsst zu den
Flammen rennen, dort ist Sauer-
stoff, wo es nicht brennt, ist kei-
ner!‘ Also weiter zu den Flammen,
dabei verloren sie Großvater. Mut-
ter und Kinder gelangten irgend-
wie auf die Elbwiesen und glaub-
ten sich schon gerettet, als die
Bomben mit Zeitzündern hochgin-
gen. Sie sahen brennende Men-
schen in die Elbe springen, die so-
fort wieder in Flammen standen,
wenn sie aus dem Wasser auf-
tauchten. Danach war ihr jüngster
Sohn lange Zeit gestört. Er rief
noch Monate lang – oder waren es
Jahre? – Nacht für Nacht: ,Feuer!
Feuer!‘ Am nächsten Tag suchten
Tante Hedwig und Großvater ein-
ander. Vergeblich, ja noch schlim-
mer: Ein Jeder glaubte, unter den
verkohlten Leichen den anderen
gefunden zu haben. Die Herumir-
renden wurden eingesammelt und
nach Hirschberg im Riesengebirge
gebracht. Dort liefen sich Großva-
ter und Tante Hedwig über den
Weg und fielen sich in die Arme.
Neben Großvater steht mein Va-

ter. Nach einer kaufmännischen
Ausbildung in Königsberg Studium
der Rechtswissenschaften an den
Universitäten Königsberg und
Breslau. 1937 Promotion und 1939
Habilitation in Breslau, 1940 Do-
zent mit der Lehrbefugnis für Han-
dels- Wirtschafts- und Zivilpro-
zessrecht, später erweitert auf
Handels- und Wirtschaftsrecht. Ab
1955 Professur in Mainz.
In der vorderen Reihe von links

Onkel Günther. Er wurde 1942 in
Rschew verwundet und starb – wie
so viele –, da es damals noch keine
Antibiotika gab. Er liegt auf dem
Friedhof in Deblin/Weichsel, Grab
Nr. 224. Als er verstorben war, zog
man ihm im Lazarett wieder seine
Uniform an, in der er dann im offe-
nen Sarg lag. Mein Vater hat an sei-
ner Beerdigung teilgenommen.
Wahrscheinlich geht auf ihn das
Foto zurück, das ich als Achtjähri-
ge gesehen habe. Danach konnte
ich in der Schule nicht mehr mit-
singen, wenn das Lied „Ich hatt’ ei-
nen Kameraden“ angestimmt wur-
de. Mein 25-jähriger, bei jedem
Fronturlaub wieder gesehener On-
kel. Kam er spät, stand er am Fu-
ßende meines Bettes – aber er kam.
Das Familienleben folgte einem

Hauptaugenmerk: der guten Aus-

bildung der Kinder, für einen
preußischen Volksschullehrer wie
mein Großvater auf dem Dorf ein
Problem, bekam er doch nur ein
schmales Gehalt und als Ergän-
zung ein jeweils ausgewiesenes
Stück Land. Wie sollte also meiner
Tante Hedwig Klavierunterricht
ermöglicht werden? Man sammel-
te die Sahne der Kuhmilch und
brachte sie an jedem Wochenende
in ein Ausflugslokal! Und der Be-
such eines Gymnasiums, der nur
durch Unterbringung in einem
Internat möglich war? Beim ältes-
ten Sohn hatte man es geschafft,
aber für den zweiten, den Nachge-
boren? Für ihn nahm mein Vater –
sein Bruder – während seines Stu-
diums eine Hauslehrerstelle an.
Dieser Bruder, mein Patenon-

kel Siegfried, verhinderte 1945 in

der 6. Kurlandschlacht den
Durchbruch der Russen. Er war
damals 29 Jahre alt und Vater von
zwei Kindern. Mein Onkel er-
hielt für diesen erfolgreichen
Einsatz das Deutsche Kreuz in
Gold. Der Dokumentation von
Werner Haupt ,Die 81. Infanterie-
Division, Geschichte einer schle-
sischen Division‘ ist über diese
Auszeichnung meines Onkels
Folgendes zu entnehmen: ,Die 
I. / A.R. 181 unter Führung von
Hauptmann Bartholomeyczik
nahm in offener Feuerstellung
den Kampf auf und verhinderte
den Zusammenbruch der Front.
Der Abt. Kdr. wurde dafür mit
dem Deutschen Kreuz in Gold
ausgezeichnet.‘
Ja, so waren sie, die Bartholo-

meyczik. So bleiben sie –
Deutschland, deine Ostpreußen.“

Mit diesen Worten schließt Gu-
drun Schlüter ihre in Kurzform ge-
brachte Familiensaga, wie wir sie
nennen wollen, denn sie könnte
mit den Menschen und ihren
Schicksalen gut und gerne den
Stoff für eine Romantrilogie bieten.
Allein mit der Chronik der prussi-
schen Adelsfamilie von Langheim,
die in ihrer großmütterlichen Linie
eine Rolle spielt, ließen sich Kapi-
tel füllen. Frau Schlüter hat bereits
eine fundierte Abhandlung über
die von Langheims und ihre prus-
sische Herkunft, die man aufgrund
des eingedeutschten Namens nicht
vermutet, für die „Altpreußische
Geschlechterkunde 2013“ ge-
schrieben. Die PAZ brachte vor ei-
nigen Jahren ihren Leserbrief über
den Großangriff auf Dresden, wie
sie auch diesen extra für unsere

Ostpreußische Familie geschriebe-
nen Beitrag behandelt, der be-
sonders die Leserinnen und Leser,
die sich selber mit Familienfor-
schung beschäftigen, anspricht
und andere vielleicht dazu moti-
viert. Denn mit den letzten Worten
„Deutschland, deine Ostpreußen“
verlässt Gudrun Schlüter ihren ei-
genen Familienraum und gibt sie
weiter an alle Landsleute. (Gudrun
Schlüter, Achtermannstraße 20 in
48143 Münster, Telefon 0251/
511795.)

Eure

Ruth Geede

OSTPREUSS ISCHE FAMIL IE

Alle in der »Ostpreußischen Familie« abgedruckten Namen und Daten werden auch ins

Internet gestellt. Eine Zusendung entspricht somit auch einer Einverständniserklärung! 

Was ein Familienfoto erzählen kann Bild: Ruth Geede

Lewe Landslied, 
liebe Familienfreunde,

Wer weiß etwas? Wer kennt die-
sen lieben Menschen? Wer kann
weiter helfen?
Das schwere Schicksal der

Vertriebenen hat bei den Betrof-
fenen und ihren Nachkommen
unendlich viele Fragen aufge-
worfen. Ruth Geede sucht in ih-
rer Rubrik „Die ostpreußische
Familie“ nach den Antworten.
Die Schriftstellerin und Journali-
stin wurde 1916 in Königsberg
geboren. Seit 1979 ist sie die
„Mutter“ der Ostpreußischen Fa-
milie. Ihre Kenntnis und ihre Le-
benserfahrung halfen bereits
vielen hundert Suchenden und
Wissbegierigen weiter. Es geht

um das Auffinden verschollener
Familienmitglieder und Freunde,
um Ahnenforschung oder wich-
tige Fragen zur ostpreußischen
Heimat.
Anfragen an: Redaktion Preu-

ßische Allgemeine Zeitung,
Buchtstraße 4, 22087 Hamburg,
r e d a k t i o n@ p r e u s s i  s c h e -
allgemeine.de

B
ild
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In einem der ältesten DörferNiederschlesiens, in Seitsch
[Siciny], Kreis Guhrau [Góra]

ist das Martinsfest nach Jahrzehn-
ten der Unterbrechung vergange-
nen Sonnabend wieder gefeiert
worden. Dass diese von Deut-
schen so gerne gepflegte Tradition
von den polnischen Seitschern
übernommen worden ist, hat
nicht nur einen Grund. Zum ei-
nen trägt die frisch sanierte, ba-
rocke, durch Karl Martin Franz er-
baute Kirche des Dorfes den Na-
men Sankt Martin. Zum anderen
ist die Sache einem deutschen
Rückkehrer und einem polni-
schen Seitscher, der einst in West-
falen lebte, zu verdanken. Und
dass nach Seitsch nach der Ver-
treibung der Deutschen auch Ein-
wohner aus der angrenzenden
Provinz Posen kamen, wo die
Martinsfest-Tradition bis heute le-
bendig ist, spielt gewiss auch eine
Rolle.

Der einstige sächsische CDU-
Landtagsabgeordnete Andreas
Grapatin kaufte das Haus seiner
Eltern in Seitsch zurück und ließ
sich im Dorf nieder. Der ehemalige
Chef des Sächsischen Verbin-
dungsbüros in Breslau versteht
sich gut mit dem Seitscher Pfarrer,
Tadeusz Sliwka, und unterstützt
die Dorfgemeinschaft, die zu den
aktivsten des Kreises Guhrau ge-
hört. „Man darf nicht vergessen,
dass hier nicht nur Menschen aus
Ostpolen gekommen sind, son-
dern aus anderen Gegenden
Mitteleuropas auch. Meine Nach-
barin ist aus Groß Strehlitz in
Oberschlesien“, so Grapatin, der
sich im „Verein der Sieben“ enga-
giert, einer Vereinigung, zu der
Bürger aus Seitsch und sechs be-
nachbarten Dörfern gehören. Der
Verein organisierte unter anderem
Gelder aus der Europäischen
Union und dem Marschallamt der
Woiwodschaft Niederschlesien für

die Sanierung der Seitscher Kir-
che, die 1736 im barocken Stil um-
gebaut, später um eine Propstei
und einen Wirtschaftshof er-
weitert wurde. Bei der Innenaus-
stattung des Gotteshauses
wirkten bedeutende schlesi-
sche Künstler wie Joseph
Mangoldt mit, der den
Hauptaltar und die Kanzel
schuf. Anton Felder und Ig-
naz Axter sind die Schöpfer
der Fresken in der Kirche
und der Propstei. Der
niederländische Barockma-
ler Christian Phillip Bentum
schuf das Sankt-Martin-
Bildnis im Hauptaltar. Und
Michael Willmann malte im
Hauptaltar das Bild Mariä
Himmelfahrt.
„Eine halbe Million Zloty beka-

men wir von der EU und 1,7 Milli-
onen hat die Renovierung insge-
samt gekostet. Wir wurden daher
ebenfalls durch die Woiwodschaft

Niederschlesien finanziell unter-
stützt, müssen aber nachweisen,
dass die Kirche ein touristischer
Anziehungspunkt ist und brauchen
jährlich 8500 Unterschriften von

Besuchern“, berichtet Pfarrer Sliw-
ka. Früher sind ganze Busse mit
deutschen Touristen nach Seitsch
gekommen, heute sind es nur noch
einzelne, die sich hierher verirren.
„Die alten Schlesier haben es ver-

säumt, ihren Kindern die Liebe zur
Heimat einzuimpfen“, so der Geist-
liche, dessen Mutter aus Wilna und
dessen Vater aus Lemberg stamm-
te, der sich jedoch selber als

Niederschlesier bezeichnet.
Da die Polen am Sankt-

Martins-Tag, dem 11. No-
vember, ihren Unabhängig-
keitstag feiern und nach der
Vertreibung der Deutschen
das Martinsfest – abgesehen
von der alten preußischen
Posener Gegend – nicht
mehr gepflegt wurde, hat es
der Martinstag doppelt
schwer, wieder Wurzeln zu
schlagen. 
In Seitsch feiert man bei-

des. „Um 16 Uhr wird in der
Kirche die Ablassmesse gelesen,
und danach gehen alle zusammen
zum Denkmal der ‚Kämpfer für
das Polentum‘, legen Blumen nie-
der und entzünden Kerzen“, so
Pfarrer Sliwka. 

Andreas Grapatin und seine
Mitstreiter sind stolz, dass in
Seitsch wie früher am Martinstag
ein Martinsumzug zum Martins-
feuer führt und dass am 11. No-
vember früh spezielle Martins-
hörnchen gebacken werden. „Un-
sere hiesige Backstube wird am
Martinstag von Volontären über-
nommen, die 1500 schlesische
Mohnhörnchen backen. Diese
werden verkauft und der Erlös
geht an bedürftige in der Gemein-
de“, so der Dorfpfarrer. Auf die
Frage nach dem Ursprung der Tra-
dition entgegnet der Geistliche,
diese hätte man vor Kurzem aus
Westfalen, wo ein Dorfbewohner
gearbeitet habe, mitgebracht.
„Nun gut, damit können die Hiesi-
gen wohl besser leben, als wenn
man ihnen offenbaren würde, sie
pflegen die Tradition der alten
Seitscher am polnischen National-
feiertag“, so Grapatin.

Chris W. Wagner

Kleine List mit Breitenwirkung
Martinsfest mit schlesischen Mohnhörnchen

ÖSTL ICH VON ODER UND NEISSE

Pfarrkirche Sankt Martin in Seitsch Bild: Qblik
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ZUM 105. GEBURTSTAG

Busch, Olga, geb. Pfeffer, aus Lyck,
am 23. November

ZUM 100. GEBURTSTAG

Monka, Christel, geb. Klutha, aus
Ortelsburg, am 17. November

ZUM 98. GEBURTSTAG

Katzenski, Erna, geb. Labusch, aus
Freudengrund, Kreis Ortels-
burg, am 20. November

ZUM 97. GEBURTSTAG

Borchardt, Frieda, geb. Christo-
chowitz, aus Kölmersdorf, Kreis
Lyck, am 23. November

Gerber, Liesbeth, geb. Mollenhau-
er, aus Klein Nuhr, Kreis Weh-
lau, am 17. November

Puddig, Gertrud aus Karkeln,
Kreis Elchniederung, am 17. No-
vember

ZUM 96. GEBURTSTAG

Krämer, Gerhard, aus Tapiau,
Kreis Wehlau, am 19. November

Schmitt, Karl, aus Tapiau, Kreis
Wehlau, am 20. November

Wiechert, Hilda, geb. Helwing,
aus Grünwalde, Kreis Heiligen-
beil, am 19. November

ZUM 95. GEBURTSTAG

Baumm, Erika, geb. Adomat, aus
Großwalde, Kreis Elchniede-
rung, am 17. November

Ehmke, Erna, aus Ehrenwalde,
Kreis Lyck, am 20. November

Haak, Elly, geb. Germuhl, aus
Grünau, Kreis Tilsit-Ragnit, am
23. November

Krüger, Gertrud, geb. Szech, aus
Milussen, Kreis Lyck, am 
22. November

ZUM 94. GEBURTSTAG

Feige, Margarete, geb. Groß, aus
Steinberg, Kreis Lyck, am 
23. November

Kaiser, Elfride, geb. Pogorzelski,
aus Mostolten, Kreis Lyck, am
21. November

Kütter, Kurt, aus Eydtkau, Kreis
Ebenrode, am 20. November

Lasogga, Ruth, aus Rastenburg,
am 23. November

Roggon, Robert, aus Treuburg, am
21. November

Tausendfreund, Max-Manfred,
aus Hochmühlen, Kreis Ebenro-
de, am 19. November

Tiska, Rüdiger, aus Zollernhöhe,
Kreis Sensburg, am 5. November

Waschik, Willy, aus Richtwalde,
Kreis Johannisburg, am 19. No-
vember

ZUM 93. GEBURTSTAG

Borgelt, Magdalene, geb. Janno-
witz, aus Kalkhöfen, Kreis
Ebenrode, am 22. November

Brencz, Lisbeth, geb. Votel, aus
Hohenwalde, Kreis Heiligen-
beil, am 22. November

Eichel, Elfriede, aus Lyck, am 
18. November

Galpin, Edith, geb. Gurklies, aus
Grünhausen, Kreis Elchniede-
rung, am 23. November

Hüttenbach, Dr. Horst, aus Wald-
keim, Kreis Preußisch Eylau,
am 23. November

Kumutat, Käte, aus Skören, Kreis
Elchniederung, am 21. Novem-
ber

Michael, Hildegard, geb. Plitzner,
aus Eydtkau, Kreis Ebenrode,
am 17. November

Müller, Traute, geb. Dommick, aus
Tapiau, Kreis Wehlau, am 
18. November

Niesgodda, Ernst, aus Dreimühlen,
Kreis Lyck, am 18. November

Schoen, Gerhard, aus München-
felde, Kreis Lötzen, am 20. No-
vember

Sokolowski, Edith, aus Fließdorf,
Kreis Lyck, am 20. November

ZUM 92. GEBURTSTAG

Heidenreich, Margarete, aus Lyck,
am 21. November

Heumann, Günther, aus Neiden-
burg, am 22. November

Kopania, Elfriede, aus Erben,
Kreis Ortelsburg, 21. November

Schmidt, Siegfried, aus Kuglak-
ken, Kreis Wehlau, am 18. No-
vember

Schumann, Anneliese, geb. Wari-
as, aus Grünau, Kreis Elchnie-
derung, am 21. November

Seinwill, Fritz, aus Neu Trakeh-
nen, Kreis Ebenrode, am 
21. November

Vester, Waltraud, geb. Annus, aus
Lykusen, Kreis Neidenburg, am
21. November

Wietzorek, Kurt, aus Lyck, am 
17. November

ZUM 91. GEBURTSTAG

Aßmann, Erika, geb. Wunder, aus
Klaussen, Kreis Lyck, am 17. No-
vember

Benger, Emil, aus Schloßbach, Kreis
Ebenrode, am 23. November

Frambach, Margarete, geb. Baum-
gardt, aus Parnehnen, Kreis
Wehlau, am 23. November

Fuchs, Dorothea, geb. Beroleit,
aus Stehlau, Kreis Ebenrode,
am 22. November

Gornik, Edeltraud, geb. Kaiser,
aus Wehlau, am 22. November

Gudat, Eva, geb. Hennig, aus Tapi-
au, Kreis Wehlau, am 18. No-
vember

2018
17. bis 18. März: Arbeitstagung der Kreisvertreter in Helmstedt
7. bis 8. April: Arbeitstagung der Deutschen Vereine in Sensburg
20. bis 22. April: Kulturseminar in Helmstedt
14. bis 16. September: Geschichtsseminar in Helmstedt 
8. bis 14. Oktober: Werkwoche in Helmstedt
20. Oktober: 9. Deutsch-Russisches Forum in Insterburg
(geschlossener Teilnehmerkreis) 

Auskünfte erhalten Sie bei der Bundesgeschäftsstelle der Lands-
mannschaft Ostpreußen, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg, 
Telefon (040) 41400826, E-Mail: info@ostpreussen.de, Internet: 
www.ostpreussen.de

TERMINE DER LO

Karpowski, Manfred, aus Gilgen-
burg, Kreis Osterode, am 
23. November

Kunze, Waltraud, geb. Dittkuhn,
aus Kuckerneese, Kreis Elchnie-
derung, am 17. November

Kuzio, Elisabeth, geb. Buyny, aus
Dreimühlen, Kreis Lyck, am 
21. November

Ramminger, Hildegard, geb. Chmie-
lewski, aus Roggenfelde, Kreis
Treuburg, am 20. November

Schmidt, Dr. Peter, aus Ortelsburg,
am 23. November

ZUM 90. GEBURTSTAG

Becker, Herbert, aus Wilhelms-
bruch, Kreis Elchniederung, am
23. November

Janz, Ingeborg, Landesgruppe
Bremen, am 18. November

Krämer, Else, geb. Rade, aus Grab-
nick, Kreis Lyck, am 20. Novem-
ber

Krogmann, Martha geb. Seidel,
aus Sodargen, Kreis Ebenrode,
am 16. November

Letkow, Siegfried, aus Lyck, Kai-
ser-Wilhelm-Straße 134, am 
19. November

Matthies, Ingrid, geb. Freitag, aus
Partheinen, Kreis Heiligenbeil,
am 23. November

Ruchatz, Herbert, aus Lyck, am
23. November

Schöffel, Charlotte, geb. Saparautz-
ki, aus Tawellenbruch, Kreis
Elchniederung, am 20. November

Selenz, Frieda, geb. Fröse, aus Er-
len, Kreis Elchniederung, am 
17. November

Sperzel, Waltraut, geb. Erzberger,
aus Lindental, Kreis Elchniede-
rung, am 21. November

Titel, Klaus, aus Kuckerneese,
Kreis Elchniederung, am 
20. November

ZUM 85. GEBURTSTAG

Dankel, Gertrud, geb. Steiner, aus
Treuburg, am 22. November

Dörk, Ingeborg, geb. Mondry, aus
Bottau, Kreis Ortelsburg, am 
20. November

Ebeling, Edith, geb. Pehl, aus Ged-
wangen, Kreis Neidenburg, am
19. November

Ementhaler, Günther, aus Burg-
kampen, Kreis Ebenrode, am
19. November

Godzieba, Hans-Helmut, aus Köl-
mersdorf, Kreis Lyck, am 
23. November

Keimel, Bruno, aus Groß Trakeh-
nen, Kreis Ebenrode, am 21.
November

Kowalczik, Erich, aus Radegrund,
Kreis Ortelsburg, am 23. No-
vember

Kulschewski, Ernst, aus Königs-
walde, Kreis Lyck, am 17. No-
vember

Morszeck, Alfred, aus Allenburg,
Kreis Wehlau, am 17. November

Paul, Ingeborg, geb. Hirschfeld,
aus Seehausen, Kreis Ebenrode,
am 20. November

Roehr, Helmut, aus Neukirch,
Kreis Elchniederung, am 23.
November

Rose, Ingeborg, aus Allenburg,
Kreis Wehlau, am 20. November

Runge, Klaus, aus Kornau, Kreis
Ortelsburg, am 23. November

Sarzio, Hildegard, geb. Lasl, aus
Neuendorf, Kreis Lyck, am 
20. November

Schlüter, Gerhard, aus Groß Al-
lendorf, Kreis Wehlau, am 
18. November

Steinbach, Hildegard, geb. Jan-
kowski, aus Rundfließ, Kreis
Lyck, am 17. November

Wissuwa, Irmgard, aus Birkenwal-
de, Kreis Lyck, am 20. Novem-
ber

ZUM 80. GEBURTSTAG

Ademeit, Ruth, geb. Warich, aus
Lilienfelde, Kreis Ortelsburg,
am 21. November

Bolm, Klaus Eberhard, aus Nei-
denburg, am 23. November

Dube, Karl-Heinz, aus Wehlau, am
21. November

Hanke, Erika, geb. Jurkschat, aus
Kuckerneese, Kreis Elchniede-
rung, am 18. November

Jaacks, Erika, geb. Segendorf, aus
Preußenwalde, Kreis Ebenrode,
am 19. November

Jablonski, Ilse, geb. Podchull, aus
Rogallen, Kreis Lyck, am 22. No-
vember

Lüdecke, Torsten, aus Satticken,
Kreis Treuburg, am 18. Novem-
ber

Marx, Margarete, geb. Kaiser, aus
Balten, Kreis Elchniederung,
am 18. November

Möller, Sieglinde, geb. Waschke-
witz, aus Neumalken, Kreis
Lyck, am 21. November

Neubacher, Paul, aus Treuburg,
am 17. November

Otte, Gertrud, geb. Gollub, aus
Lyck, am 18. November

Ottenberg, Dr. Horst, aus Sinnhö-
fen, Kreis Ebenrode, am 20. No-
vember

Philippzig, Erolena, aus Königs-
berg, am 19. November

Rackwitz, Ursula, geb. Schinko-
reit, aus Kuckerneese, Kreis
Elchniederung, am 20. Novem-
ber

Schlender, Marianne, geb. Klein,
aus Stobingen, Kreis Wehlau,
am 22. November

Rausch, Manfred, aus Canditten,
Kreis Preußisch Eylau, am 
18. November

Reimer, Waltraut, geb. Walewski,
aus Sprindenau, Kreis Lyck, am
17. November

Rostek, Friedrich, aus Kreuzfeld,
Kreis Lyck, am 23. November

Thiede, Felicitas, geb. Schauk, aus
Schönfelde, Kreis Allenstein,
am 20. November

Walter, Renate, geb. Lück, aus
Schiemanen, Kreis Neidenburg,
am 23. November

Zimmermann, Elisabeth, geb.
Höchst, aus Birkenmühle, Kreis
Ebenrode, am 17. November

ZUM 75. GEBURTSTAG

Andreas, Gerhard, aus Moschnen,
Kreis Treuburg, am 19. Novem-
ber

Borkowski, Helmut, aus Herren-
dorf, Kreis Treuburg, am 18. No-
vember

Falkenstein, Sieglinde, geb. Brod-
de, aus Wokellen, Kreis Preu-
ßisch Eylau, am 22. November

Gutzeit, Bernd, aus Klein Engelau,
Kreis Wehlau, am 19. November

Hamann, Waltraud, geb. Stölzel,
aus Wehlau, am 20. November

Kalkstein, Klaus, aus Grünwiese,
Kreis Heiligenbeil, am 18. No-
vember

Kirstein, Erich, aus Willkassen,
Kreis Treuburg, am 17. November

Kozik, Erwin, aus Gellen, Kreis
Ortelsburg, am 17. November

Müller, Ernst, aus Heinrichsdorf,
Kreis Neidenburg, am 18. No-
vember

Mundt, Karl-Heinz, aus Hoya, am
18. November

Schlisio, Sigrid, geb. Pachele, aus
Klein Engelau, Kreis Wehlau,
am 18. November

Schwenk, Marianne, geb.
Schaschke, aus Tapiau, Kreis
Wehlau, am 21. November

Steller, Ute, geb. Blank, aus Kuk-
kerneese, Kreis Elchniederung,
am 18. November

Puziche, Horst und Ehefrau Elisa-
beth, geb. Abramzig, aus Hö-
henwerder, Kreis Ortelsburg,
am 21. November
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Freitag, 1. Dezember, Hotel
Handelshof, Telefon (0208)
30880, Friedrichstraße 15, 45468
Mülheim/Ruhr: Adventstreffen
der Gruppe Bonn. Auskünfte bei
der Kreisvertreterin Manuela Be-
gett, Telefon (02306) 21236, E-
Mail: manuela.begett@t-online.de.

Darmstadt: Sonnabend, 2. De-
zember, ab 11 Uhr, Bürgermeister-
Pohl-Haus, Im Appensee 26,
64291 Darmstadt-Wixhausen:
Weihnachtsfeier. Informationen:
Jürgen Pantel, Telefon (06103)
42744.
Hamburg – Mittwoch, 6. De-

zember, 12 Uhr, Veranstaltungs-
raum Empore, Hotel Zeppelin,
Frohmestraße 123-125: Vorweih
nachtsfeier mit Liedern und Ge-
dichten, Informationen: Manfred
Samel, Telefon (040) 587585, 
E-Mail: Manfred-Samel@Ham-
burg.de.

Köln: Mittwoch, 6. Dezember:
Weihnachtsfeier. Informationen:
Carola Maschke, Telefon (0221)
796942, E-Mail: C.Maschke@net-
cologne.de.

Anlässlich des Hauptkreistreffens
der Kreisgemeinschaft Johannis-
burg am 8. Oktober in Dortmund,
konnte der bisherige Kreisvertreter
Manfred Solenski zwei Mitglieder
für ihre Treue und ehrenamtlichen
Einsätze auszeichnen. Anita Knop
und Paul Sobotta erhielten die Eh-
renspange in Silber der Kreisge-
meinschaft. Gratulation aus der
Reihe der Mitglieder. 
Siegfried Strysio, Kreisvertreter

Sonnabend, 18. November, 
10 Uhr, Lötzener Heimatmuseum,
Sudetenlandstraße 18H (Böck-
lersiedlung), Neumünster: Letzter
Tag der Sonderausstellung „Von
Nordfriesland bis Nidden – Kü-
stenbilder von Axel Jezewski und
aus privater Sammlung“ . Um
15.30 Uhr beginnt der Vortrag von
Dr. Timo Ibsen von Zentrum für
Baltische und Skandinavische Ar-
chäologie, Schloß Gottorf, Schles-
wig, zum Thema „Bernsteinbur-
gen“. Der Eintritt ist frei.

Das Lötzener Heimatmuseum
blickt zurück auf zehn Jahre Aus-
stellungs- und Veranstaltungsan-
gebote in Neumünster – Teil II.

2013 war das Jahr des Umzugs
in die Böcklersiedlung, Sudeten-
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Kreisvertreterin: Manuela Begett,
Virchowstraße 46, 44536 Lünen,
Tel.: (02306) 21236, E-Mail: 
manuela.begett@t-online.de.
Stellvertretender Kreisvertreter:
Ferdinand Schrade. Geschäfts-
stelle: Stadtverwaltung Münster,
Patenstelle Braunsberg, Frau Jo-
stenmeier, 48127 Münster, Tel.:
(0251) 4926051.

BRAUNSBERG

Adventstreffen

Vorsitzender Stadt & Land: Reiner
Buslaps, Am Berg 4, 35510 Butz-
bach-Kirch-Göns, Tel.: (06033)
66228, Fax (03222) 3721953, E-
Mail: R.Buslaps@t-online.de.
Kreisgemeinschaft Insterburg
Stadt & Land e. V.,  Geschäftsstelle,
Am Marktplatz 10, 47829 Krefeld,
Postfach 111 208, 47813 Krefeld,
Tel.: (02151) 48991, E-Mail:
info@insterburger.de, Internet:
www.insterburger.de, Bürozeiten:
Montag – Freitag von 8 bis 12 Uhr. 

INSTERBURG −
STADT UND LAND

Bitte senden Sie uns Ihre
Texte und Bilder für die Folge 48
bis Mittwoch, 22. November per
Mail an redaktion@preussische-
allgemeine.de oder postalisch
an Buchtstarße 4, 22087 Ham-
burg zu.

Kreisvertreter: Siegfried Strysio,
Telefon (05147) 975518. Ri-
schwiesen 4, 31311 Uetze/Hänig-
sen. Internet: www.kreisge-mein-
schaft-johannisburg.de

JOHANNISBURG

Ehrung

Kreisvertreter: Dieter Eichler, Bi-
lenbarg 69, 22397 Hamburg. Ge-
schäftsstelle: Ute Eichler, Bi-
lenbarg 69, 22397 Hamburg,
Telefon (040) 6083003, Fax:
(040) 60890478, E-Mail:
KGL.Archiv@gmx.de

LÖTZEN

Sonderausstellung

Zehn Jahre
Heimatmuseum

Heimatgruppen



landstraße 18 H. Die Verkleine-
rung der Ausstellungsfläche, der
Verlust an Wandfläche forderte
Improvisation. Der zur Verfügung
stehende, ebenerdig erreichbare
Ausstellungsraum muss multi-
funktional genutzt werden.
„Ostpreußen – wie es war.

Kindheitserinnerungen in der
Malerei von Helene Dauter“ kam
ebenso wie die Tafelausstellung
„Ostpreußen fasziniert“ aus El-
lingen nach Neumünster. Auch in
2014 gezeigt wurde die Retro-
spektive Elena Steinke (aus Kali-
ningrad nach Nordfriesland):
„Aus drei Jahrzehnten künstleri-
schen Schaffens“.
Großen Anklang fand in 2015

„Die Kurische Nehrung mit Ma-
leraugen“. Die Zusammenarbeit
mit dem Ostpreußischen Landes-
museum ermöglichte in 2015
auch die Ausstellung „Ein Licht
aus Ostpreußen – Lieselotte
Plangger-Popp. Aus dem grafi-
schen Werk einer ostpreußischen
Künstlerin“.
Die vorübergehende Schlie-

ßung des OL (und das verlässli-
che, vertrauensvolle Miteinan-
der) machte möglich, dass Expo-
nate nach Neumünster kamen,
die sonst nicht ausgeliehen wor-
den wären: „Weite und Heimlich-
keit – Die Landschaft Masurens
auf Bildern ostpreußischer
Künstler“. Die Ausstellung „Bur-
gen des Deutschen Ordens“ –
ebenfalls in 2016 - war vor allem
dem Kunstmaler Reinhard Berg-
mann, Weißenfels, zu verdanken.
In 2017 konnte „Versunkene

Welt Ostpreußens – Erinne-
rungsbilder von Eduard Bi-
schoff“ gezeigt werden. Den
Farbholzschnitten folgte die
Ausstellung „Von Nordfriesland
bis Nidden – Küstenbilder von
Axel Jezewski und aus privater
Sammlung.“ – Die Planungen
für 2018 sind fast abgeschlossen.
Auch das Veranstaltungspro-

gramm wurde gesteigert. Zunächst
gab es Dia-Vorträgen wie „Hurti-
gruten im Winter“, „Masuren im
Sommer“, „Sagenreiches Ostpreu-
ßen“. Dann kamen neue Ideen:
„Lötzen literarisch“, „Bernstein-
märchen“, „Lötzener berichten von
Flucht und Vertreibung“, „Her-
mann Sudermann – Werk und
Wirkung“ und viele mehr.
Mit Bernhard Pietrass konnten

wir in 2010 zum ersten Mal einen
Referenten begrüßen. Er war vom
Bodensee angereist, um seinen
Vortrag über „Die Tagebücher der
Henriette Schneider (1872 bis
1947)“ zu halten. Ihm, seinem
Fleiß und seiner Begabung, war
die erste große Arbeit „im
Hintergrund“ zur Erweiterung
unseres Archivbestandes zu ver-
danken: Die Übertragung von 88
Dorfverschreibungen aus der Or-
denszeit und der Herzogszeit in
heutige Lesbarkeit.
Das Ehepaar Kossak, Verchen,

fertigte aus dem zur Verfügung
gestellten Bildmaterial aus dem
Archiv der Kreisgemeinschaft die

DVD „Lötzen – eine ostpreußi-
sche Kreisstadt“.
Immer häufiger wurden Persön-

lichkeiten zu Vorträgen eingeladen,
ohne dass der Kreisgemeinschaft
hohe Ausgaben oder überhaupt Ko-
sten entstanden.
In 2010 wurde eine neue Idee

verwirklicht: Der Buchmarkt „Bü-
cher aus 100 Jahren“ zugunsten
der Museumsarbeit. Er fand sie-
ben Mal in Folge statt.
In 2013 war erstmals die Mär-

chenerzählerin Angelika Rischer
zu Gast im Lötzener Veranstal-
tungsraum. Seitdem kam sie jedes
Jahr mit einem extra für unser Pu-
blikum erarbeiteten Programm. –
Des 50. Todestages von Agnes
Miegel (in 2014) wurde mit einer
Veranstaltung gedacht, ebenso
war der 80. Geburtstag von Arno
Surminski Anlass einer literari-
schen Stunde. Über zwei Romane
von Siegfried Lenz sprach Klaus
Papies, Bremen.
„Künstler auf der Kurischen

Nehrung“ war der erste Vortrag,
den Jörn Barfod in Neumünster
hielt – unabhängig von seiner
Präsenz als Kunstwissenschaftler
und Volkskundler bei mehreren
der Ausstellungseröffnungen. 
Mit Timo Ibsen vom Zentrum

für Baltische und Skandinavische
Archäologie, Schloß Gottorf,
Schleswig, war ein Ostpreußener-
fahrener und eloquenter Archäo-
loge zweimal Gast der Lötzener.
So war auch Manuel Ruoff, Redak-
teuer der Preußischen Allgemei-
nen Zeitung, Historiker, Hamburg,
mit zwei Themen zu hören – über
den I. Weltkrieg in Ostpreußen
(2014) und über den Deutschen
Orden (2016). Christoph Hinkel-
mann ist eine Fülle an Informatio-
nen über „Johannes Thienemann
und die Vogelwarte Rossitten auf
der Kurischen Nehrung“ zu ver-
danken (in 2016). Mit Mark Mar-
zinzik, Hamburg, ist ein (Lötzener)
Familienforscher zu hören gewe-
sen (in 2017). – Die Aufzählung
muss unvollständig bleiben. Es
sind in der Zeitspanne 2007 bis
2017 über 70 Veranstaltungen
durchgeführt worden.

Ute Eichler

Die Einschulung am Hermann
Sudermann Gymnasium in Me-
mel fand traditionell am 1. Sep-
tember um 10 Uhr auf dem
Innenhof des Gymnasiums statt.
Dichtgedrängt hatten sich die
Schüler aller Klassen, deren El-
tern und Großeltern bei herrli-
chem Sonnenschein im Hof ver-
sammelt, um in erster Linie die

neuen Erstklässler willkommen
zu heißen. Den Besuchern bot
sich ein herrliches buntes Bild
durch die grünen Jacken der Erst-
klässler und den vielen Blumen
aller Schüler, die anschließend
den Lehrern übergeben wurden.
Die Feier begann mit einem Auf-
tritt der Oberklassen unter der
Leitung von Theaterlehrerin Vai-
da Vaitilaviciene. Schuldirektorin
Jolita Andrijauskiene begrüßte al-
le Anwesenden und freute sich,
dass die Zahl der Schüler von
Jahr zu Jahr zunimmt. Mit Beginn
des neuen Schuljahrs besuchen
634 Schüler die Schule und wer-
den von 60 Lehrkräften unter-
richtet. Auch die fünf neuen Lehr-
kräfte wurden herzlich begrüßt.
Erwähnenswert ist auch, dass am
Einschulungstag in den Geschäf-
ten kein Alkohol verkauft wird.
Die stellvertretende Direktorin

Neringa Tallat-Kelpsaite Dapsiene
begrüßte alle Anwesende in
Deutsch und wünschte allen einen
guten Start ins neue Schuljahr. Die
Arbeitsgemeinschaft der Memel-
landkreise wurde durch den
Bundesvorsitzenden Uwe Jurgsties
und der Verein der Deutschen in
Memel durch den Vorsitzenden
Klaus Grudzinskas und der Kul-
turmanagerin Rasa Miuller vertre-
ten. Ich begrüßte alle Anwesenden
und widmete mich besonders den
Kleinsten, den 64 Erstklässlern,
aufgeteilt in drei 1. Klassen und
gab ihnen nachfolgende Zeilen
zum Schulanfang auf den Weg:
„Welch ein Jubel, welche Freu-

de, denn euer großer Tag ist heu-
te, weil die Schule, liebe Kinder,
endlich auch für euch beginnt.
Mit dem Rechnen, Lesen, Schrei-

ben werdet ihr nun die Zeit vertrei-
ben – das sind jene Dinge eben, die
ihr braucht fürs ganze Leben.
Nur wer lernt, der wird geschei-

ter, wer gescheit ist, der kommt
weiter. Lernen soll euch Freude
bereiten und meine Glückwün-
sche euch begleiten.
Kindergartenzeit ade, jetzt lernt

ihr das „ABC“. Stolz werdet ihr den
Schulranzen tragen und neugierig
so manches fragen. Rechnen und
Lesen ist nicht schwer, ich hoffe, die
Schule gefällt Euch sehr.“ 
Danach kündigte er aus Anlass

des diesjährigen 25-jährigen Be-
stehens der Schule für alle Erst-
klässler noch eine Überraschung
an. Die Erstklässler, obwohl sehr
aufgeregt, rezitierten sehr sicher
kurze Gedichte. Die Feier wurde
mit tollen Liedern des Schulen-
sembles unter der Leitung der
Musiklehrerin Asta Almine berei-
chert. Nachdem alle Schüler in
den Klassenräumen waren, konn-
ten die Erstklässler, die von der
AdM gestifteten gefüllten Schul-
tüten mit großer Freude in Emp-
fang nehmen. Anschließend gin-
gen die Eltern mit den Kindern
zum Essen in die Lokale. 
Gut ist auch, dass alle 34 Schul-

abgänger 2017 das Abitur bestan-
den haben. Dies spricht für die
hohe Qualität der Schule, die da-
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Memel: Schulbeginn am Hermann Sudermann Gymnasium Bild: privat

Kreisvertreter: Uwe Jurgsties,
Kirschblütenstraße 13, 68542
Heddesnheim, Telefon (06203)
43229, Mobil: 0174-9508566, E-
Mail: uwe.jurgsties@gmx.de. 
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mit ihre Kapazitätsgrenze erreicht
hat. Es gibt keine freien Klassen-
räume mehr; selbst das Lehrer-
zimmer musste einem Klassen-
raum weichen. Uwe Jurgsties

Beim 33. Hauptkreistreffen der
Kreisgemeinschaft Rößel mit
Kreistagssitzung wurden folgende
Ergebnisse erzielt: Am 16. Septem-
ber wurde die Satzung in den § 10
und § 11 durch Beschluss geän-
dert. Der Kreistag wurde von 18
auf sieben Kreistagsmitglieder und
von elf auf fünf Kreisausschuss-
mitglieder verkleinert. 
Der Kreisausschuss besteht nun

aus folgenden Funktionsträgern: 
dem Kreisvertreter, dem stell-

vertretenden Kreisvertreter, dem
Kassenverwalter, dem Schriftfüh-
rer, dem Karteiführer beziehungs-
weise Archivar.
Die Redaktion des „Rößeler

Heimatboten“ ist nicht mehr Mit-
glied des Kreisausschusses. 
Gewählt wurden durch die

Kreisgemeinschaft und durch den
Kreistag: Egbert Neubauer (Kreis-
vertreter), Ernst Grünheidt (stellv.
Kreisvertreter), Siegfried Schrade
(Kassenverwalter), Waltraud Wie-
mer (Schriftführerin), Ursula
Schlempke (Karteiführerin und
Archivarin), Erna Jahnel, Ernst
Michutta, Veronika Michutta, Paul
Rückstein, Rita Schrader, Rein-
hard Weichsel.
Das Heimatblatt „Rößeler Hei-

matbote“ bleibt unter der Leitung
der Kreisgemeinschaft Rößel e.V.,
wie in der Satzung § 12 gefordert. 

Ein ausführlicher Bericht über
das Kreistagstreffen in Neuss,
wird im nächsten „Rößeler Hei-
matboten“ veröffentlicht.

Hartmut Preuß ist mit 81 einge-
schlafen, nach kurzer, schwerer
Krankheit. Tief betroffen trauern
wir mit seiner Frau Lisel Preuß,
geb. Hirschfeld, seiner Tochter
Silli Brick, den Enkeln und den
vielen, die ihm verbunden waren.
Hartmut, Dein kraftvolles, energi-
sches Auftreten machte Dich zu
einem hochgeschätzten Mittel-
punkt und gesuchten Ratgeber in
schwierigen Lebensfragen! Deine
riesige, bewundernswerte, von
Herzen getragene Hilfsbereit-
schaft hat Dich bis auf wenige Ta-
ge vor Ausbruch Deiner Krank-
heit nie verlassen.
Ostpreußen in engerem und

weiterem Sinne war Deine ge-
wachsene Berufung. Kaum war
die Perestroika ausgerufen, zog es
Dich nach Kraupischken – Dei-
nem Geburtsort, dem Familiensitz
direkt an der Inste, ganz nach
Hause, in Erinnerung an die Kin-
derjahre, die viel zu kurz friedvoll
für Dich in Deiner große Familie
waren. Die erste Flucht endete
1944 bei Danzig durch die euch
überrollende Front bis Mai 1945
dauerte die Gefangenschaft. Und
mühselig, unter unbeschreib-
lichen Strapazen ging es zu Fuß
wieder nach Kraupischken zu-
rück! Vom 9. bis zum 12. Lebens-
jahr haben Dich dort die überaus
entbehrungsreichen Besatzungs-
verhältnisse geprägt.
In Schleswig-Holstein fand sich

die erste westliche Nachkriegssta-

tion. Mit 18 zog es Dich als Berg-
mann unter Tage ins Ruhrgebiet,
Geld verdienen. Schulbildung
wurde erst jetzt mit hoher Ge-
schwindigkeit und absolut erfolg-
reich nachgeholt. Immer in einem
Schuljahr zwei Klassenstufen.
Dieser Erfolg begleitet den ehrgei-
zigen, intelligenten jungen Mann
zu einer besonderen beruflichen
Karriere und verantwortlichen
Führungsposition eines interna-
tionalen Großbetriebs.
Zwölf Jahre warst Du unser er-

ster Vorsitzender der Kreisgemein-
schaft Kreis Tilsit-Ragnit. Das
Kirchspiel Kraupischken hast Du
so vielfältig mit besonderer liebe-
voller gegenseitiger Achtung und
Respekt ideenreich in eine neue
Phase des Miteinanders zwischen
Ost und West geführt. Du wirst un-
vergessen geehrt und in der Ge-
schichte unserer ostpreußischen
Heimat verzeichnet bleiben.
In diesem Jahr haben wir in

Lütjenburg anlässlich unserer
Kommissionssitzung  zur Pflege
von Paten- und Partnerschaft zu
Breitenstein – Kraupischken und
Uljanowo Deiner in Trauer ge-
dacht und mit dem Bibelwort
„Fürchte Dich nicht, denn ich ha-
be dich erlöst“ geschlossen.
Im Namen des Kirchspiels

Kraupischken – der Breitenstei-
ner. Katharina Willemer

Hartmut, Du hast uns geholfen,
die Patenschaft, die die Stadt Lüt-
jenburg mit der Gemeinde Brei-
tenstein seit dem Jahre 1953 in-
tensiv gepflegt hat, in eine Part-
nerschaft mit der Gemeinde Ulja-
nowo weiter zu entwickeln. Du
warst immer bereit zu helfen,
wenn wir den Kontakt zu Deiner
früheren Heimat vertiefen woll-
ten. Du hast unsere Kommission
Breitenstein / Kraupischken / Ul-
janovo in ihrer Arbeit für Ost-
preußen immer unterstützt. Wir
werden Deinen Rat und Deine
Hilfe vermissen. 
Du hast Dich für unsere ge-

meinsame Arbeit für Deine alte
Heimat Breitenstein und für Ost-
preußen verdient gemacht. 
Wir werden Dich nicht verges-

sen. Volker Zillman
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Kreisvertreter (komm.): Paul
Thiel, Haydnstraße 23, 66333
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Göppingen – Trotz einer kurz-
fristigen Verlegung nahmen gut
20 Personen am gemeinsamen
Mittagessen in unserer Gaststätte
“Frisch-Auf“ teil. Dazu durften wir
auch unsere Landesfrauenbeauf-
tragte Uta Lüttich als Ehrengast
sehr herzlich begrüßen.
Auf den nicht gebrauchten Ti-

schen an den Seiten hatte Vera
Pallas, Leiterin der Göppinger
Frauengruppe, wieder ihre Hand-
arbeiten, speziell Jostenbänder,
mit eingewebten unterschied-
lichen Namen und Motiven, zur
Präsentation ausgebreitet. Auf ei-
nem anderen Tisch erfreute die
Gäste ein wunderschöner Ernte-
dank Korb, den die Vorstands-
schaft aus vielen Erntefrüchten
zusammengestellt hatte. Nach
dem gemeinsamen Mittagessen,
diesmal leider kein typisch hei-
matliches Gericht, sondern nach
der Karte des Hauses, wurden wir
vom Vorstandsmitglied Margit
Korn recht herzlich willkommen
geheißen. Sie wies darauf hin,
dass sich aus diesem schönen

Erntekorb am Schluss jeder einen
Herbstgruß mitnehmen darf.
Wir sangen zum Anfang unseres

Herbstfestes nun das schöne Lied
„Bunt sind schon die Wälder“.
Als nächstes gab es meinerseits

einen Vortrag zum Thema Ernte-
zeit, welche großen Unterschiede
bei den Erntearbeiten sich im Lau-
fe der Zeit ergeben haben. Früher
halfen alle Familienmitglieder so-
wie viele Knechte und Mägde, bei
der Ernte mit. Diese war zu Groß-
vaterszeiten noch sehr Kraftauf-
wendig und mit viel Handarbeit
und Schweiß verbunden. Heute ist
oft nur ein Mann nötig, und der
bedient diese modernen Maschi-
nen, die oft sogar ganz selbständig
alles alleine abernten. Das von mir
vorgelesene Gedicht von Julius
Sturm „Erntefest“ passte hier wun-
derbar dazu.
Weiter ging es dann mit Gedan-

ken zum Klimawandel, der ja im-
mer mehr Unwetter und Katastro-
phen mit sich bringt. Dies alles ist
vor allem aber auch unserem ge-
stiegenen Konsumverhalten, wie
auch dem immer größerwerden-
den globalen Zusammenwirken
geschuldet. Da spielt viel von un-
serem eigenen Verhalten mit hin-
ein. Es fängt beim Mülltrennen an
und hört mit von uns allen er-
zeugten Umweltbelastungen auf. 
Nach diesen doch sehr ein-

dringlichen Worten wurde mein
Vortrag mit dem Gedicht von The-
odor Fontane „Herbst“ beendet.
Mit sehr viel Beifall wurde nun

unsere Frau Lüttich begrüßt. Auch

Sie äußerte sich zum Thema
„Erntefeste“ in Ostpreußen. Sie
beschrieb die verschiedene Sitten
und Gebräuche, die in unserer al-
ten Heimat fest verankert waren.
Die eigentliche Erntezeit begann
ja schon nach Johannis! Das ist ja
schon Ende Juni. Aber es gab da-
nach immer etwas zu ernten, ob
im Hausgarten oder später auf
den Feldern. Es musste ja auch
immer für eine große Anzahl
Menschen und Tiere bis weit über
den Winter hinaus reichen. Da
war Vorratshaltung sehr gefragt.
Mit großem Beifall bedankte

sich die Göppinger Gruppe bei
ihr für diesen heimatlichen Rük-
kblick in vergangene Zeiten. Die-
ser Vortrag hatte den Zuhörern
die Erinnerungen an vergangene
Kindheits- und Jugendtage wie-
der sehr lebhaft zurückgebracht.
Nun ergriff auch unsere Frau

Pallas das Wort. Sie hatte der
Gruppe sehr Vieles zu berichten.
Sie war beim „kleinen Ostpreu-
ßentreffen“ im September in Wis-
mar gewesen. Auch mehrere un-
serer Göppinger Landsleute wa-
ren mit ihr im Bus dorthin gefah-
ren. Es war eine sehr schöne und
wieder ereignisreiche Woche ge-
wesen. Sie schilderte die vielen
Begegnungen, die vielen Gesprä-
che miteinander und das Erleben
der Landschaft bei Ausflügen dort
in Mecklenburg-Vorpommern.
Auch diesmal hatte Vera Pallas ih-
re ostpreußischen Handarbeiten
mitgenommen und dort ausge-
stellt. Die Jostenbänder stießen
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bei vielen Besuchern auf großes
Interesse, sodass Frau Pallas eini-
ge weitere Arbeiten dann zu Hau-
se noch fertigstellen muss.
Auf die sehr interessanten Vor-

träge folgten immer wieder schö-
ne Herbstgedichte und viele ge-
meinsam gesungenen Lieder. 
Die Kaffeepause rückte näher,

und daher standen wir alle auf,
reichten uns die Hände und san-
gen zum vorläufigen Abschluss
unser Heimatlied “Land der dun-
klen Wälder“.
Frau Pallas bedankte sich im Na-

men der Vorstandsgruppe bei al-
len Anwesenden, und wünschte
einen guten Nachhauseweg und
ein gesundes Wiedersehen bei un-
serem Adventsfest im Dezember. 
Während des Kaffeetrinkens

gab es dann noch ausreichend
Gelegenheit zum persönlichen
Gespräch mit den Tischnachbarn.
Beim Abschied vergaß auch kei-
ner, sich etwas aus dem Erntekorb
mitzunehmen. So konnte jeder
ein kleines Stück unverfälschte
Natur zur Erinnerung an diesen
schönen Herbstnachmittag mit
nach Hause nehmen.

Ina Meister
Ludwigsburg – Dienstag, 

21. November, 15 Uhr, „Krauthof“,
Beihinger Straße 27: Stammtisch.
Reutlingen – Sonnabend, 18.

November, 14 Uhr, Gedenkstein
der Heimatvertriebenen, Friedhof
Römerschanze: Gedenkfeier. An-
schließend ist die Kaffeetafel in
der naheliegenden Gaststätte
Wackerbronn, Sickenheimer Stra-
ße 173, für uns gedeckt. Gäste
sind herzlich willkommen.

Ilse Hunger
Stuttgart – Mittwoch, 22. No-

vember, 18 Uhr, Haus der Heimat,
Schloßstraße 92: Treffen der Frau-
engruppe. Helga Preußler aus
Stuttgart spricht über das Thema:
„Katharina von Bora – die Luthe-
rin“. Informationen: Uta Lüttich,
Telefon (0711) 854093.

Altmühlfranken – Freitag, 24.
November, 19 Uhr, Saal, Hotel
Gasthof „Krone“, Gunzenhausen:
Heimatliches Essen „Königsber-
ger Klopse“, anschließend Reise-
bericht aus Pommern, Ost- und
Westpreußen mit Bildern.
Ansbach – Sonnabend, 18. No-

vember, 14.30 Uhr, Waldfriedhof:
Gedenken zum Volkstrauertag. Ab
15.30 Uhr, Orangerie: Bericht von
unserer Fahrt zum Ostpreußen-
treffen in Schwerin, anschließend
Tilsiter-Käseessen.
Landshut – Dienstag, 21. No-

vember, 14 Uhr, „Insel“: Zu-
sammenkunft.
Nürnberg – Sonntag, 3. Dezem-

ber, 15 Uhr, Haus der Heimat, Im-
buschstraße 1, Langwasser (Ende
der U1 gegenüber): Adventsfeier
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Anger -
b u r g ,
Drakeh-
m e n ,
Goldap

– Donnerstag, 30. November, 14
Uhr, „Oase Amera“, Borussiastra-

ße 62: Vorweihnachtliche Feier.
Anfragen beantwortet Marianne
Becker, Telefon (030) 77123.

Königsberg – Frei-
tag, 17. November, 14
Uhr, Johann-Georg-
Stuben, Johann-Ge-
org-Straße 10, 10709

Berlin-Halensee: Erntedankfest
mit Tombola, Anfragen bei Elfi
Fortange, Telefon 4944404.

Bremen – Von Donnerstag, 23.
bis Sonnabend, 25. November,
Einkaufszentrum „Berliner Frei-
heit“: „Markt der Ost- und West-
preußen“. Ganztags bis zum La-
denschluss bieten wir dort wie in
den Vorjahren neue und antiqua-
rische Bücher, Karten, Marzipan
und Spirituosen an. Auch eine
Auswahl an Produkten anderer
Heimatgebiete wie Weine aus Sie-
benbürgen und Spirituosen aus
Pommern werden wieder zu ha-
ben sein. Zusätzlich wird eine
kleine Ausstellung mit histori-
schen Karten, Ölgemälden und
Aquarellen mit Motiven aus Dan-
zig, Königsberg und der Samland-
küste gezeigt.
Bremerhaven – Sonntag, 

19. November, 11.45 Uhr, Kapelle
Geestemünder Friedhof: Gedenk-
stunde Volksbund Deutsche
Kriegsgräberfürsorge zum Volks-
trauertag, anschließend Kranznie-
derlegung im VDK-Ehrenhain.

Landesgruppe – Sonnabend, 
18. November, 10 bis 16 Uhr, Haus
der Heimat, Teilfeld 8: Christ-
kindlmarkt der ost- und mittel-
deutschen Landsmannschaften.
Die Landsmannschaften und der
Ostpreußenstand sind mit einem
Angebot von heimatlichen Spezi-
alitäten vertreten. Für das leibli-
che Wohl ist auch gesorgt. –
Sonnabend, 25. November, 14
Uhr, Einlass ab 13 Uhr, „New Li-
ving Home“, Julius-Vosseler-Stra-
ße 40: Vorweihnachtliche Feier. Es
gibt je ein Stück Torte und Butter-
kuchen dazu Kaffee satt für neun
Euro pro Person. Es erwartet Sie
der „Chor-Abendklang“ von Frau
Berschin. Anmeldung bitte bei
Elisabeth Sierich, Telefon (040)
7326861. – Sonntag, 17. Dezem-
ber, ab Hamburg ZOB 13:30 Uhr;
Harburg 14 Uhr. Grumbrechtstra-
ße 76: Besuch des Weihnachts-
marktes. In einmaliger Atmosphä-
re, mit liebevoll geschmückten
Straßen, Kunsthandwerker-Stän-
den und der Märchenwelt, faszi-
niert der Weihnachtsmarkt den
wir besuchen, immer wieder Jung
und Alt. Nach einem weihnacht-
lichen Kaffeetrinken, mit platt-
deutschen Vorlesungen haben Sie
im Anschluss Zeit, sich diesen be-
sonderen Weihnachtsmarkt anzu-
schauen. Die Rückfahrt führt Sie
durch das weihnachtlich beleuch-
tete Hamburg, mit Reiseführer.
Preis pro Person: 28 Euro (alles
inklusiv). Anmeldung bis 17. No-
vember bei Landsmann Konrad
Wien, Telefon (040) 32049041.

FRAUENGRUPPE
Bergedorf – 18. No-
vember, 13 Uhr,
Hochkreuz, Berge-
dorfer Friedhof:

Kranzniederlegung zum Volks-
trauertag, anschließend Café
Sternwarte.

KREISGRUPPEN
Elchniederung –
Dienstag, 28. No-
vember, 14 Uhr, Be-
renbe rg -Go s l e r-
Haus, Niendorfer

Kirchenweg 17: Treffen der Grup-
pe zu einem Nachmittag in Erin-
nerung an die Adventszeit in der
Heimat mit Erzählungen, gemein-
samem Singen und der dazugehö-
renden Kaffeetafel. Bitte bringen
Sie ein Julklap-Päckchen mit. Gä-
ste sind herzlich willkommen.
Nähere Auskunft bei Helga Ber-
gner, Telefon (040) 5226122.

Heiligenbeil – Sonn-
tag, 17. Dezember, ab
Hamburg ZOB 13:30
Uhr; Harburg 14
Uhr. Grumbrecht-

straße 76: Besuch des Weihn-
achtsmarktes. In einmaliger
Atmosphäre, mit liebevoll ge-
schmückten Straßen, Kunsthand-
werker-Ständen und der Mär-
chenwelt, fasziniert der Weihn-
achtsmarkt den wir besuchen, im-
mer wieder Jung und Alt. Nach ei-
nem weihnachtlichen Kaffeetrin-
ken, mit plattdeutschen Vorlesun-
gen, haben Sie im Anschluss Zeit,
sich diesen besonderen Weihn-
achtsmarkt anzuschauen. Die
Rückfahrt führt Sie durch das
weihnachtlich beleuchtete Ham-
burg, mit Reiseführer. Preis pro
Person: 28 Euro, alles inklusiv.
Anmeldung bis 17. November bei
Landsmann Konrad Wien, Telefon
(040) 32049041. – Sonnabend, 2.
Dezember, 14 Uhr, AWO Senio-
rentreff, 1. Etage, Stadtteilhaus
„Horner Freiheit“, Am Gojen-
boom 46: Weihnachtsfeier. Die
Mitglieder der Gruppe wollen bei
Kaffee und Kuchen, in geselliger
Runde, gemeinsam mit Freunden
und Gästen, der Kreisgruppe Hei-
ligenbeil, einigen besinnliche
Stunden, miteinander mit Ge-
schichten aus der Heimat, auf die
Advent- und Weihnachtszeit ein-
stimmen. Sie erreichen den AWO
Seniorentreff mit der U 2 Rich-
tung Mümmelmannsberg, oder
U 4 Richtung Billstedt, beides bis
Horner Rennbahn, hier den Aus-
gang, „Am Gojenboom“ benutzen,
direkt daneben ist das Stadtteil-
haus „Horner Freiheit“, für Rola-
toren- und Rollstuhlfahrer, gibt es
auch einen Fahrstuhl, der zum
Einkaufszentrum hinaufführt,
hier sind es dann aber einige Mi-
nuten Fußweg, bis zum Stadtteil-
haus. Anmeldung bis zum 1. De-
zember bei Konrad Wien, Telefon
(040) 32049041, Kostenbeitrag für
Kuchen und Kaffee 5 Euro. Kon-
rad Wien

Osterode – Sonn-
abend, 2. Dezember,
14 Uhr, Magnolien-
zimmer, Restaurant
„Riebeling“, Fuhls-

büttler Straße 755: Weihnachts-
feier. Das Restaurant liegt direkt
am U- und S-Bahnhof Ohlsdorf.
Wir beginnen mit einer gemeinsa-
men Kaffeetafel und singen
weihnachtliche Lieder und hören
heimatliche Erzählungen.

Vors.: Uta Lüttich, Feuerbacher
Weg 108, 70192 Stuttgart, Telefon
und Fax (0711) 854093, Ge-
schäftsstelle: Haus der Heimat,
Schloßstraße 92, 70176 Stuttgart,
Tel. und Fax (0711) 6336980.

BADEN-
WÜRTTEMBERG

Vorsitzender: Friedrich-Wilhelm
Böld, Telefon (0821) 517826, Fax
(0821) 3451425, Heilig-Grab-Gas-
se 3, 86150 Augsburg, E-Mail: in-
fo@low-bayern.de, Internet: www.
low-bayern.de.

BAYERN

Vorsitzender: Rüdiger Jakesch,
Geschäftsstelle: Forckenbeck-
straße 1, 14199, Berlin, Telefon
(030) 2547345, E-Mail:
info@bdv-bln.de, Internet:
www.ostpreussen-berlin.de. Ge-
schäftszeit: Donnerstag von 
14 Uhr bis 16 Uhr, außerhalb:
Marianne Becker, Telefon (030)
7712354.

BERLIN

Vorsitzender: Jörg Schulz, Telefon
(04296) 747701, Am Anjes Moor
4, 27628 Uthlede. Stellvertrende
Vorsitzende: Marita Jachens-Paul,
Ratiborer Straße 48, 27578 Bre-
merhaven, Telefon (0471) 86176.  

BREMEN

Erster Vorsitzender: Hartmut
Klingbeutel, Haus der Heimat,
Teilfeld 8, 20459 Hamburg, Tel.:
(040) 444993, Mobiltelefon
(0170) 3102815.  

HAMBURG

Landsmannschaftl. Arbeit
Fortsetzung auf Seite 18

Lüneburg – „Das Jahr, in dem
Bardowick polnisch war“ trägt
Ursula Schwanitz-Roth am Mitt-
woch, 22. November, 18.30 Uhr
im Ostpreußischen Landesmu-
seums, Heiligengeiststraße 38,
vor. Eintritt: vier� Euro. Kartenre-
servierung unter Telefon (04131)
759950 oder E-Mail: info@ol-lg.de.

Vortrag im OL



glieder unserer Landsmannschaft,
die Zwillingsschwestern Luise
und Friederike, die ihren Namen
nach der preußischen Königin
Luise und deren Schwester Frie-
derike erhielten, vergnügten nicht
nur mit ihren kindlichen Späßen,
sondern auch ansatzweise mit
rheinischen Liedern und dem
Ostpreußenlied die Anwesenden.
Dafür überreichte ihnen die Vor-
sitzende, Gerlinde Groß, dann
auch sehr gern ein ostpreußisches
„Schlabberläppchen“ mit ihrem
Namenszug und der Elchschaufel.
Sie wollten es auch nicht mehr
hergeben und wurde beim Mitta-
gessen gleich eingeweiht. 
Am Nachmittag folgte dann ei-

ne außergewöhnlich interessante
Führung im Bingener Museum
am Strom zu „Hildegard von Bin-
gen“ und ihrem segensreichen
Wirken. 
Ein Blick in ihr Kräutergärtchen

und zusätzliche Ausführungen
über die Romantik am Rhein bil-
deten dann einen gelungenen
Übergang zum Spaziergang im
daneben befindlichen Park am
Rheinufer mit Aussicht zum Bin-
ger Loch mit dem berühmtem
Mäuseturm. Ein Fensterplatz in
einem dortigen Restaurant ließ
den Nachmittag bei Kaffee und
Kuchen, plachandern und stau-
nen über den herrlichen Sonnen-
untergang über den Weinbergen
und den vorüberfahrenden
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Säuger
mit
Haut-
tasche

falsche
Auf-
fassung

hektisch,
auf-
geregt

Rätsel,
Myste-
rium

banges
Gefühl,
Unruhe

Tier-
abrichter

briti-
scher
Sagen-
könig

rückbez.
Fürwort
(dritte
Person)

schwe-
dische
Insel

lösen,
los-
lösen

sauber,
unbe-
schmutzt

feine
Haut-
öffnung

weib-
liches
Bühnen-
fach

Sinn-
spruch

manches
Rund-
funk-
gerät

nicht
einträg-
lich
(Kunst)

Tiroler
Frei-
heits-
kämpfer

Groß-
ein-
kaufs-
anlage

unbe-
weglich

Wechsel-
gebet

päpst-
liche
Zentral-
behörde

Sitzge-
legen-
heit bei
d. Arbeit

leise
fl ießen
oder
fallen

Längen-
maß

Stadt
im
Ruhr-
gebiet

Süd-
slawe

Hafen-
stadt in
Jemen

netz-
artiges
Gewebe

Kolonist

Kehr-
besen;
Kamin-
kehrer

poetisch:
Biene

Halb-
affe
Mada-
gaskars

nicht
heiter;
seriös

Klavier-
teil;
Druck-
hebel

brauch-
bar, 
geeignet
sein

festes
See-,
Signal-
zeichen

nieder-
sächsi-
scher
Hafen

unge-
betener
Gast;
Teufel

Fluss
durch
Rom

zwei-
jährlich

Heide-
kraut;
Frauen-
name

lobende
Beurtei-
lung, Emp-
fehlung

Papst-
name

Pfl anze
mit öl-
haltigen
Samen

geist-
liches
Lied

Schmuck-
kugel

nur
geistig
vor-
handen

Dick-
häuter,
Rüssel-
tier

dt. Kom-
ponist
(Max)

rund-
licher
Berg-
gipfel

nieder-
ländi-
sche
Stadt

ein
Balte

Zier-
pfl anze;
Wappen-
blume

hohe
Tempe-
ratur

leere
Redens-
art

Ärger,
Wut

hinterer
Teil des
Fußes,
Hacke

Auszeich-
nung, Ge-
schenk
als Dank

orient.
Reis-
brannt-
wein

lodernde
Flamme;
Gerb-
rinde

Barriere,
Zugangs-
hindernis

großer
Tanz-
raum

eng-
lischer
Artikel

rechter
Neben-
fl uss der
Donau

griechi-
scher
Buch-
stabe

Spiel-
klasse
beim
Sport

Stein mit
einge-
schnitte-
nem Bild

franzö-
sischer
Weich-
käse

Farb-,
Arznei-
grund-
stoff

nordi-
scher
Hirsch,
Elen

Glanz-,
Höhe-
punkt
(franz.)

amerik.
Komiker,
Regisseur
(Woody)

Gebäck,
Unter-
lage für
Konfekt

indian.
Symbol d.
Klanzuge-
hörigkeit

nicht
außen

Redner-
pult für
Karne-
valisten

Säuge-
tier-
ordnung

sehr
gern
haben,
mögen

höcker-
loses
Kamel

unent-
gelt-
liche
Aufgabe

Frau
Jakobs
im A. T.

früherer
türki-
scher
Titel

Form
des
Sauer-
stoffs

Gebirge
zwischen
Europa
u. Asien

Fein-
gewicht
für Edel-
metalle

chem.
Zeichen
für
Gallium

Zwei-
kampf-
teil-
nehmer

Schiffs-
besitzer,
Reeder

über-
trieben,
äußerst

Staat in
West-
afrika

Zier-,
Nutz-
pfl anze

Verpa-
ckungs-
gewicht

Schüttelrätsel
In diesem ungewöhnli chen Kreuzworträtsel stehen anstelle der Fragen die 
Buchstaben der gesuchten Wörter alphabetisch geordnet in den Fragefeldern. 
Zur Lösung beginnen Sie am besten mit den kurzen Wörtern (Achtung: ORT 
kann  z. B. ORT, TOR oder auch ROT heißen).

Mittelworträtsel

Magisch

          
          
          
          
          

DEIOV AKNT DDETY CEKRT AIKN EGIR ANNO
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NN

CDEEE
KNNT

AKOY AKOR
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1 TANK FAHRER

2 HAFEN FAHRT

3 GELD IDEE

4 TIER SUCHER

5 SEE SCHULE

6 TALG FIEBER

7 FELS MENSCH

Erweitern Sie die linken und rechten Wörter je weils durch ein gemeinsames 
Wort im Mittel block. Auf der Mittelach se ergibt sich in Pfeilrichtung ein 
kleines Feldhuhn.

Schreiben Sie waagerecht und senk-
recht dieselben Wörter in das Dia-
gramm.

1 anwesend, an Ort und Stelle

2 bereit, willens

3 Meerespflanze in Küstennähe

Mittelworträtsel: 1. Lastwagen,  
2. Barkassen, 3. Geschenk, 4. Faehrten,  
5. Kadetten, 6. Druesen, 7. Hoehlen – 
Wachtel 

Magisch: 1. zugegen, 2. geneigt,  
3. Seegras

  B   F  G   D   S   A  P  A  
  E I N I G E S  R A D I O  B R O T L O S
 K U R I E  H O F E R  C E N T E R  T  E
  T R  B U E R O S T U H L  R I E S E L N
 F E G E R  I G  S U   A D E N  T  I T
  L L  I M M E  E S S E N  N  T A S T E
  T A U G E N  L U  E M D E N  U R I A N
 P I U S  T I B E R  R   R E F E R E N Z
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          A R R A K   S P E R R E
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        G H A N A  M O H N  T A R A

So ist’s  
richtig:

Schüttelrätsel:

  V   T  T   
 R I T Z E  R I G A
  D A  D A E N I N
  E N T D E C K E N
  O K A Y  K A R O
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Rheinschiffen wieder viel zu
schnell vorübergehen. Luise und
Friederike bemerkten treffend
beim Winken zum Abschied: „Der
Elch geht nun nach Hause.“

Hanau – Der Bund der Vertrie-
benen hatte zum Erntedankfest
eingeladen und viele Mitglieder
und Gäste kamen in die Sandel-
mühle in Hanau. An den festlich
gedeckten Tischen wurde Kaffee
und Kuchen serviert. Alle bewun-
derten den üppig bestückten Ern-
tetisch mit allerlei Obst und Feld-
früchten. Obendrauf die Ernte-
krone. Vorsitzende Edeltrud Bar-
tels begrüßte die Gäste und
wünschte allen einen fröhlichen
Nachmittag. Die Moderation
übernahm Kulturreferent Peter
Jurenda. Bekannte Volkslieder
wurlen gemeinsam gesungen. Da-
zwischen spielte die Stadtkapelle
flotte Weisen. Rotraut Schmidt
brachte ein Gedicht von Hilde-
gard Rauschenbach „Das tägliche
Brot. Heidi Förster eins vom Ka-
stanienbaum, Ursula Wolf ein
Schlesiengerücht, Lothar Streck
eins aus Böhmen und Lieselotte
Schneider der Kruschkebaum“.
Die Festrede hielt Gert-Helmut
Schäfer stellvertretet. Vorsitzen-
der BdV Kreisverband Hochtau-
nus. Ein sehr interessanter Vor-
trag über das künftige Dokumen-
tationszentrum Flucht Vertrei-
bung Versöhnung. Die Stiftung
wurde 2008 gegründet. Frau Bar-
tels sprach noch ein paar Schluss-
worte, bedankte sich bei allen
Mitwirkenden. Der kleine Chor
der Sudetendeutschen sang zum
Schluss das Lied „Ein schöner
Tag“.

Wetzlar – Die Tische beim mo-
natlichen Treffen der Lands-
mannschaft der Ost- und West-
preußen – Kreisgruppe Wetzlar
waren festlich mit Ähren und
Äpfeln geschmückt. So erinner-
ten die Mitglieder an die Ernte-
dankfeste in der alten Heimat.
Der Vorsitzende Kuno Kutz sag-
te, die Erlebnisgeneration, die
noch die fröhlichen Feste miter-
lebt habe, versuche auch nach
über 70 Jahren, nach der Hei-
matvertreibung, den nachfolgen-
den Generationen die Erinne-
rungen an die verlorene Heimat
als Erbe weiterzugeben. Ernte-

dank sei einst eines der größten
Feste im Jahreslauf gewesen. 
In der „Kornkammer Deutsch-

lands“ habe bei der in die trocke-
ne und heiße Ferienzeit fallenden
Ernte Hochbetrieb geherrscht. Al-
le, die arbeiten konnten, wurden
gebraucht, alle waren auf den Bei-
nen. Die Frauen der Landarbeiter,
die sonst Haus, Mann, Kinder,
Hühner, Schweine und Garten
versorgten, erschienen frühmor-
gens auf dem Hof, so wie ihre
Männer und Söhne. Zu ernten
waren riesige Felder, die so weit
waren, dass ihre Enden am Hori-
zont verschwanden. 
Die zusammengestellten Hok-

ken sahen aus wie Zelte aus Korn.
Wenn ein großes Feld fertig ge-
mäht war, erhob sich auf ihm eine
goldgelbe Zeltstadt, die sich über
Hügel und Täler immer winziger
werdend in die Weite und Breite
ausdehnte.
Nach Ende der Ernte stand die

letzte Fuhre Getreide startbereit
auf dem Hof. Alle Familien nah-
men an dem Fest teil. Auf dem
Erntewagen saßen die Mädchen
mit der geschmückten Erntekrone.
Die Musikkapelle führte den Zug
an, die Kinder mit Blumenkränzen
folgten, dann die Veteranen und
alle sonntäglich gekleideten Men-
schen, die geholfen hatten. 
Sie zogen vor die Eingangstür

des Bauernhauses, die mit einer
Girlande umkränzt war, und über-
reichten dem Bauern die Ernte-
krone. Dieser hielt eine Rede und
dankte den Arbeitern für ihre Mü-
he. Alle waren eingeladen. Abends
und die ganze Nacht wurde gut ge-
gessen, getrunken und getanzt.
Zum Erntedankfest wurde die

Kirche geschmückt wie sonst nie.
Alles, was Gott wachsen ließ, lag
dort als Zeichen des Dankes.

Wiesbaden – Sonnabend, 18.
November, 15 Uhr, Haus der Hei-
mat, Großer Saal, Friedrichstraße
35: „Land des Rübezahl. Schlesi-
sche Impressionen“, Bilder-Vor-
trag von Dieter Schetat. Vor dem
Bilder-Vortrag gibt es Kaffee und
Kuchen von der Konditorei Gehl-
haar. – Sonntag, 19. November,
Beginn der Südfriedhof-Gedenk-
stunde bitte der Presse entneh-
men: Volkstrauertag. Für die an-
geschlossenen Landsmannschaf-
ten legt der Bund der Vertriebe-

nen (BdV), Kreisverband Wiesba-
den, einen Kranz nieder. – Don-
nerstag, 23. November, 18 Uhr,
Gaststätte „Haus Waldlust“, Ost-
preußenstraße 46: Festliches
Wildessen. Serviert werden ver-
schiedene Wildgerichte mit Klö-
ßen und Rotkohl sowie einer
Wildsuppe. Für den musikali-
schen Rahmen sorgt das „Bläser-
corps der Jägerschaft Wiesbaden“
mit traditionellen Jagdsignalen.
Wenn Sie an diesem besonderen
Stammtisch teilnehmen möchten,
melden Sie sich bitte wegen der
Platz- und Essendisposition bis
spätestens 16. November bei Irm-
gard Steffen, Telefon (0611)
844938 an. Teilnahme bitte nur
nach Anmeldung! ESWE-Busver-
bindung: Linie 16, Haltestelle Ost-
preußenstraße.

Parchim – An jedem dritten
Donnerstag, 14.30 Uhr, Café
Würfel, Scharnhorststraße 2:
Treffen der Kreisgruppe. Gemüt-
licher Nachmittag, um über Er-
innerungen zu sprechen, zu sin-
gen und zu lachen. Weitere In-
formationen: Charlotte Meyer,
Kleine Kemenadenstraße 4,
19370 Parchim, Telefon (03871)
213545.

Braunschweig – Mittwoch, 
22. November, 15 Uhr, Eingang
Sozialverband, Jasperallee 42:
Treffen im Stadtpark mit Totenge-
denken. 

Helmstedt – Sonnabend, 
18. November, 10.15 Uhr, Friedhof
St. Stephani: Treffen.

Osnabrück – Freitag, 17. No-
vember, 15 Uhr, Gaststätte „Bür-
gerbräu“, Blumenhaller Weg 43:
Treffen der Frauengruppe. 

Bielefeld – Sonnabend, 18. No-
vember, 15 Uhr, Geschäftsstelle, 2.
Stock, Wilhelmstraße 1b: Heimat-
literaturkreis. – Donnerstag, 7. De-
zember, 15 Uhr, ebenda: Ge-
sprächskreis der Königsberger
und Freunde der ostpreußischen
Hauptstadt.

Bonn – Sonntag, 26. November,
15 Uhr, Gedenkstein auf dem
Nordfriedhof: Ostdeutsches To-
tengedenken der im Bonner BdV
vereinigten Landsmannschaften –
Dienstag, 28. November, 14 Uhr,
Nachbarschaftszentrum Brüser
Berg, Fahrenheitstraße 49: Treffen
des Frauenkreises der LM Ost-
preußen, Kreisgruppe Bonn. Die
Frauen treffen sich zu besonderen
Themen.

Dortmund – Montag, 20. No-
vember, 14.30 Uhr, Heimatstube,
Landgrafenstraße 1–3, Eingang
Märkische Straße: Monatliche Zu-
sammenkunft.

Düsseldorf – Freitag, 17. No-
vember, 18 Uhr, „Lauren’s“, Bis-
marckstraße 62: Stammtisch. –
Mittwoch, 22. November, 19 Uhr,
GHH: Vortrag „Die russische Re-
volution 1914-24 – Leben in der
Katastrophe“ von Professor Jörg
Baberowski. – Dienstag, 28. No-
vember, 19 Uhr, GHH: Vortag von
Michael Zeller „Der Dichter und
der Richter – Ein Fall aus der Pra-
xis des romantischen Dichters
E.T.A. Hoffmann“. Freitag, 1. De-

Frankfurt am Main – Zu einem
Ausflug in den beginnenden
Herbst hatte die LOW-Kreisgrup-
pe Frankfurt am Main eingeladen.
Bei idealem Wetter führte die
kleine Reise auf die andere
Rheinseite. Vom Bismarckturm in
Ingelheim konnten sich die Mit-
glieder zunächst an einem herr-
lichen Blick in den Rheingau mit
seinen Weinhängen erfreuen. Mit
Informationen über den ehrwür-
digen Reichsgründer Bismarck
mit seinen Beziehungen zu bei-
den Rheinseiten, der napoleoni-
schen Besetzung, sowie dem
gegenüber befindlichen Nieder-
wald-Denkmal bei Rüdesheim
verging die Mittagszeit schnell.
Die Teilnehmer konnten sich zu-
dem über eine besondere Überra-
schung freuen. Die jüngsten Mit-

Vorsitzender: Ulrich Bonk,
Stellvertretender Vorsitzender:
Gerhard Schröder, Engelmühlen-
weg 3, 64367 Mühltal, Telefon
(06151) 148788

HESSEN

Vorsitzender: Manfred F. Schukat,
Hirtenstraße 7 a, 17389 Anklam,
Telefon (03971) 245688.

MECKLENBURG-
VORPOMMERN

Vorsitzende: Dr. Barbara Loeffke,
Alter Hessenweg 13, 21335 Lüne-
burg, Telefon (04131) 42684.
Schriftführer und Schatzmeister:
Gerhard Schulz, Bahnhofstraße
30b, 31275 Lehrte, Telefon
(05132) 4920. 

NIEDERSACHSEN

Vorsitzender: Wilhelm Kreuer,
Geschäftsstelle: Buchenring 21,
59929 Brilon, Tel. (02964) 1037,
Fax (02964) 945459, E-Mail: Ge-
schaeft@Ostpreussen-NRW.de,
Internet: www.Ostpreussen-
NRW.de

NORDRHEIN-
WESTFALEN

Landsmannschaftl. Arbeit
Fortsetzung von Seite 17

Frankfurt a. M.:  Gerlinde Groß mit Friederike und Luise Bild: privat
Landsmannschaftl. Arbeit

Fortsetzung auf Seite 19
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Anlässlich der Gedenkveranstal-
tung zur Gründung des Ostpreu-
ßischen Jagdmuseums vor 60
Jahren (siehe PAZ 43, Seite 19)
konnte auch Horst F. Buschalsky
für einen Vortrag gewonnen wer-
den. Der Leitende Forstdirektor
sprach über „Jagd und Jäger in
Ostpreußen – einst und heute“.
Die PAZ veröffentlicht seinen
Beitrag in mehreren Teilen. 

Wenn über die Jagd in Ost-
preußen gesprochen wird, dürfen
das Rotwild und die Rominter
Heide nicht fehlen. Hier möchte
ich noch einmal den Oberregie-
rungs- und Forstrat Müller aus
Königsberg zu Rate ziehen. Er
schildert 1929 in seinem Bericht
zum Rotwild, dass dieses im 19.
Jahrhundert seinem Untergang
entkommen ist. Dabei spielen
auch wie beim Elchwild verant-
wortungsvolle Jäger und Förster
eine große Rolle.
Müller schreibt, dass ursprüng-

lich das Rotwild in Ostpreußen
sehr weit verbreitet war. Wie
groß die Bestände waren, geht
aus überlieferten Jagdberichten
hervor. So wurden unter Mark-
graf Johann Sigismund in der
Zeit von 1612 bis 1619 1998 Hir-
sche, 2344 Tiere und 593 Kälber
erlegt. Der stärkste Hirsch wog

7,75 Zentner, die höchste Enden-
zahl betrug 26. 
1725 ist Rotwild in 15 Gebieten

beziehungsweise Regionen Ost-
preußens als Standwild registriert,
dazu gehören unter anderem die
großen Waldgebiete wie die Johan-
nisburger-, die Borkener- und die
Rominter Heide, der Taberbrücker
Forst und alle Wälder um Osterode
bis Alt Christburg und Deutsch Ey-
lau sowie die Wälder in Masuren
zwischen Rastenburg, Nikolaiken
und Sensburg. 
Wie beim Elchwild ist es mit

dem Rotwild dann aber von Mit-
te des 18. Jahrhunderts bis An-
fang des 19. Jahrhunderts steil
bergab gegangen. Die Gründe
hierfür waren dieselben. Über-
einstimmend führen alle zeitge-
nössischen Berichterstatter als
Gründe neben den kriegerischen
Wirren vor allem die beispiellose
Wilderei und die verheerende
Aasjägerei der jagdberechtigten
Güter ins Feld, aber zudem vor
allem auch die gewaltige Wolfs-
plage. Es wird beklagt, dass der
Bevölkerung jeder Sinn für eine

pflegliche Behandlung der Wild-
bestände fehle. 
Mitte bis Ende des 19. Jahrhun-

derts haben sich dann die Ver-
hältnisse wieder zum Besseren
gewendet und es wird berichtet,
dass sogar wieder alte Gebiete
durch Aussetzen von Wildfängen
aus der Rominter Heide dazu ge-
wonnen wurden.
Warum gerade aus der Romin-

ter Heide, war doch Anfang des
19. Jahrhunderts die Lage des
Rotwildes dort besonders prekär.
Der Grund hierfür liegt ganz ein-
fach an dem Einsatz und der Be-
reitschaft von wenigen Jägern
und Förstern das Rotwild zu ret-
ten, indem eine konsequente He-
ge eingeführt wurde und alle
Faktoren, die bisher zum Nieder-
gang des Rotwildes geführt hat-
ten, scharf bekämpft wurden.
Der Begründer dieser Entwik-

klung war der Preußische Ober-
förster zu Nassawen in der Rom-
inter Heide, Carl Friedrich Wil-
helm Reiff (1814–1867 durch
Wildererhand). Er entfaltete Vi-
sionen und Initiativen des Rom-

inter Rotwildbestandes, welches
bei seinem Amtsantritt 1840 nur
noch minimal mit sieben Stück
vertreten war. Nach der Revolu-
tion 1848 waren es noch 13. Reiff
erkannte die vorzüglichen Erb-
anlagen und die guten Biotopbe-
dingungen für eine erfolgver-
sprechende Hege.
In einem Brief an seinen

Freund, dem Oberförster des
Universitätswaldes zu Greifs-
wald, schrieb er um 1850 pro-
phetisch: „… aber die Zeit wird
kommen, wenn ich sie auch nicht
mehr erleben werde, in der die
Hohenzollernkönige nach der
Rominter Heide fahren, um hier
die stärksten Hirsche zu erle-
gen!“ – Er sollte auch mit dieser
Einschätzung Recht behalten.
Reiff erbettelte sich hartnäckig
vom König in Berlin die Über-
sendung von lebendem weibli-
chem Rotwild aus dem Potsda-
mer Wildpark. Er bekam tatsäch-
lich von König Friedrich Wilhelm
IV. diese Tiere.
Carl Friedrich Wilhelm Reiff und

seinen dienstlichen Nachfolgern

ist es zu verdanken, dass sich die
Rominter Heide im Lauf der fol-
genden Jahrzehnte zu einem der
bedeutendsten Rotwild-Spitzenre-
viere entwickeln konnte, ver-
gleichbar mit Verhältnissen wie in
den Karpaten und in Ungarn.
Im Jahr 1891 pirschte zum er-

sten Mal Kaiser Wilhelm II. in der
Rominter Heide und machte sie
zu seinem Leibrevier. Zu diesem
Zweck wurde die Rominter Heide
(insgesamt 24000 Hektar) einge-
gattert. Die umliegenden Gemein-
dejagden wurden zusätzlich mit
10000 Hektar als so genannte
Schutzjagden angepachtet. 
Das Werk von Oberförster Reiff

hatte inzwischen der königlich
preußische Forstmeister Speck
von Sternburg fortgeführt. Er me-
liorierte die Waldwiesen und säte
schmackhafte Gräser ein; in jeder
Försterei wurden drei bis vier
Fütterungen angelegt. Kartoffeln,
Möhren und Rüben wurden an-
gebaut und eingekellert, in den
königlichen Parks in ganz Preu-
ßen wurden Kastanien und Ei-
cheln für das kaiserliche Jagdre-

vier eingesammelt. Allerdings
gab es Auswüchse wie die ganz-
jährige Fütterung und die Fütte-
rung von Sesamkuchen zu späte-
ren Zeiten des sogenannten
„Reichsjägermeisters“ unter
Forstmeister Speck von Stern-
burg nicht. Er war immer um ei-
nen standortgerechten Rotwild-
bestand mit vier bis fünf Stück
auf 100 Hektar besorgt. 

Lesen Sie im fünften und letz-
ten Teil mehr über die Gegen-
wart von Jagd und Jägern in Ost-
preußen. 

Keine Sesamkuchen fürs Rotwild
Jagd und Jäger in Ostpreußen, Teil IV

Horst F. Buschalsky: Im nieder-
sächsischen Landwirtschafts-
ministerium leitet er das Refe-
rat für Forstpolitik, Jagd und
Hoklzwirtschaft Bild: Privat

zember, 18 Uhr, GHH: Theater-
stück von und mit Kindern und
Eltern „Weihnachtsfest fürs Tan-
nenbäumchen“. – Mittwoch, 6.
Dezember, 15 Uhr, Einlass 14 Uhr,
Raum 311, GHH: Ostdeutscher
Stickkreis mit Helga Lehmann
und Christel Knackstädt. – Mitt-
woch , 6. Dezember, 19 Uhr, GHH:
Weihnachtslesung mit Dr. Hajo
Buch „Stern über der Grenze“. 
Köln – Dienstag, 21. November,

Bürgerzentrum Köln-Deutz, Tem-
pelstraße 41-43: Versammlung.
Es ist allen Mitgliedern bekannt,
dass wir ab dem 1. Januar 2018
aus Kostengründen nicht mehr im
Deutzer Bürgerzentrum tagen
können. Eine Aussprache bei ei-
nem Besuch der Kölner Frauen-
gruppe der Pommern ergab, dass
man nicht abgeneigt sei, unsere
Gruppe bei ihren Treffen aufzu-
nehmen, um gemeinsam zu sin-
gen, zu lesen oder dem Gedan-
kenaustausch nachzugehen. Es
wäre ratsam, sich momentan dar-
auf einzustellen, dass unsere Tref-
fen ab Januar 2018 nicht mehr im
Bürgerzentrum sondern im „Café
zum Königsforst“ am zweiten
Mittwoch jeden Monats um 14
Uhr stattfinden werden. Das recht
angenehm wirkende Lokal liegt
unmittelbar an der Endhaltestelle
Königsforst der KVB-Linie 9. Eine
Nutzungsgebühr wird, trotz sepa-
ratem Raum, nicht erhoben; der
Verzehr genügt. Dieser Vorschlag
gilt noch nicht als bindend. Bei
Einwänden, welcher Art auch im-
mer, müsste neu diskutiert wer-
den. Die Anfahrt vom Neumarkt
nach Königsforst dauert 22 Minu-
ten. Der Vorstand rät, sich dieses
Lokal anzuschauen. 
Neuss – Jeden zweiten Mitt-

woch im Monat, von 15 bis 18
Uhr, Ostdeutsche Heimatstube,

Oberstraße 17: Treffen der Frauen-
gruppe. – Sonntag, 19. November,
11 Uhr, Hauptfriedhof, Rheydter
Straße: Feierstunde zum Volks-
trauertag. – Sonntag, 3. Dezember,
15 Uhr, Einlass 14 Uhr, Marien-
haus in Neuss, Kapitalstraße 36:
Adventsfeier mit besinnlichen
Liedern, Gedichten und Chorge-
sang, Kaffee, Kuchen und ostpreu-
ßische Spezialitäten.
Witten – Montag, 20. November,

14.30 Uhr, Evangelisch-Lutheri-
sche Kreuzgemeinde, Lutherstra-
ße 6-10: Grützwurstessen mit Bei-
lage und Pillkaller.

Mainz – Sonnabend, 2. Dezem-
ber, 15 Uhr, Mundus Residenz, Gro-
ße Bleiche 44: Adventsfeier. Wir
bitten um Gaben für die Tombola.

Limbach-Oberfrohna – „Ernte-
dankfest – typisch Ostpreußisch“,
so wurde das Fest in der hiesigen
Tageszeitung „Freien Presse“ an-
gekündigt. Dadurch kamen nicht
nur Ost- und Westpreußen, son-
dern auch andere Interessenten
zur Veranstaltung. Wir sagen dem
Ostpreußenblatt und der Ört-
lichen Presse herzlichen Dank da-
für. 

Der Saal war bis auf den letzten
Platz gefüllt und es mussten noch
zusätzliche Sitzgelegenheiten ge-
schaffen werden. Der Oberbür-
germeister Jesko Vogel und seine
Gattin gaben uns die Ehre und
nahmen an unserem Erntedank-
fest teil. 
Wir konnten noch einen Ehren-

gast begrüßen, die Berliner
Rechtsanwältin Ingeborg Chri-
stoph, die moralisch und finan-
ziell die Arbeit mit der Jugend
unterstützt. Dafür möchten wir
herzlichen Dank sagen. Die Be-
grüßung und Eröffnung über-
nahm Kurt Weihe und kündigte
den Einmarsch der Bauernfamilie
an. Der Saal erstrahlte in allen
Farben des Herbstes durch seine
liebevolle Dekoration. 
Frau Gläser hatte wieder ihre

typisch ostpreußischen Handar-
beiten ausgestellt. Nach dem Ein-
marsch der Bauernfamilie wurde
die Erntekrone von den Frauen
Springwald, Gläser und Kedziers-
ki hereingetragen. Hannelore
Kedzierski sprach dazu noch eini-
ge erklärende Worte. Danach
wurde gemeinsam das Lied „Nun
danket alle Gott“ gesungen. Eine
Schülergruppe der Gerhard-
Hauptmann-Oberschule hatte ein
Kulturprogramm vorbereitet und
brachte viele lustige Dinge zu Ge-
hör. 
Nun folgte ein buntes Pro-

gramm des gemischten Chores
von Langenberg unter der Leitung
von Frau Gladen. Viele bekannte
Volkslieder erklangen und luden
zum mitsingen ein. Dazwischen
wurden Gedichte vorgetragen.
Anschließend wurde eine beson-
dere Auszeichnung für einen jah-
relangen sehr aktiven Ostpreu-
ßen, Horst Braczko, vorgenom-
men. Kurt Weihe hielt eine bewe-
gende Laudatio. Als Geschenk
überreichte er Braczko einen
selbstgefertigten Wandteller mit
Bernsteinen. Er zeigt den Umriss
der Landkarte Ostpreußens. Jah-
relang hatte Horst Braczko und
seine Gattin in diesem Chor mit
gesungen. Nun folgte eine erhol-
same Pause mit Kaffee, selbstge-
backenen Kuchen und belegte
Brote. Dazwischen wurden viele
interessante Gespräche geführt. 
Nach der Pause folgten Sketche,

vorgetragen von Elli Springwald
und Irmgard Gläser. Zum Ab-
schluss sangen alle das Lied „
Kein schöner Land“. Kurt Weihe
und Reinhard Gerullis verab-
schiedeten alle Teilnehmer bis zur
nächsten Veranstaltung mit guten
Wünschen und einen guten Nach-
hauseweg. Hannelore Kedzierski

Gardelegen – Freitag, 24. No-
vember, Begegnungsstätte VS
Gardelegen: gemütliches Beisam-
mensein.
Magdeburg – Sonntag, 12. No-

vember, 14 Uhr, Sportgaststätte
„Post“, Spielhagenstraße: Volks-
trauertag. – Freitag, 24. November,
16 Uhr, Sportgaststätte bei TuS
Fortschritt, Zielitzer Straße: Tref-
fen des Singkreises. – Dienstag,
28. November, Immermannstraße
19: Treffen der Stickerchen. 

Landesgruppe – Ein Besuch des
Landesvorsitzenden Edmund Fer-
ner mit Anhang aus Schleswig-
Holstein und ein Treffen mit der
Vorsitzenden Barbara Loeffke aus
Niedersachsen im ostpreußischen
Landesmuseum in Lüneburg wird
für die Schleswig-Holsteiner noch
lange nachklingen. In spannender
Weise verstand es Barbara Loeffke
die Entstehung und Entwicklung
des Museums in einem Vortrag
nachzuzeichnen. Leider war es
nicht möglich, das Museum zu
besichtigen, da die Dauerausstel-
lung zurzeit umgebaut und vor-
aussichtlich bis Sommer 2018
modernisiert wird. 
Danach übernahm Christoph

Hinkelmann die Führung durch
das Brauereimuseum. Seine
kenntnisreichen Ausführungen,
gewürzt mit viel Humor und auch
mit etlichen Demonstrationen
beim Rundgangbeginn im fünften
Stockwerk bei der Malzputzma-
schine bis zum technischen Ab-
lauf des Brauereivorganges im
Erdgeschoss haben alle Teilneh-
mer an dieser Führung fasziniert.
Bad Oldesloe – Nach Begrü-

ßung der Ost- und Westpreußen
in Bad Oldesloe wurden herzliche
Genesungswünsche den beiden
erkrankten Mitgliedern über-
mittelt. Thema des Nachmittags
war „Erntedank“. Die Vorsitzende

sprach über das Buch „Wir haben
das Korn geschnitten“ von Aninka
Gräfin Bellavitis. 
Die aus dem Westen stammen-

de junge Gutsfrau erlebt den eisi-
gen Winter und die Jagden, den
blühenden Frühling, die Ernte in
Sonnenglut und die Früchte des
Herbstes. Das Buch ist eine Lie-
beserklärung an Ostpreußen und
auch ein Zeitdokument. Die Vor-
sitzende las dann Texte über die
Ernten: Erdbeeren im Juni, dann
wurde Heu gemacht, schließlich
Raps und der goldene Weizen. 
Anschließend sprachen die

Teilnehmer über die erheblichen
Verluste der Ernte 2017 und über
die Schwierigkeiten, die Ernte
einzubringen. Selbst Trecker ver-
sinken in dem matschigen Boden
der Felder. Der Klimawandel
macht uns große Sorgen. 
Geburtstagskind des Monats

war Annemarie Knopf. 
Gisela Brauer

Flensburg – Flensburg – Sonn-
tag, 19. November, 11.30 Uhr,
Friedhofskapelle, Am Friedenshü-
gel: Volkstrauertag. – Dienstag, 21.
November, 19 Uhr, Restaurant
Borgerforeningen: 82. Preußische
Tafelrunde, festliches Abendessen
mit anschließendem Vortrag von
Dr. Olaf Jessen mit dem Thema:
„Die Moltkes – Biographie einer-

Familie“. Rechtzeitige Anmeldun-
gen nur unter Wolfgang Kanstorf,
Telefon (0461) 64847, E-Mail:
kanstorf@freenet.de. – Sonntag
26. November, 15 Uhr, Friedhof
Am Friedenshügel in der Kapelle:
Treffen zum Totensonntag. – Mitt-
woch, 6. Dezember, 15 Uhr, AWO-
Stadtteilcafe: Weihnachtsfeier mit
Kaffeetafel, Geschichten, Singen,
Gedichte aus der Heimat.
Mölln – Sonnabend, 1. Dezem-

ber, 15 Uhr, Quellenhof: Mitglie-
derversammlung im Rahmen ei-
ner Adventsfeier.
Schönwalde am Bungsberg –

Sonnabend, 2. Dezember, 15 Uhr,
„Klön Stuv“, altes Feuerwehrhaus,
Rosenstraße: Ostdeutsche Advents-
feier. Es wirken mit der „Singkreis
Ostholstein“, der Posaunenchor der
evangelisch-lutherischen Kirche
Schönwalde, der Pastor spricht be-
sinnliche Worte zum Advent. Der
Kostenbeitrag für Kaffee, Tee und
Kuchen beträgt 10 Euro. Um An-
meldung wird bis zum 25. Novem-
ber gebeten, Telefon (04528) 496
oder 9901.

Vorsitzender: Alexander
Schulz, Willy-Reinl-Straße 2,
09116 Chemnitz, E-Mail: ale-
x a nd e r. s ch u l z - a g e n t u r@
gmx.de, Telefon (0371) 301616.

SACHSEN

Vors.: Dr. Wolfgang Thüne, Worm-
ser Straße 22, 55276 Oppenheim.

RHEINLAND-
PFALZ

Landsmannschaftl. Arbeit
Fortsetzung von Seite 18

Schleswig-Holsteiner in Lüneburg: Besuch im Brauererimuseum.
Zuvor hielt Barbara Loeffke (l.) einen spannenden Vortrag. 

Bild: privat

Limbach-Oberfrohna: Horst Braczko wird geehrt. Bild: privat

Vors.: Michael Gründling, Große
Brauhausstraße 1, 06108 Halle,
Telefon privat (0345) 2080680.

SACHSEN-
ANHALT

Vors.: Edmund Ferner, Julius-
Wichmann-Weg 19, 23769 Burg
auf Fehmarn, Telefon (04371)
8888939, E-Mail: birgit@kreil.info

SCHLESWIG-
HOLSTEIN

Bad Schwartau – Sonnabend, 18.
November, 17 Uhr, Museum, An-
ton-Baumann-Straße 5: VI. OMV
OH Herbstkonzert. Eintritt: 6 Euro. 

Herbstkonzert
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Festzeit für
Muslime: 
Wie hier in
Frankfurt/Main
unweit der 
Attassamuh-
Moschee wird
das abendliche
Fastenbrechen
am Ramadan
bereits vie-
lerorts öffent-
lich zelebriert.
Es dient auch
als Vorge-
schmack auf 
einen mög-
lichen islami-
schen Feiertag
Bild: Imago

Leserbriefe geben die Meinung der
Verfasser wieder, die sich nicht mit
der der Redaktion decken muss.
Von den an uns gerichteten Briefen
können wir nicht alle, und viele nur
in Auszügen, veröffentlichen. Alle
abgedruckten Leserbriefe werden
auch ins Internet gestellt.

Zu: Deutsche gegen Islam-Feiertag
(Nr. 42)

Es ist nicht verwunderlich, dass
laut INSA-Umfrage für die „Bild“-
Zeitung 70 Prozent der Deut-
schen die Einführung eines isla-
mischen Feiertages in Deutsch-
land ablehnen. 

Woran liegt es, dass die Mehr-
heit der Deutschen eine doch
recht kritische Haltung zu dieser
Religion einnimmt? Die Religion
ist wohl inzwischen in Deutsch-
land, den Anspruch aber zu erhe-
ben, „sie gehört zu Deutschland“,
wie vom ehemaligen Bundesprä-
sidenten Christian Wulff formu-

liert und von Bundeskanzlerin
Angela Merkel bekräftigt, ist wohl
mit Fragezeichen zu versehen. 

Eine Religion mit so wenig Tole-
ranz gegenüber weiteren Religio-
nen und dem Absolutheitsan-
spruch, die einzige und „richtige“
Religion zu sein, führt zu Wider-
sprüchen und kann im abendlän-
disch christlichen Deutschland
und Europa kaum ankommen.
Wenn der Islam in Europa nicht
bereit ist, sich zu reformieren,
dürfte die von der Politik ange-
mahnte Integration auch weiter-
hin schwerlich sein. 

Die Scharia und recht fragwür-
dige Suren aus dem Koran (Bei-

spiele: Ungläubigkeit oder die
Frauenunterordnung zu Män-
nern) sind mit dem demokrati-
schen Selbstverständnis der
Gleichberechtigung jeglicher Re-
ligionen und Menschen nicht ver-
einbar. Die deutsche Politik sollte
zukünftig bei aller „Neutralität“
klare Grenzen zu diesen Fehlent-
wicklungen aufzeigen, und dies
besonders gegenüber islamischen
Vereinigungen wie Ditib. 

Auch sollte der augenschein-
lichen Überfremdung in unserem
Land Einhalt geboten werden, da-
mit vorhandene Ängste abgebaut
und Parallelgesellschaften sich
nicht weiter ausbreiten können.

Die deutsche muslimische Gesell-
schaft ist jetzt in der Pflicht, bei
allen Vorteilen, in Deutschland le-
ben zu können, auch ein klares
Bekenntnis zum deutschen
Rechtsstaat und den hier vorhan-
denen Regeln zu leisten, damit
Vorurteile und vorhandene Äng-
ste – befördert unter anderem
durch den islamischen Terror in
der Welt – beseitigt und abgebaut
werden können. 

Es darf auch nicht sein, dass
vom islamischen Ausland beein-
flusste oder gesteuerte Imame in
Moscheen ihre negativen und mi-
litanten Botschaften verkünden
dürfen. Der Islam wird erst wohl

dann „zu Deutschland gehören“,
wenn er mehr Eigenständigkeit in
Europa erreicht und sich in Rich-
tung unserer demokratischen
Werte reformiert und entwickelt.
Erst dann wird auch ein muslimi-
scher Feiertag ohne jegliche Vor-
behalte in unserem Land denkbar
sein. Joachim H. Moeller,

Berlin

Zu: Nur das Volk darf das Grund-
gesetz abschaffen (Nr. 42)

Für die bedeutsamen und be-
rührend eindringlichen Ausfüh-
rungen des Autors haben wir zu
danken. Lassen Sie mich bitte
hinzufügen, dass Artikel 20 des
Grundgesetzes (GG) aus dem Jah-
re 1949 in Absatz 2 Volksabstim-
mungen durchaus vorgesehen hat.
Im entscheidenden Passus steht,
dass alle Staatsgewalt vom Volke
ausgeht und vom „Volke in Wah-
len und Abstimmungen ... ausge-

übt“ wird. Abstimmungen bedeu-
ten nach allgemeiner Auffassung
auch Volksbefragungen. 

Während „Wahlen“ durch das
Wahlgesetz von Mai 1956 konkre-
tisiert wurde, ist eine Konkretisie-
rung für „Abstimmungen“ bis
heute unter etwas fadenscheini-
gen Gründen (Abwarten der „Wie -
dervereinigung“) hinausgescho-
ben worden. 

Im Übrigen waren die Begriffe
„Volksabstimmung“ beziehungs-
weise „Volksbegehren“ auch in
Artikel 29 GG im Hinblick auf

eventuell notwendige Grenzände-
rungen und Zugehörigkeiten bei
der Bestimmung der Ländergren-
zen der Bundesrepublik Deutsch-
land bereits präsent. Schon „ein
Zehntel“ der Bevölkerung konnte
eine Befragung verlangen (mit
Rücksicht auf „geschichtliche und
kulturelle Zusammenhänge“).

Das Prinzip der Volksbefragung
entspricht also nicht nur dem
Geiste, sondern auch dem Wort-
laut unserer Verfassung. 

Arthur Schanz,
Overijse/Belgien

Die Verfassung erlaubt Volksabstimmungen Freier Messe-Geist

Zu: Bundestagswahl 2017: Die
Kollektivschuld (Nr. 39)

Wenn 80 Prozent der Wähler
für ein „weiter so“ gestimmt ha-
ben, dann heißt das nicht, dass sie
das wollten, sondern dass die lin-
ken Medien sie dazu verleitet ha-
ben. Es ist doch wohl davon aus-
zugehen, dass jeder immer zu sei-
nem persönlichen Vorteil wählen
würde. Dieser ist materieller Na-
tur, und deshalb auch berechen-
bar. Das richtige Kreuzchen müss -
te also denen gegeben werden,
die den plausibelsten Weg aufzei-
gen, den volkswirtschaftlichen
Schaden zu minimieren, der
durch das Zusammenleben in un-
serer spezialisierten Gesellschaft
entsteht. Allem voran die Be-
kämpfung der Kriminalität.

Warum wir im Land der Dichter
und Denker ausgerechnet durch
eine demokratische Abstimmung
versuchen, diesen richtigen Weg
zu finden, ist mir schleierhaft.

Marco Nennhaus,
Wetzlar

Ohne Rückendeckung vom Volk
Zu: Unter dem Vorwand von Viel-
falt und Toleranz (Nr. 43)

Die Analyse der skandalösen
Vorgänge bei der diesjährigen
Frankfurter Buchmesse trifft den
Nagel auf den Kopf.

Ich selbst war an zwei Tagen vor
Ort und erlebte Absonderliches.
Gegenüber dem Stand der Wo-
chenzeitung „Junge Freiheit“ wur-
de offen Gewalt propagiert. Da
fand man es toll, „Nazis“ kranken-
hausreif zu schlagen. Auf meine
Nachfrage wurde mir erklärt, das
sei doch nur Spaß, außerdem ge-
he das nicht anders.

Natürlich hatten pseudowissen-
schaftliche Machwerke über die
„Neue Rechte“ oder die AfD dort
Hochkonjunktur. Eines davon
stellte der Historiker und Publi-
zist Volker Weiß mit dem Titel
„Die autoritäre Revolte“ vor. Als
ich ihm in der anschließenden
Dis kussion vorhielt, ein Zerrbild
zu entwerfen, wurde der Herr
pampig, und man wollte mir das
Mikrofon entziehen. Soviel zum
Thema Toleranz und Kritik.

Als Kristallisationspunkt wider-
ständigen Verhaltens beziehungs-
weise als Hassobjekt der beleidig-
ten, da vorgeführten, linken
Schickeria (je nach Standpunkt)
entwickelte sich sehr schnell der
Antaios-Stand von Götz Kubi -
tschek mit seiner sehr sympathi-
schen Familie – wie ich fand (für
die „Viefältigen“ natürlich reine
Provokation: „Nazis“ als Sympa-
thieträger!, „taz“: „Töchter mit
BDM-Zopf“) – und seinen Leuten.

Wenn man erlebte, mit wie viel
Witz und Intellekt diese Truppe
die Gralshüter der literarischen
Politischen Korrektheit durch den
Kakao zog, machte es wieder rich-
tig Spaß, in der Messe als „Rech-
ter“ durch die Gänge spießiger
und verpappter Pamphlete-Pro-
duzenten zu wandeln.

Für das wackelnde Establish-
ment sind Leute wie Götz Kubi -
tschek daher natürlich gefährlich,
deswegen wird man seinen Stand
nicht wieder zulassen. Aber das
macht nichts, wir kommen trotz-
dem! Denn der „rechte“ Geist –
im buchstäblichen Sinne – ist aus
der Flasche. Thomas Tomecko,

Haibach

Zu: Hasta la vista, Spanien 
(Nr. 41)

Der spanische König Felipe VI.
sprach davon, dass man die kata-
lanischen Separatisten mit „recht-
mäßigen demokratischen Institu-
tionen“ entmachten werde. Bei
der Volksbefragung in Katalonien
hatten sich bei einer schwachen
Wahlbeteiligung von 42,3 Prozent
immerhin 90,8 Prozent der Wäh-
ler für eine Abspaltung von Spa-
nien abgestimmt. Das entspricht
38,1 Prozent der Bevölkerung.

Vergleicht man diesen Prozent-
satz mit den lediglich 26,8 Pro-
zent der bundesdeutschen Bevöl-
kerung, die bei der Bundestags-
wahl CDU gewählt haben, so frage
ich mich nach der „rechtmäßig
demokratischen“ Legitimierung
einer Bundeskanzlerin Merkel.
Dem Machtmenschen Merkel
scheint es jedenfalls völlig gleich
zu sein, ob sie unser Land mit
oder ohne Rückendeckung durch
das Volk in den Abgrund führt.

Sylvie Becker,
Bad Homburg

Schleierhafter Weg

Bis zum islamischen Feiertag ist es noch ein langer Weg
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Für die einen ist es nur grüne
Pampe und erst nach dem Genuss
von Schnäpsen verdaulich. Für
viele Norddeutsche hingegen ist
ein deftiger Teller Grünkohl ein
Nationalgericht. Vor allem im
niedersächsischen Oldenburg las-
sen die Menschen nichts auf das
Gemüse mit den gekräuselten
Blättern kommen – es ist identi-
tätsprägendes Kulturgut. 

Jetzt und im Winter ist Hochsai-
son für die „Oldenburger Palme“:
In den Landgasthöfen der Region
wird der Grünkohl dann kessel-
weise gekocht und verköstigt. Von
1149 Hektar in Deutschland lie-
gen 450 Hektar Anbaufläche in
Niedersachsen, insbesondere im
Weser-Ems-Gebiet rund um Ol -
denburg. Wer hier in der kalten
Jahreszeit unterwegs ist, ge winnt
ohne weiteres den Eindruck, dass
all der köstliche Kohl auch hier
verzehrt wird. Denn wenn es im
Herbst die ersten Fröste gibt, taut
der Norddeutsche auf, packt sei-
nen Bollerwagen und geht auf
„Kohltour“. Dann wird keine ruhi-
ge Kugel geschoben, dann wird
geboßelt. Andere messen sich im
Eierlauf, im Besenwerfen oder in
anderen Spielen. 
Am Ende aber führt der Weg

immer ins Gasthaus und zum
Grünkohl-Schmaus. Wer hierbei
die größte Portion verdrückt,
kann Kohlkönig werden – die
meisten benötigen einen solchen
Anreiz aber gar nicht. Zu lecker
ist die norddeutsche Spezialität
mit Pinkelwurst und Kasseler,
besonders in fröhlicher Gesell-
schaft auf dem Lande nach einer
ordentlichen „Kohltour“ durch
Frost und frische Luft. 
Je weiter man nach Süden

kommt, desto kleiner jedoch wird
der Kult um den Kohl. In Westfa-
len schätzt man wohl das deftige
Grünkohl-Gericht, Kohlfahrten
hingegen gibt es kaum. Und noch
ein Stück weiter südlich, in Hes-
sen, kennt man weder Kohl noch
Fahrt. „Wir haben uns vorgenom-
men, den Grünkohl-Genuss und
die Kohlfahrt-Freuden auch jen-

seits des Grünkohl-Äquators
bekannter und populärer zu
machen“, so Silke Fennemann,
Geschäftsführerin der Oldenburg
Tourismus und Marketing (OTM).
Schließlich sei es ungerecht, dass
man zwar „im Norden Oktober-
fest und Weißwurst kennt, wäh-
rend man in weiten Teilen Süd-

deutschlands von Kohlfahrt und
Pinkelwurst noch nie etwas ge -
hört hat. Wir haben daher Olden-
burg als Kohltourhauptstadt aus-
gerufen und wollen Motor eines
kulturellen Austauschs sein, der
die kulinarischen und geselligen
Freuden des Nordens auch im
übrigen Land populärer machen.“

So können sich Touristen beim
City-Boßeln sportlich und ur-
norddeutsch nach einem kurzen
Exkurs zu Historie und Spielre-
geln dieses Traditionssports mit
ihren Mitstreitern messen. Ver-
bunden mit einer Stadtführung
führt die Boßeltour vorbei an
sehenswerten Gebäuden und

Denkmälern. Für interessierte
Teilnehmer findet das City-Bo -
ßeln während der Grünkohlzeit
von November bis März jeden
ersten Samstag im Monat statt.
Wer mehr über Grünkohl erfah-

ren möchte, der sollte seinen Weg
in den Botanischen Garten len-
ken. Denn dort wird Grünkohlfor-
schung betrieben, und es gibt dort
sogar ein Versuchsfeld der Uni-
versität Oldenburg. Hier wachsen
90 verschiedene Arten. Neben
alten Landsorten aus Ostfriesland
wachsen auf dem Versuchsfeld
auch Sorten aus skandinavischen
Ländern, Italien, Amerika, Austra-
lien, Russland und sogar Japan.
Sie unterscheiden sich vor allem
in Wuchs, Krausigkeit und Blatt-
farbe. Da wachsen kleine oder
große Pflanzen mit zartgrüner
oder dunkelroter Blätterfärbung,
mit krausen Blättern wie beim Ru -
cola oder mit großen und breiten
Blättern ähnlich dem Kohlrabi. 
Als „Kohltourhauptstadt“ hat

Oldenburg sogar eine eigene
Grünkohlsorte – die „Brassica
oleracea cv. Oldenburgia“, weiß
Christoph Hahn, Doktorand an
der Uni Oldenburg. Hahn ist ein
richtiger Grünkohl-Experte: Er
hat bereits seine Bachelor- und
Masterarbeit über das krause
Gewächs geschrieben. Für Letzte-
re hat Hahn kürzlich den mit
1000 Euro dotierten Rudolf-
Mansfeld-Preis erhalten. Nun
untersucht er die Biodiversität 
– also die biologische Vielfalt –
und Evolution dieser Pflanze
auch in seiner Doktorarbeit. Die
Faszination für Grünkohl kommt
bei ihm nicht von ungefähr: Hahn
ist in Oldenburg aufgewachsen. 
Weniger ernsthaft geht es in

Deutschlands einziger Grünkohl-
Akademie zu. Sie vermittelt nicht
nur Wissen über die Region und
ihre Eigenarten, sondern macht
die norddeutsche Lebensart auf
vielfältige Art erlebbar. „Mit der
Grünkohl-Akademie wollen wir
den Leuten den Kult um den Kohl
mit viel Humor näherbringen und
hoffen, so auch für Touristen noch
attraktiver zu werden“, so OTM-

Geschäftsführerin Fennemann.
Zum Beispiel beim kostenlosen
Online-Studium, das die Studen-
ten mit dem „Diplom Summa kohl
laude“ abschließen können. In
diesem November startet das
neue Semester: mit diversen
„Kohloquien“ zu Themen wie
„Kohltourgeschichte“, „Kohlina-
rik“, Plattdüütsch, Boßeln & Co
oder „Musikohlisches“. Wer hier
seine Prüfung erfolgreich besteht,
bekommt natürlich auch ein
Diplom. 
Mit solchen und anderen Aktio-

nen soll dem altbackenen Haus-
mannskost-Image des Grünkohls
entgegengewirkt werden. Denn
international ist das gesunde
Gemüse unter seinem englischen
Namen „Kale“ zum Trendprodukt
aufgestiegen. Insbesondere in den
USA erobert das vitaminreiche
Gemüse die Küchen. Nicht nur in

klassischen Gerichten, sondern in
Salat, mariniert oder mit Pasta
erfreut sich Grünkohl dort großer
Beliebtheit. Auch Grünkohl-Chips
oder Grünkohl in Öl gebraten sind
im Trend. In grünen Mixgetränken
ist er ebenfalls eine be liebte Zutat.
Der Kochblog der „New York
Times“ listet inzwischen mehr als
200 „Kale“-Gerichte, bei denen
Grünkohl so wohl bei kalten, als
auch bei heißen Gerichten in
Szene gesetzt wird. 
Auch die Oldenburger Gastro-

nomie hat den Trend aufgegriffen.
Das Café Klinge hat zum Beispiel
eine Grünkohlpraline kreiert. Die
Grundlage ist der italienische
Grünkohl und natürlich feinste
Schokolade. Außerdem im Ange-
bot: Grünkohl-Pesto, Grünkohl-
Tee und Grünkohl-Brot. 

Andreas Guballa

Infos: Touristinfo Oldenburg,
Schloßplatz 16, 26122 Olden-
burg, Telefon (0441) 36161366,
info@oldenburg-tourist.de

Gesundes Gemüse: Grünkohlbeet Bilder (2): Verena Brandt (o.), Winfried Dulisch (u.), Oldenburg Tourismus und Marketing GmbH

Für gewöhnlich denkt ein
Weinliebhaber bei deut-
schem Wein an die bekann-

ten Anbaugebiete in Hessen,
Rheinland-Pfalz, Bayern oder
Baden-Württemberg. Ein edler
Tropfen kommt seit Langem sogar
auch aus Sachsen, doch wird er
außerhalb dieses Bundeslandes
nur selten angeboten. Au ßerdem
gibt es noch das anerkannte
Weinbaugebiet Saale-Unstrut in
Sachsen-Anhalt, bekannt vor
allem durch die Sektmarke „Rot-
käppchen“. 
Weiter östlich und nördlich

wurde aber auch
schon seit dem
Mittelalter Wein
angebaut, so etwa
in Brandenburg,
Mecklenburg und
bis 1945 in Niederschlesien
(„Grünberger Stein“), wo sich seit
einigen Jahren polnische Bauern
bemühen, die Tradition aus der
Vorkriegszeit wiederzubeleben. 
Vor allem nach 1990 hat der

Weinbau im Norden und aus der
Mitte Deutschlands eine Renais-
sance erfahren. Dabei wurde er in
Brandenburg schon im Jahre 1175
erstmals urkundlich erwähnt.
Doch mit der Verwüstung der
Landstriche im Dreißigjährigen
Krieg  kam das Ende, zudem setz-
ten strenge Winter und später der
Befall durch Reblaus und Mehltau

den Pflanzen zu, und schließlich
setzte sich die Weinkonkurrenz
aus dem Süden mit wesentlich
günstigeren Preisen durch.
Erst 1984, und damit zur DDR-

Zeit, begann man in Werder an
der Havel wieder mit der Re -
kultivierung des Weinbaus, wo im
September 1989, also kurz vor
dem Fall der innerdeutschen
Grenze, die erste große Lese statt-
fand. Heute ist der „Werderaner
Wachtelberg“ die nördlichste
Qualitätsweinlage Deutschlands.
Als Qualitätsweine gelten Wei -

ne mit der Abkürzung „QbA“, die
für „Qualitäts-
wein bestimmter
Anbaugebiete“
steht, sowie
„QmP“, für „Qua-
litätswein mit

Prädikat“. Alle Qualitätsweine
rangieren über den „einfachen“
Land- und Tafelweinen. Insgesamt
verfügt das Bundesland Branden-
burg über 30 Hektar zugelassene
Rebfläche, die sich auf 18 Stand-
orte verteilt, von denen der Wein-
berg in Werder an der Havel mit
6,2 Hektar den größten bildet.
Die kleinste und zugleich nörd-

lichste zugelassene Anbaufläche
Brandenburgs befindet sich im
alten uckermärkischen Glashüt-
tendorf Annenwalde, das bis 1974
eine selbstständige Gemeinde
war, dann ins benachbarte Den-

sow eingemeindet wurde, wel-
ches seit 2003 wiederum einen
Ortsteil der Stadt Templin bildet.
Angelegt wurde der Weinberg
2003 am Südhang des Densow-
sees (hinter dem restaurierten
Gutshaus), wo man 520 Rebstöcke
der Sorte „Regent“, eines trocke-
nen Rotweins, pflanzte. 

Initiator war seinerzeit der
Glas künstler und Bildhauer Wer-
ner Kothe zusammen mit seiner
Ehefrau Christa, die bereits 1995
den eingetragenen Verein „Glas-
hütte Annenwalde“ gegründet
hatten. Immerhin war das Dorf
1754 als Siedlung an einer Glas-

hütte entstanden, die 111 Jahre
lang produzierte, ehe sie 1865
stillgelegt wurde, weil die indu-
strielle Glasfertigung billiger war.
Durch Unterstützung der Mit-

glieder des genannten Vereins
gelang es im Jahre 2000 zunächst,
eine neue Glashütte zu errichten
und damit an die Tradition des

Ortes anzuknüpfen. Drei Jahre
später kam dann der Gedanke zur
Anlage des Weinbergs auf, bei
dessen Vollendung die Vereins -
mitglieder tatkräftig mitwirkten.
2005 sollte eigentlich die erste
Lese erfolgen, doch eine Woche
zuvor wurden sämtliche Trauben

von Waschbären abgefressen. Um
eine Wiederholung im Jahr darauf
auszuschließen, installierte man
noch rechtzeitig vor der Ernte
eine Weidezaunelektrik, und so
konnte tatsächlich am 21. Septem-
ber 2006 erstmals eine Weinlese
stattfinden. 
Den Ertrag brachten die Winzer

nach Schloss Rattey ins benach-
barte Mecklenburg, wo seit 1999
professioneller Weinbau betrie-
ben wird und wo die Trauben
dann bis April 2007 weiter ausge-
baut und gekeltert wurden. Das
fertige Produkt ergab 80 abgefüll-
te Flaschen die-
ses Jungfern-
weins. Mit rund
100 Litern ist der
Rebensaft aus
Annenwalde eine
echte Rarität und wird auch nur
vor Ort verkauft. 
Nach erfolgreicher Kreation rief

das Ehepaar Kothe dazu auf,
Anregungen für einen Namen des
seltenen Weins einzureichen. 26
Personen reagierten, und 96 Vor-
schläge gab es dabei, von denen
man letztlich die Bezeichnung
„Regent in der Uckermark“ favori-
sierte, weil sie die Rebsorte mit
dem Anbaugebiet zusammenfass -
te. In einer kleinen Zeile darunter
steht auf dem Etikett die Ergän-
zung „Der Wein aus dem Land der
Kanzlerin“, denn Angela Merkel

verbrachte ja den größten Teil
ihrer Kindheit und Jugend in
Templin. Um dem zusätzlich Aus-
druck zu verleihen, wurde das
Wort „Regent“ um die etwas
schwächer wirkenden Buchstaben
„in“ erweitert („Regentin“), und so
wird der Wein im Volksmund
denn auch scherzhaft „Angie
Wein“ genannt.
Seit 2012 können Weinfreunde

für den Betrag von 50 Euro ein
Jahr lang die Patenschaft für einen
Weinstock erwerben, eine Idee,
die bei einem Studienaufenthalt
im österreichischen Burgenland

entstand, das
ebenfalls als
Weinanbauregion
be kannt ist. Für
den Preis erhält
man ein ganzjäh-

riges Besuchsrecht im Weinberg,
darf mindestens zwei Stunden bei
der Arbeit darin mitwirken und
ge nießt den Vorzug zum Erhalt
von fünf Flaschen jedes Jahr-
gangs. Außerdem wird an einem
der Rebstöcke ein gläsernes
Schild mit dem Namen des Paten
angebracht.
Unter den Arbeiten des Künst-

lers Kothe erfreuen sich übrigens
aus Glas gefertigte Sonnenuhren
einer besonderen Beliebtheit, von
denen ein Exemplar sogar schon
den Weg bis nach Kapstadt
genommen hat. Wolfgang Reith

Blau verpackt vor der Lese: Weinberg in Annenwalde Bild: Reith

LEBENSST IL

Brandenburgs Regentin
Angies edler Tropfen – In der Uckermark befindet sich einer der nördlichsten Weinberge Deutschlands

Für das klassische Grünkohl-
Rezept nach Oldenburger Art

mit Speck und Pinkel für vier
Personen benötigt man folgende
Zutaten: 1,5 Kilogramm Grün-
kohl, zwei bis drei Esslöffel
Schmalz, vier bis sechs Kochwür-
ste, vier bis sechs Pinkelwürste,
250 Gramm geräucherter Speck,
vier Scheiben Kasseler, Salz,
gestoßener Pfeffer, vier Esslöffel
gehackte Zwiebeln, eine Prise
Zucker, drei Esslöffel Hafergrüt-
ze, Fleischbrühe.

Zubereitung: Die Grünkohl-
blätter gründlich waschen,
abtropfen lassen und mit kochen-
dem Wasser überbrühen, dann
grob hacken. Zwiebeln in heißem
Schmalz andünsten, schicht-
weise Grünkohl, Hafergrütze und
Gewürze dazugeben. Wenn nötig,
auch etwas Brühe.
Zehn Minuten kochen lassen,

dann gut durchschütteln, Kasse-
ler und Speck dazugeben und
zugedeckt zwei bis drei Stunden
sanft schmoren lassen. Die Wür-

ste erst in der letzten Stunde
dazugeben. Zum Schluss noch-
mal abschmecken. Gub

Summa kohl laude
Oldenburg ist Niedersachsens »Kohltourhauptstadt« – Wo Kohlschwestern und Pinkelbrüder zu Hause sind

Erste Weinlese kurz
vor dem Mauerfall

Waschbären kauten
2005 alle Trauben ab

Neuester Trend: 
Die Grünkohlpraline

Grünkohl nach Oldenburger Art
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Für alle Berlinliebhaber brach-
te der für seine historisch

wertvollen Bücher bekannte El-
sengold-Verlag ein neues
Schmankerl heraus. In „Die Mitte
Berlins. Geschichte einer Doppel-
stadt“ berichtet Felix Escher, Pro-
fessor für Mittelalterliche Ge-
schichte an der Technischen Uni-
versität Berlin, über die Entwick-
lung der Berliner Mitte vom
Mittelalter bis in die heutige Zeit.
Die zahlreichen, vortrefflichen

Fotos und Abbildungen ziehen
magisch in den Bann. Die Einlei-
tung bietet einen kurzen Gesamt-
überblick und verdeutlicht das
Anliegen des Buches, die Ge-
schichte und damit die ständige
Verwandlung der Berliner Mitte
zu präsentieren. Gleich im An-
schluss erfährt man, dass „Am
Anfang kein Dorf war“. Während
umliegende, neue als Dörfer an-
gelegte Ortschaften meistens nur
über eine Straße verfügten, die zu
einem Anger erweitert werden
konnte, fand man bei den Sied-
lungen „Berlin
und Cölln“
gleich zu Be-
ginn den
Grundriss ei-
nes Gitternet-
zes vor. Eine
Form, die auf
geplante Städ-
te schließen
lässt. Woher
die Siedler ka-
men, ist bis
heute unge-
wiss. Mögli-
cherweise ge-
ben Ausgra-

bungen rund um die ehemalige
Petrikirche, die sich im Stadtteil
Cölln befand, zukünftig mehr
Auskunft darüber.
Wie dramatisch sich die Stadt

immer wieder veränderte, zeigt
Escher im weiteren Verlauf des
Buches. Die Residenzstadt wurde
zum Zentrum einer Weltstadt.
Und zu einer Brachfläche von zer-
störten Häusern zur Stunde Null
im Mai 1945. Wie sich die Stadt-
mitte in Ost-Berliner Zeiten als
Hauptstadt der DDR weiterent-
wickelte, macht der Abschnitt
„Der Verlust der Mitte“ deutlich.
Den Abschluss bildet die Passage
über die Entwicklung der Mitte
nach der Verenigung. 
Das Buch ist ein lehrreiches, in-

formatives Werk, immer wieder
aufgelockert durch zahlreiche Ab-
bildungen und extra hervorgeho-
benen Abschnitten, die über Sa-
gen, Geschichten und Anekdoten
berichten. Für Geschichtsfreunde
ein absolutes Muss. 

Silvia Friedrich

Wie Falschmeldungen und
Gerüchte heute entste-
hen können! Bedrük-

kend ist, dass gerade Journalisten
dabei leichtgläubig und undistan-
ziert reagieren. Letztlich entspre-
chen „Fake News“ dem Informa-
tionsangebot und einem Informa-
tionsbedürfnis. Besteht kein Ver-
trauen zur Nachrichtenquelle,
kommen schnell Gerüchte auf.
Heute erleben wir viele politisch
motivierte Lügen mit teilweise
verheerenden Folgen. 
Wie diese leicht im Spannungs-

feld zwischen Politik, Medien und
Öffentlichkeit wirken können, legt
das Buch „Fake News machen Ge-
schichte“ ausführlich dar. Im Ja-
nuar 1933 kursierten in Berlin
Gerüchte von einem Militär -
putsch, die Reichswehr würde
niemals einen Hitler als Kanzler
anerkennen. Ex-Kanzler von Pa-
pen und der Politiker Hugenberg
brachten Reichspräsi dent Hin-
denburg mit diesem Gerücht zur
Aufgabe seines Widerstandes ge-
gen den von ihm verachteten
„böhmischen Gefreiten“. Er fürch-
tete einen Generalstreik, einen et-
waigen Bürgerkrieg. 
Doch niemand überprüfte da-

mals je das Gerücht, kein einziger
Anruf erfolgte bei jener Division
in Potsdam. Es war auch von nie-
mandem bewusst gestreut, es ent-
stand aus verdächtigen Ereignis-
sen, unbegründeten Vermutungen
und Andeutungen – doch ohne
jenes Gerücht über einen Staats-
streich hätte Hindenburg, glauben
heute Historiker, Hitler zweifellos
nicht zum Reichskanzler ernannt. 

Ende  1944 ließen deutsche
Agenten durch Desinformationen
Schweizer Zeitungen und den
US-Nachrichtendienst an eine
„Alpenfestung Hitlers“ glauben.
Diese veranlassten den US-Gene-
ral Eisenhower, seine Truppen
nur 100 Kilometer vor Berlin zu
stoppen und die Hauptstadt den
Sowjettruppen zu überlassen, um
seine Soldaten gegen jene „Alpen-
festung“ einzusetzen, die indes
niemals existierte. Berlin aber fiel
völlig in Moskauer Hände ... 
Fünf Jahre später lancierte die

DDR-Führung die Falschmeldung,
die sehr vielen Kartoffelkäfer im
Lande seien von US-Flugzeugen
abgeworfen worden. Trotz der
großen Propaganda fand sich kein
einziger Zeuge. In Wahrheit woll-
te Ost-Berlin von der Tatsache ab-
lenken, dass es an chemischen
Gegenmitteln fehlte und die
Pflanzenschutz-Arbeiter nachläs-
sig gewesen waren. 
1966 behauptete der SED-Chef-

propagandist Norden auf einer
internationalen Pressekonferenz,
Bundespräsident Heinrich Lübke
hätte „Hitlers KZ-Lager gebaut“.
Obwohl die Dokumente zumeist
manipuliert und gefälscht waren
und keines die Unterschrift Lüb-
kes trug, fanden sie großes Echo
bei den Linken, der „Stern“ for-
derte sogar den Rücktritt des
Bundespräsidenten. Inzwischen
ist bewiesen: Lübke hat sich kei-
ner Zusammenarbeit mit dem
NS-Regime schuldig gemacht. 
Die Baader-Meinhof-Gruppe

(„RAF“ genannt) überzog die
Bundesrepublik jahrelang mit

Terroraktionen und Morden.
Nach ihrer Verhaftung verfügten
sie in ihren Gefängniszellen über
Radio, einen Fernseher und Zei-
tungen. Wahrheitswidrig verbrei-
teten die Linken die Mär von ih-
rer „brutalen Isolierung“, sogar
Jean-Paul Sartre tönte von „Fol-
ter“ und RAF-Anwalt Otto Schily
(später Bundesinnenminister) sah
ihre „Verwesung bei lebendigen
Leibe“. Leider erwies sich Bonns
Gegen-Propaganda als ziemlich
hilflos.
Bei der Verkündung des neuen

DDR-Reisegesetzes am 9. Novem-
ber 1989 deutete SED-Politbüro-
mitglied Günter Schabowski sehr
wohl als Voraussetzung die Er-
laubnis der DDR-Behörden an,
was die Journalisten wohl über-
hörten und es so dann über die
Medien zu der Falschmeldung
„Öffnung der DDR-Grenzen“ kam.
Die große Frage ist: Wer war der
Vater jener Frage? Oder kam sie
von einem Ge-
h e imd i e n s t
,und von wel-
chem?
Zur Weltfi-

n a n z k r i s e
(2008) beteu-
erten Kanzle-
rin Angela
Merkel und Fi-
nanzminister
Peer Stein-
brück, den
Sparern, ihre
Einlagen seien
sicher: „Dafür
steht die
Bundesregie-

rung ein.“ Die politische Erklärung
war ein bewusst falsches Verspre-
chen: Sie war nicht rechtsverbind-
lich, die Bundes regierung konnte
die Sicherheit niemals gewährlei-
sten. Doch der Bluff gelang, die
Menschen be ruhigten sich. 
Vor zwei Jahren meldete eine

Zeitung wiederholte Vergewalti-
gungen einer 13-jährigen Russ-
land-Deutschen, was die Polizei
schnell dementierte. Tags darauf
aber bekräftigte Russlands TV mit
der Folge großer Demonstrationen
von Russland-Deutschen. Inzwi-
schen gab das Mädchen zu, die
Story erfunden zu haben. 
Nach Bundesjustizminister

He4iko Maas sollen jetzt Anbieter
auf Beschwerden über Fake News
innerhalb von 24 Stunden reagie-
ren. Doch wer entscheidet, was ei-
ne Fake News ist – letztlich in nur
24 Stunden nach der Anzeige? Ein
äußerst interessantes Buch! 

Friedrich-Wilhelm Schlomann 

Niemand in Deutschland
weiß genau, wie viele Mo-
scheen es hierzulande gibt,

– weder die zuständigen Bundes-
behörden noch die einzelnen
Bundesländer oder Kommunen.
Das erstaunt insofern, als doch
mittlerweile rund fünf Millionen
Menschen islamischen Glaubens
in Deutschland leben.
Der für Nachrichtensendungen

der ARD arbeitende Journalist
Constantin Schreiber hat lange als
Reporter in arabischen Ländern
gelebt. Er spricht fließend arabisch,
und so kann er in seinem Buch „In-
side Islam“ authentisch berichten,
was in Moscheen in Deutschland
während der zentralen Freitagsge-
bete gepredigt wird. Binnen acht
Monaten hat er 13 Moscheen be-
sucht, die meisten in Berlin, ande-
re in Hamburg, Leipzig, Magde-
burg und Karlsruhe. Bis auf eine
Ausnahme traf er auf die sunniti-
sche Glaubensrichtung, er erlebte
sowohl türkisch- als auch arabisch-

sprachige Predigten. Nirgends
wurde ihm der Zutritt verwehrt,
auf Fragen antwortete er offen, er
arbeite als Journalist, was (in den
hier geschilderten Fällen) akzep-
tiert wurde.
Schreiber hat ein gleichbleiben-

des Schema: Er nennt Moschee,
Glaubensrichtung, Sprache und
Predigtthema, dann wichtige politi-
sche Ereignisse der Woche, schil-
dert die jeweilige Moschee (teils in
schäbigen Hinterhöfen, teils reprä-
sentative Bauten), zitiert dann, wo
immer möglich, vollständig die je-
weilige Predigt und informiert am
Ende über nachträgliche Bemü-
hungen um Interviews mit den je-
weiligen Imamen, die teils stattfan-
den, teils verweigert wurden.
Wer mit christlichen Predigten

halbwegs vertraut ist, wird bemer-
ken, dass hier, in den muslimischen
Predigten, unentwegt das Lob Got-
tes angestimmt und der Prophet
(Mohammed) und seine Familie ge-
priesen werden, dass aber der lie-

bende Gott, wie ihn Christen glau-
ben und anrufen, fast völlig fehlt.
Daraus folgt eine strikte Glauben-
sanweisung, was bei jeder Abwei-
chung sofort zum Verdacht der Hä-
resie führt (besonders deutlich in
der einzigen schiitischen Predigt). 
Und daraus folgt weiter eine

deutliche Abgrenzung gegenüber

allem, was in Deutschland – verall-
gemeinert: im „Abendland“ –  poli-
tische Rechte und gesellschaftliche
Werte sind. „Koran und Demokra-
tie sind unvereinbar“ sagt einmal
ein Prediger, und ein anderer
warnt in den Dezembertagen vor
der „Weihnachtsgefahr als der
größten aller Gefahren“. Dem-

gegenüber wirken dann doch Be-
kenntnisse zur gemeinsamen Äch-
tung von Mord und Terror blass.
Der Autor nennt drei Schwer-

punkte, die ihm in den Predigten
auffielen: zum einen religiöse Wer-
te, zweitens das Leben in Deutsch-
land und schließlich politische Be-
züge. Wobei die arabisch gehalte-
nen Predigten
mehr religiösen
Charakter haben,
während die tür-
kischsprachigen
stark politisiert
sind – was kein Wun-
der ist, gibt doch die Religionsbe-
hörde in Ankara die Themen vor.
Für deutsche Leser öffnet das

Buch den Blick in ein fast unbe-
kanntes Feld. Man nimmt mit Er-
staunen, wohl auch mit etwas Er-
schrecken wahr, welch ganz ande-
re, uns in Vielem fremde Welt in-
zwischen unser Nachbar ist. Das
Buch enthält allerdings keine 
Hasspredigten. Ob freilich die ge-

ringe Auswahl von nur 13 Texten
repräsentativ ist für muslimische
Predigten in Deutschland generell,
muss offen bleiben.
Eine überraschende Gemein-

samkeit entdeckt man dann aber
auch: In vielen Predigten wird
ständig gemahnt, dem rechten
Glauben treu zu bleiben, regelmä-

ßig zum Freitags-
gebet zu kommen,
fleißig zu spen-
den und sich für
die Gemeinde
einzusetzen. Of-

fensichtlich klappt es
mit der Glaubenstreue doch nicht
immer so, wie es der Koran ver-
langt. Ein ähnliches Problem ha-
ben ja die christlichen Kirchen in
Deutschland seit Langem, auch
hier schwächt sich die Glaubensin-
tensität ab. Man könnte glauben,
die vieldiskutierte Säkularisierung
der heutigen Welt mache vor kei-
ner Glaubensschranke halt. 

Dirk Klose

Wer Elisabeth Hereschs
Buch „Geheimakte Par-
vus. Die gekaufte Re-

volution“ gelesen hat, wird die
Furcht Putins vor dem Einfluss
westlicher Nichtregierungsorgani-
sationen besser verstehen. Sei es
die Stigmatisierung Russlands als
das Böse oder die Schuldzuweisun-
gen westlicher Eliten an Russland,
für alles Übel in der Welt verant-
wortlich zu sein, – all das hat es
schon einmal gegeben vor 100 Jah-
ren.
Einer, der maßgeblich an antirus-

sischer Propaganda beteiligt war, ist
der Spion Alexander Parvus. An-
lässlich des 100. Jahrestags der Rus-
sischen Revolution hat der Herbig-
Verlag das bereits 2013 in zweiter
Auflage erschienene Buch erneut
beworben. Die österreichische Sla-
wistin Heresch, die sich mit Bü-

chern zur russischen Geschichte
und Kultur einen Namen gemacht
hat, liefert keine wissenschaftliche
Arbeit, sondern ein gut lesbares
Buch über die Machenschaften des
russisch-jüdischen Marxisten Israel
Lasarewitsch Helphand alias Ale-
xander Parvus. Der Spross einer
Mittelstandsfamilie hatte schon früh
den Plan, den Zaren zu stürzen und
ein revolutionäres Regime in Russ-
land einzurichten. Da Parvus sich
als Deutscher fühlte, verfolgte er die
Absicht, Deutschland durch den
Sturz des Zaren im Ersten Weltkrieg
zu einem Separatfrieden mit Russ-
land zu verhelfen.
Heresch beschreibt, wie es dem

eloquenten Parvus immer wieder
gelang, sich aus brenzligen Situatio-
nen zu befreien und durch gezielte
Manipulationen seinen Gegnern zu
schaden. Und wie es ihm gelang,

die deutsche Reichsregierung von
seinem Revolutionsplan zu über-
zeugen, die sich das Unternehmen
letztendlich Milliarden kosten ließ. 
Zu Parvus’

Wegbegleitern
gehörten be-
deutende Revo-
lutionäre wie
Trotzkij, Gorkij
und auch Le-
nin. Er war ein
Spalter, der
durch seine ka-
pitalistische Le-
bensweise viele
Revolutionäre
abstieß. So
auch Lenin,
dem es aber
ohne Parvus’
Umtriebigkeit
nicht gelungen

wäre, im verplombten Waggon nach
Petrograd zu gelangen. Ein lesens-
wertes Buch über die Ereignisse vor
100 Jahren. M. Rosenthal-Kappi“

In Zusammenarbeit mit dem
Magazin „Damals“ hat der Theiss

Verlag ein Buch zur Russischen Re-
volution von 1917 herausgegeben.
Entstanden ist eine Textsammlung,
in der die Ereignisse, die eigentlich
der Putsch einer Gruppe entschlos-
sener Marxisten unter Lenin war, in
all ihren Facetten
beleuchtet wird. 
In den Beiträ-

gen beschreiben
die Autoren, wie
die Oktoberrevo-
lution zum Vor-
bild für Soziali-
sten und Kom-
munisten welt-
weit werden
konnte, aber
auch, wie die
Furcht vor dem
Bolschewismus
veruns icher te

Wähler in die Arme nationalisti-
scher Antikommunisten trieb. Eine
Fülle von Bildern und Karten run-
den das Ganze ab. Ein Buch für jene,
die sich mit den Ereignissen, die die
Welt verändert haben, informieren
wollen, ohne sich durch dicke
Schinken quälen zu müssen. MRK

BÜCHER IM GESPRÄCH

Im Zeitalter der »Fake News« Geschichte einer Doppelstadt

Deutschlands Anteil an der Russischen RevolutionUmsturz in Russland

Islam in Deutschland – Blick in ein weitgehend unbekanntes Feld

Lars Keil/Sven
Kellerhoff: „Fake
News machen Ge-
schichten“; Ch.
Links-Verlag, Ber-
lin 2017, gebun-
den, 323 Seiten,
20 Euro

Felix Escher: „Die
Mitte Berlins. Ge-
schichte einer
Doppelstadt“, El-
sengold Verlag,
Berlin 2017, ge-
bunden, 176 Sei-
ten, 29,95 Euro

Elisabeth Heresch:
„Geheimakte Par-
vus. Die gekaufte
Revolution“, Her-
big Verlag, Mün-
chen 2013, gebun-
den, 400 Seiten, 
20 Euro

Constantin Schreiber: „Inside Is-
lam. Was in Deutschlands Mo-
scheen gepredigt wird“, Econ
Verlag, Berlin 2017, gebunden,
256 Seiten, 18 Euro

„1917. Revolutio-
näres Russland“,
Theiss Verlag,
Darmstadt 2016,
gebunden, 128 Sei-
ten, 24,95 Euro

Weihnachten als
größte Gefahr 
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MELDUNGEN MEINUNGEN

Wehe dem, der petzt!
Wieso wir mit den Texas-Morden nichts anfangen konnten, wofür es keinen oder doch einen
Beleg gibt, und wer schweigen kann / Der satirische Wochenrückblick mit HANS HECKEL

Schade, gerade hatten wir
uns wieder eingeschossen
auf den unerhörten „priva-

ten Waffenbesitz“ als Ursünde
moderner Gesellschaften, da ma-
chen uns die Nachrichten aus den
USA alles kaputt. Die dortige
„Waffenlobby“, eine von Trumps
besonders abscheulichen Grusel-
garden, zeigte sich nach dem
Massaker in der texanischen Kir-
che ja wieder mal völlig unein-
sichtig, woran man sehen konnte,
was für skrupellose Kerle das sind
− so schallte es durchs moralsi-
chere Deutschland. Sind denn
nicht schon genug Leute gestor-
ben, weil jedem Heini dort drü-
ben der Besitz eines eigenen
Schießeisens erlaubt ist?
Ja, das war die Erzählung, und

wer wollte ihr widersprechen?
Wer wohl? Die Wirklichkeit war
so frech: Der Killer, der 26 Men-
schen in dem Gotteshaus ermor-
dete, hatte sich seine Waffe illegal
besorgt. Das machen Mörder und
andere Unterweltler in Deutsch-
land auch so. Der Unterschied zu
den USA: Dort konnte ein legal
bewaffneter Bürger den Massen-
mörder stoppen, bevor er noch
mehr Menschen tötete. Wer hätte
ihn in Deutschland aufgehalten?
Und womit? 
Eben. Das schreckliche Gesche-

hen erwies sich wider Erwarten
als völlig unbrauchbar für die ge-
wünschte Richtung. Daher ver-
schwand die Debatte über die
„notwendigen Schlussfolgerun-
gen der Tat von Texas“ genauso
blitzartig wieder aus den Medien
wie das Thema dort hochgeredet
worden war.
Wir im trauten Deutschland

wollen eh keine Privatwaffen, weil
wir uns auf den Schutz durch un-
sere Polizei verlassen. Deshalb
sind uns die Meldungen über die
Zustände an der Berliner Polizei-
akademie, über welche die PAZ
vergangene Woche berichten
musste, besonders auf den Magen
geschlagen.
Umso erleichterter saugen wir

die Klarstellungen von Polizeiprä-
sident Klaus Kandt in uns auf, die
wir Anfang der Woche in der RBB-
„Abendschau“ genießen durften.
Für eine Unterwanderung der Po-
lizei durch kriminelle Clans kenne
er keinen einzigen Beleg, räumt
Kandt da alle Befürchtungen in
dieser Richtung ab. Der Fall eines

Polizeischülers werde jedoch ge-
prüft, der Kontakt zu einer Rocker-
gruppe haben soll. Für den jungen
Mann sehe es nicht gut aus.
Da waren wir für einen kurzen

Moment verwirrt. Es gibt also kei-
nen einzigen Beleg für die Ver-
strickung von Polizeischülern ins
kriminelle Milieu, sagt Kandt, um
sogleich selber einen möglichen
Beleg für das, wofür es keinen Be-
leg gibt, aus der Tasche zu ziehen.
Und wie ist das mit den alar-

mierenden Meldungen über Poli-
zeischüler orientalischer Her-
kunft, die durch Hassausbrüche,
Gewalttätigkeit gegenüber Kolle-
gen und Lernverweigerung aufge-
fallen sind? Ach, kontert Kandt,
die Ausbildung
sei eben „umge-
stellt“ worden.
Dadurch gebe es
jetzt nicht nur
deutlich mehr
Auszubildende,
sondern auch
Veränderungen
in der „Struktur“
der Polizeischü-
ler.
In der „Struktur“? Was meint er

denn damit? Na ja, bleiben wir
fair: Was soll der arme Mann
denn sonst sagen? Dass es mit ei-
nem Anteil von 45 Prozent noch
nie so viele angehende Berliner
Polizisten mit ausländischen Wur-
zeln gab? Und dass Leute mit be-
stimmten Herkünften manchmal
komische Vorstellungen von
Lerneifer, Kameradschaft und gu-
tem Benehmen mitgebacht ha-
ben?
Kandt ist Polizeipräsident einer

rot-rot-grünen Regierung. Da
müsste er regelrecht Rückgrat be-
sitzen, um solche Wahrheiten öf-
fentlich einzuräumen. Ergo
schwadroniert er lieber von
„Strukturen“. Und statt zuzuge-
ben, dass die Politik das Niveau
der Polizeiausbildung den Immi-
granten zuliebe abgesenkt hat,
überschmiert er die Entwicklung
mit der Vokabel „Umstellung“. 
Richtig wach wurde Kandt, als

die Forderung nach einer exter-
nen Untersuchungskommission
durch den Raum geisterte. Das
hieße ja: Versierte Leute von
außerhalb des Berliner Polizeiap-
parats sollten den Laden mal auf
mögliche weitere „Belege“ hin ab-
klopfen.

Nein, nein, nein, auf keinen Fall:
„Kann ich mir nicht vorstellen“,
schiebt der oberste Polizist so ein
Ansinnen kategorisch vom Tisch.
Er wüsste auch gar nicht, warum
da einer von draußen was unter-
suchen sollte. 
Merkwürdig, nicht wahr? Stel-

len Sie sich vor, jemand wirft Ih-
nen aus heiterem Himmel vor, Sie
hätten Falschgeld im Schreibtisch.
Was würden Sie dem antworten?
Ist doch klar: „Guck selber nach,
du Wicht!“ Klaus Kandt dagegen
stemmt sich mit beiden Händen
gegen die geschlossene Schubla-
de und schreit: „Finger weg, da ist
nichts drin!“ Tststs ...
Das Verhalten erinnert an Ma-

fia-Clans. Bei
denen ist es
oberstes Gebot,
dass der „Fami-
lie“ niemand in
die Karten
schaut. Und we-
he dem, der
petzt! Im Mut-
terland der Ma-
fia, in Italien,

nennt man die Pflicht zur strikten
Verschwiegenheit „Omertà“. Wer
gegen die „Omertà“ verstößt, dem
blühen harte Strafen. Wie wir ver-
gangene Woche berichtet haben,
hat Kandt dem LKA-Beamten, der
die Zustände an der Polizeiakade-
mie öffentlich gemacht hat, be-
reits strafrechtliche Konsequen-
zen in Aussicht gestellt.
Wie es an der Schule der Ord-

nungshüter wirklich zugeht, kön-
nen wir nur erahnen. Äußerun-
gen von Repräsentanten geben
aber Anhaltspunkte. So erklärte
der Vizeleiter der Akademie, Bo-
ris Meckelburg, „80 Prozent“ der
angehenden Polizisten seien „to-
tal pflegeleicht“. 
Na, wer sagt’s denn! Dann ist ja

alles in ... Moment mal: Heißt das
etwa, dass 20 Prozent irgendwie
auffällig, problematisch, in beson-
derer Weise „pflegebedürftig“
sind? Jeder fünfte?
Genau das soll es offenbar be-

deuten, wie Kandts Stellvertrete-
rin Margarete Koppers mittels ei-
ner nicht minder derangierten
Beschwichtigung unfreiwillig
enthüllt. An der Berliner Polizei-
akademie gebe es „die gleichen
Disziplinlosigkeiten wie an jeder
anderen deutschen Schule“, so
Koppers. 

Es geht dort demnach nicht an-
ders zu als an einer beliebigen
Brennpunktschule, wo 20 Prozent
Problemkinder die Norm sind.
Das soll uns beruhigen? Im Ernst?
Jetzt müssen wir uns nur noch
vorstellen, wie es wäre, wenn die
20 Prozent Pöbel- und Prügelgö-
ren von der Brennpunktschule
später vom Staat mit Schusswaf-
fen ausgerüstet würden, um die
öffentliche Sicherheit und Ord-
nung zu garantieren, so wie der-
einst die Berliner Polizeischüler
− und wir fühlen uns genauso
entspannt wie beim Ritt auf einer
rostigen Treibmine.
Margarete Koppers wechselt

übrigens demnächst den Posten,
sie steigt zur Chefin der Berliner
Generalstaatsanwaltschaft auf.
Diese Personalentscheidung gar-
antiert eine sehr gute, enge und
vor allem diskrete Zusammenar-
beit der Justiz- und Polizeiorgane
von Berlin.
Übereifrige Kritiker wagen den

Blick in den Abgrund und fragen,
ob es hier irgendwo einen Zu-
sammenhang gibt zu dem Phäno-
men, dass sich die Organisierte
Kriminalität in der deutschen
Hauptstadt derart ungeniert aus-
breiten konnte. An dieser Stelle
wollen wir aber nicht weiterboh-
ren.
Da bewegen wir uns lieber auf

vertrautem Terrain, wo noch jeder
weiß, wie man lästige Fragen oder
Kritik vom Tisch wischt. „Wir ha-
ben hier eine Diskussion, bei der
alle türkisch- und arabischstäm-
migen Mitarbeiter sich einem Ge-
neralverdacht ausgesetzt sehen“,
donnert Polizeipräsident Kandt
− der den „Generalverdacht“
schnell ausmerzen könnte, wenn
er externe Ermittler jeden Einzel-
verdacht untersuchen ließe. Aber
das will er ja nicht. Innensenator
Andreas Geisel droht gar: „Wird
hier Stimmung gemacht gegen
Migranten in der Polizei? Das
werde ich nicht dulden.“
Muss er auch nicht, denn wir

haben ja schon wieder alles bei-
sammen: Den Verdacht auf „Ge-
neralverdacht“ und den Rassis-
musvorwurf. Wo diese Geschütze
aufgefahren werden, schlägt sich
jeder, der zu den Guten gehören
will, in die Büsche. Und hält die
Klappe, denn Sie wissen ja: Wer
die heilige Omertà bricht, der
darf sich nicht wundern ...

Wenn es bei der
Polizeischule nichts
zu finden gibt, warum
darf dann keiner
nachschauen?

ZUR PERSON

Die Rache der
Ex am Spalt-Pilz

Hätte Hollywood-Produzent
Harvey Weinstein seine lü-

sterne Hand bloß unter Kontrolle
gehabt. So aber löste die Aufdek-
kung seiner sexuellen Belästigun-
gen eine weltweite Empörungsla-
wine aus, die bis nach Österreich
reicht. Opfer der in den sozialen
Internetmedien unter „#Meetoo“
laufenden Sexismus-Kampagne
gegen Prominente ist nun auch
Peter Pilz geworden.
Der frühere Grünen-Politiker

soll vor etlichen Jahren zwei Frau-
en begrapscht haben. Obwohl er
die Vorwürfe im einen Fall abstrei-
tet, sich in einem anderen nicht
daran erinnern kann, erklärte er
seinen Rückzug aus dem Natio-
nalrat, in den er mit seiner erst im
Juli gegründeten „Liste Pilz“ ge-
wählt wurde (siehe Seite 6). 
Pilz vermutet hinter den Vor-

würfen gegen ihn die Rache sei-
ner „Ex“: Seine alte Partei, die
Grünen, hatte noch ein Hühnchen
mit ihm zu rupfen, weil sie den
Einzug in den Nationalrat wegen
des Erfolges der „Liste Pilz“ nicht
geschafft hat. Weil Pilz mit „links -
populistischen Parolen“ gegen
den politischen Islam und für ein
Bekenntnis zur Heimat stark po-
larisierte, verweigerten die Grü-
nen ihrem Gründungsmitglied ei-
nen sicheren Listenplatz für die
Nationalratswahl, weshalb er

sich von ihnen
nach 30 Jahren
trennte und ei-
ne eigene Partei
gründete.
Der 63-jähri-

ge Politologe
und Ökonom

aus der Steiermark ist nicht erst
seitdem als „Spalt-Pilz“ bekannt.
Das frühere Mitglied der trotzki-
stischen Gruppe „Revolutionäre
Marxisten“ hat in der Alpenrepu-
blik als „Chefaufdecker“ bereits
für viel Wirbel gesorgt. 1988 war
er maßgeblich an der Aufdeckung
der „Lucona-Affäre“ beteiligt, als
für einen Versicherungsbetrug
sechs Menschen bei einer Schiffs-
explosion im Indischen Ozean
ums Leben kamen. Und auch bei
einem Skandal um illegale Waf-
fenlieferungen oder im „Euro -
fighter“-Untersuchungsausschuss
setzte er Duftmarken.
Kurz vor den Wahlen veröffent-

lichte er das Buch „Heimat Öster-
reich: Ein Aufruf zur Selbstvertei-
digung“. Wegen dieses Bekennt-
nisses zur Heimat wählten ihn die
Bürger in den Nationalrat, in den
er wegen einer Hetzkampagne
jetzt doch nicht einzieht. H. Tews

Dirk Schümer sorgt sich in der
„Welt“ (13. November), wie die
EU und das Euro-System den
Süden der Europäischen Union
in die Krise stürzen:

„Mag also sein, dass das
Mittelmeer die Wiege der euro-
päischen Idee ist. Doch wenn es
so weitergeht, wenn der Euro
die Ökonomien im Süden weiter
abwürgt und weiter über die
Seegrenze massenhaft Migran-
ten kommen, dann wird das
Mittelmeer womöglich zu Euro-
pas Grab.“

Der Schriftsteller und Histori-
ker Klaus-Rüdiger Mai wehrt
sich im „Cicero“ (7. November)
gegen eine Verherrlichung der
„Oktoberrevolution“ und sieht
beunruhigende Parallelen zwi-
schen Lenins Zeit und der
Gegenwart:

„Es ist eine Lüge, zumindest
Ausweis gewollter Unkenntnis
der Geschichte, wenn man die
Oktoberrevolution und Lenin
verherrlicht und die Verbrechen
nur Stalin anlastet. Mit welchem
Vernichtungswillen, mit wel-
chem nihilistischen Hang zum
Totalitarismus, zur Zensur, zur
Rechthaberei, zur Diktatur die
Bolschewiki angetreten sind,
lässt sich mit genügend Schrif-
ten belegen. Der Wille zur Zen-
sur, wie er heute wieder zum
Vorschein kommt, die Beseelt-
heit von Journalisten, zu Propa-
gandisten zu werden, Objekti-
vität fahren zu lassen, weil man
wieder einmal am großen Werk
mittun will, findet man theore-
tisch vorformuliert in Lenins
Schrift ,Parteiorganisation und
Parteiliteratur‘.“

Der Blogger Holm Teichert re-
sümiert nach dem bedrücken-
den Besuch in einer westdeut-
schen Großstadt, die in rasan-
tem Tempo verwahrlost, im
Netzportal „Journalistenwatch“
(9. November) die Qualität der
tatenlosen Politiker:

„Wir haben eine Politik, die die
Grundlagen, das Grundsätzliche
ihres Handelns längst aus den
Augen verloren hat. Wir haben
Gutwetterpolitiker. Solange alles
seinen gewohnten Gang lief und
Deutschland relativ frei von Pro-
blemen war, feierten sie sich alle
und lobten sich gegenseitig in
den Himmel für ihre Politik.
Doch kaum gerät etwas ins Stok-
ken, verlieren die Politiker ihren
Kopf und hören einfach auf zu
funktionieren. Sie sind eben ein-
fach nicht belastbar.“

Im Debatten-Magazin „The
European“ (10. November) at-
tackiert Ulrich Berls den CSU-
Politiker Markus Söder wegen
dessen Auftritt beim Treffen der
bayerischen Jungen Union:

„Bilder werden arrangiert: Sö-
der inmitten von JU-Mitgliedern,
die vorproduzierte Schilder
hochhalten, auf denen ,Minister-
präsident Söder‘ steht. Skrupel-
loser geht’s nicht, denn Söder
hatte sich im CSU-Vorstand ver-
pflichtet, jedwede Personalde-
batte einstweilen hintanzustel-
len, um dem Parteivorsitzenden
bei den Jamaika-Gesprächen in
Berlin nicht in den Rücken zu
fallen.“

Rainer Zitelmann ärgert es im
„Focus“ (11. November), dass
„Reiche“ pauschal als potenziel-
le Steuersünder verdächtigt
werden:

„Die gleichen Medien und Po-
litiker, die jetzt Reiche als Steu-
ertrickser an den Pranger stel-
len, belehren uns ständig, wie
schlimm ein ,Generalverdacht‘
z. B. gegen Flüchtlinge sei.“

Hamburg – Der Publizist Michael
Klonovsky hat scharfe Kritik an
der „Tagesschau“ wegen ihrer Be-
richterstattung zur Eröffnung ei-
ner Erinnerungsstätte am Hart-
mannsweilerkopf im Elsass geübt.
An dem Ort wird künftig der Ge-
fallenen einer der härtesten
Schlachten des Ersten Weltkriegs
gedacht. In der ARD-Nachrichten-
sendung hieß es dazu: „In Frank-
reich ist der Krieg bis heute sehr
gegenwärtig. In Familien, in der
gesamten Gesellschaft. Deutlich
mehr als in Deutschland, das den
Nachbarn überfallen und diesen
Krieg angezettelt hatte.“ Klonovs-
ky nennt das „Fake News, Ge-
schichtsklitterung und Hetze auf
Steuerzahlerkosten“. Historiker
sind von der Behauptung,
Deutschland trage die Haupt-
schuld am Ersten Weltkrieg, tat-
sächlich längst abgerückt.  H.H.

Harte Kritik an
»Tagesschau«
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